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1. Einleitung 

 

In dieser Masterthesis geht es darum, das Thema Adoption bzw. Annahme eines Kindes in den 

Rechtsordnungen von Österreich und Tunesien im Hinblick auf ihre Terminologie zu untersu-

chen und zu vergleichen. Dabei wird begriffsorientiert gearbeitet. Als Ergebnis des Vergleichs 

wird ein Glossar für das Sprachenpaar Deutsch-Arabisch zu diesem Themenbereich erstellt, um 

somit einen kleinen Beitrag für die Terminologiearbeit im Sprachenpaar Deutsch/Arabisch zu 

leisten. 

 Es gibt bereits solche Untersuchungen, beispielsweise zur Strafprozessordnung in Öster-

reich und im Libanon (vgl. Greiner 2011) oder zum Schuldrecht in Deutschland und Ägypten 

(vgl. Haas 2011). Der Themenbereich islamisches Familienrecht, das in Tunesien mit in die Ge-

setzgebung und die Diskurse darum einfließt, ist ausführlich in der Rechtsliteratur bearbeitet 

worden, wodurch auch Übersetzungen geprägt worden sind (vgl. Rohe 2009, Ebert 1996 und 

Ebert 2020). Das Thema Kindschaftsrecht in den arabischen Ländern und in diesem Rahmen 

auch die Adoption in Tunesien wurde ausführlich im Band von Yassari et al. (2019) behandelt.  

 Hier wird nach der Methode vorgegangen, die Sandrini (1996) vorstellt und in der sich 

die Terminologiearbeit zunächst an der Rechtsvergleichung orientiert. Sandrini orientiert sich an 

der funktionalen Mikrovergleichung, bei der der Forschungsgegenstand auf die Frage kon-

zentriert wird, wie ein bestimmtes Sachproblem im jeweiligen Rechtssystem gelöst wird. Dazu 

wird zuerst auf den rechtlichen Kontext und auf die Regelungen eingegangen, die zur Lösung 

des Sachproblems notwendig sind. In der Terminologiearbeit liegt der Fokus dann auf den Be-

griffen, die diese Regelung konstituieren, und auf ihren Beziehungen. Auf dieser Grundlage 

können die Begriffe zweier Rechtsordnungen schließlich sowohl aufgrund ihrer Merkmale als 

auch im Hinblick auf ihre Einbettung in die Regelungsstruktur verglichen werden. 

 Im Hinblick auf diese Vorgangsweise sollen zu Beginn der Arbeit die folgenden Fragen 

gestellt werden: 

- Wie ist die Adoption in Österreich und in Tunesien jeweils geregelt? 

- Welche zentralen Begriffe lassen sich hier identifizieren und wie lassen sie sich ordnen? 

- Welche Ähnlichkeiten und Unterschiede gibt es zwischen den Regelungen und ihren Be-

griffsstrukturen? 

- Wie gut funktioniert die bei Sandrini (1996) vorgestellte Methode in diesem Fall für den 

terminologischen Vergleich; gibt es Einschränkungen? 
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Unter Punkt 2 wird zunächst auf die theoretischen Grundlagen der Terminologiearbeit eingegan-

gen, dabei werden auch die Besonderheiten der Terminologiearbeit im Recht herausgestellt. Un-

ter Punkt 3 wird dann das Vorgehen Schritt für Schritt erläutert. Dies schließt auch den Aufbau 

des terminologischen Eintrags im Glossar mit ein. 

Im nächsten Abschnitt (Punkt 4) geht es zuerst kurz um ein zentrales Thema im Rechts-

vergleich, nämlich die Konzepte der Rechtssysteme und Rechtkontexte und die Einordnung von 

Österreich und Tunesien in Rechtskontexte. Danach erfolgt, entsprechend dem Vorgehen bei 

Sandrini, die Themeneingrenzung. Dann wird für jedes Land einzeln das Korpus vorgestellt und 

auf die Einbettung der Adoptionsregelungen in das Rechtssystem eingegangen. Der Vorgang 

zuerst detailliert beschrieben, dann werden in einem zweiten Schritt die zentralen Begriffe vor-

gestellt. Ab dann werden das österreichische und das tunesische System zusammengeführt, die 

Begriffe werden genauer in ihren Merkmalen und ihrer Einbettung ins System betrachtet und 

rechtssystemübergreifend miteinander verglichen. 

 

 

2. Theoretische Grundlagen 

 

In diesem Kapitel sollen die theoretischen Grundlagen der Masterthesis dargestellt und diskutiert 

werden. Dabei wird zunächst auf die Funktionsweise der Terminologiearbeit eingegangen, die 

ein- oder mehrsprachig erfolgen kann, um dann zu den wichtigsten Aspekten der übersetzungs-

orientierten Terminologiearbeit überzugehen. Da die Arbeit im Fachgebiet Recht einige Beson-

derheiten aufweist, wird bei allen Aspekten der Bezug zur komparativen juristischen Terminolo-

giearbeit hergestellt. Abschließend wird auf die daraus resultierenden Anforderungen an eine 

terminologische Analyse im Bereich Recht eingegangen. 

 

2.1 Forschungsinteresse und Ziel der Terminologiearbeit 

 

Die Anfänge der modernen Terminologielehre als eigenständige Disziplin gehen bis etwa Mitte 

des 19. Jahrhunderts zurück, als Technisierung und Warenaustausch in Europa zunahmen. Sie 

befasst sich mit „den Begriffen und ihren Bezeichnungen in den Fachsprachen“ (DIN 2342 

(2011), zit. in Arntz et al. 2014: 3). Denn es wurde erkannt, dass eine Normierung von Termino-
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logien1 einen großen Nutzen für die Verständigung und damit auch für Abstimmung von Ar-

beitsabläufen hat. Terminologiearbeit besteht in der Erarbeitung, Bearbeitung oder Verarbeitung 

von Terminologien unterschiedlicher Fachbereiche (vgl. ebd.). Sie kann sowohl einsprachig mit 

dem Ziel der Vereinheitlichung als auch mehrsprachig zur Unterstützung von Übersetzungstätig-

keit erfolgen. Im letzteren Fall hilft terminologische Vorarbeit dabei, Übersetzungsentscheidun-

gen auf der Grundlage von Informationen zu Begriffen und ihren Benennungen zu treffen (vgl. 

Sandrini 1996: 188). 

Dabei hat sich die begriffsorientierte Vorgehensweise weitgehend durchgesetzt.2 Zentral 

für die terminologische Arbeit sind also zuerst Begriffe, also Bedeutungskonzepte. Erst, wenn 

diese definiert sind, erfolgt die Betrachtung ihrer sprachlichen Repräsentation in einer Benen-

nung (vgl. Sandrini 1996: 61).3  

 

2.2 Terminologiearbeit und Recht: allgemeine Aspekte 

 

2.2.1 Fachsprache 

 

Arntz et al. bezeichnen die Terminologielehre als „Transdisziplin“ (2014: 5), da sie auf andere 

Fächer Bezug nehmen muss. Terminologische Einträge müssen verdeutlichen, auf welches 

Fachgebiet sie sich beziehen, da sich die Bedeutung eines Wortes je nach Fachgebiet unterschei-

den kann. Außerdem sollte eine Definition immer nur die für das jeweilige Fachgebiet relevanten 

Eigenschaften aufführen (vgl. KÜDES 2002: 32 f.). 

Wie Arntz et al. (2014: 11) betonen, ist es schwierig, eine Abgrenzung zwischen Fach- 

und Gemeinsprache sowie zwischen einzelnen Fachsprachen untereinander zu finden. Grund 

dafür ist, dass sie sich gegenseitig beeinflussen und Merkmale teilen. Grundsätzlich zeichnet sich 

die Gemeinsprache jedoch dadurch aus, dass daran „alle Mitglieder einer Sprachgemeinschaft 

teilhaben“ (DIN 2342 1992: 1, zit. ebd.). Eine Fachsprache dagegen wird in erster Linie von den 

Fachleuten des jeweiligen Bereiches genutzt und hat die „eindeutige und widerspruchsfreie 

 
1 Die Definition des Begriffs lautet nach DIN 2342 (2011): „Terminologie (Fachwortschatz): Gesamtbestand der 

Begriffe und ihrer Bezeichnungen in einem Fachgebiet“ (zitiert nach Arntz et al. 2013: 11). An anderer Stelle wird 

hinzugefügt, der Begriff stehe „auch für die Lehre von den Begriffen und Benennungen der Fachwortschätze (Ter-

minologielehre) und den Methoden der Terminologiearbeit“ (KÜDES 2003: 13). 
2 Sandrini geht genauer darauf ein, warum dies für Fachsprachen sinnvoller ist als der semantische Ansatz, der von 

Benennungen ausgeht (1996: 54-59). 
3 Sandrini (1996: 134) betont, dass Konnotationen hier selten betrachtet werden, da vielmehr die Definition der 

Termini im Fokus stehe; zugleich weist Šarčevič auf den ideologischen Inhalt mancher Begriffe hin, dessen sich 

ÜbersetzerInnen durchaus bewusst sein sollten (1997: 233). 
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Kommunikation in einem Fachgebiet“ (ebd.) zum Ziel. Ein wichtiges Element einer Fachsprache 

ist ihre Lexik, aber auch andere sprachlichen Einheiten können ihre Besonderheit ausmachen 

(ebd.: 12, 34-36).4 

Die juristische Fachsprache5 ist ein Sonderfall, da sie nicht nur von JuristInnen genutzt 

wird, sondern sich an alle Menschen richtet, die von den Regelungen des jeweiligen Staates be-

troffen sind. Sie lässt sich danach unterteilen, in welchem Bereich und von wem sie verwendet 

wird: Sandrini (1999: 12) unterscheidet die Verwendung in den Bereichen Rechtsetzung, 

Rechtswesen und Verwaltung. Der Abstraktionsgrad richte sich danach, ob die Texte aus 

Rechtswissenschaft und -dogmatik stammten oder aus Behörden, die mit Laien zu tun haben 

(ebd.: 11 f.).6 

Da das Ziel von Rechtsordnungen darin besteht, reale Sachverhalte zu regeln, weist ihre 

Sprache eine enge Beziehung zur Gemeinsprache auf. Allerdings muss die Sprache der Gesetz-

gebung zwar verständlich, aber auch abstrakt genug sein, um eine ausreichende Menge an – teils 

unvorhersehbaren – realen Sachverhalten zu umfassen. Deshalb ist es grundlegend für die Recht-

sprechung, dass Rechtsbegriffe eine gewisse Offenheit aufweisen, sodass sie auf Einzelfälle an-

wendbar bleiben (Sandrini 1996: 75 f.). 

Eine Rechtssprache bezieht sich immer auf ein Rechtssystem. Dementsprechend existie-

ren so viele Rechtssprachen, wie es Rechtssysteme7 gibt – ein großer Unterschied zu anderen 

Fachsprachen. Denn Fächer wie etwa Chemie oder auch Medizin haben zwar unterschiedliche 

Fachtraditionen je nach Land oder Region, trotzdem gibt es jedoch auf internationaler Ebene 

weitgehende Gemeinsamkeiten, da sie sich grundsätzlich auf dieselben Systeme und auch auf 

außersprachlich erlebbare Phänomene beziehen (Sandrini 1996: 9). Was die juristische Fach-

sprache angeht, so können für das Deutsche allein sieben verschiedene Rechtssprachen gezählt 

werden.8 So betont Sandrini (1996: 16, 21), dass auch das Übersetzen zwischen zwei Rechtsord-

 
4 Vgl. z. B. auch Stolze (1996: 54-56) zur Stilistik der juristischen Fachsprache. 
5 Im Folgenden auch als „Rechtssprache“ bezeichnet. Sandrini (1996: 12 f.) erwähnt, dass die Existenz einer juristi-

schen Fachsprache beispielsweise von Ludger Hoffmann negiert wird, weist jedoch auch darauf hin, dass Hoffmann 

trotzdem die Besonderheiten der Sprachverwendung im Fachgebiet Recht anerkennt.  
6 In seiner Dissertation von 1996 erklärt Sandrini eine weitere Einteilung W. Ottos nach „Quelle, Inhalt und Infor-

mationszweck“ sowie dessen Unterscheidung zwischen Juristen- und Amtssprache (14). 
7 Die Termini „Rechtssystem“ und „Rechtsordnung“ werden synonym verwendet, vgl. beispielsweise die Verwen-

dung bei Greiner 2011: 13. 
8 Greiner nennt die Rechtssysteme Österreichs, Deutschlands, der Schweiz, Liechtensteins, Belgiens, Südtirols und 

der Europäischen Union, Letzteres allerdings mit der Einschränkung, dass das Europarecht vom nationalen Recht 

absorbiert werde. Für das Arabische, Amtssprache in 26 Ländern (die Palästinensischen Autonomiegebiete und die 

Westsahara mitgezählt) und mehreren internationalen Organisationen, ist die Anzahl entsprechend höher (vgl.  

2011: 13). 
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nungen einen Rechtsvergleich beinhalten muss; hier geschehe nicht nur die Übertragung in eine 

andere Sprache, sondern ein „komplexes transkulturelles Handeln“ (ebd.: 16). 

Die historische Entwicklung dieser Rechtssysteme kann sich in der juristischen Fachspra-

che zeigen. Wenn Gesetze oder Regelungen über Generationen hinweg in ihrem Wortlaut über-

nommen werden, während sich die Gemeinsprache verändert, führt dies dazu, dass sie für Laien 

weniger zugänglich sind (Pommer 2006: 16). Im Arabischen sind beispielsweise Termini des 

klassischen islamischen Rechts in den modernen Systemen weiterhin relevant, haben jedoch teils 

einen Bedeutungswandel erfahren (vgl. Ebert 2020: 11). 

 

2.2.2 Begriff und Rechtsbegriff 

 

Die Terminologiearbeit orientiert sich an Begriffen, die einerseits von dem Gegenstand oder den 

Gegenständen, die sie umfassen, und andererseits von ihrer Bezeichnung bzw. ihren Bezeich-

nungen abgegrenzt werden. Dieses Konzept beruht auf dem sprachwissenschaftlichen Modell 

des semiotischen Dreiecks nach Ogden/Richards. Dem Modell liegt die Idee zugrunde, dass 

Menschen bereits in ihrem Denken die Welt nach Begriffen ordnen, die sich auf Gegenstände 

beziehen. Ein „Gegenstand“ in diesem Sinne kann sowohl materiell als auch immateriell sein. In 

der ÖNorm A 2704:2 (1990) wird er als „Ausschnitt aus der sinnlich wahrnehmbaren oder ge-

dachten Wirklichkeit mit einer Menge von Eigenschaften“ (zit. in Arntz et al. 2014: 45) definiert. 

Ein solcher Ausschnitt aus der Realität wird durch ein Konzept in unser Denken übertragen, das 

als „Begriff“ bezeichnet wird. So ist es möglich, ähnliche Gegenstände durch ihre gemeinsamen 

Eigenschaften zu erkennen und von anderen abzugrenzen. An der dritten Spitze des Dreiecks 

findet sich schließlich die „Bezeichnung“, also die mit Begriff und Gegenstand verbundene Re-

präsentationsform, die sowohl sprachlich als auch nichtsprachlich sein kann, also beispielsweise 

ein Symbol oder eine Formel. Am häufigsten kommt die sprachliche Repräsentation vor, also die 

Benennung; sie ist auch die im Fachbereich Recht wichtigste Form (vgl. Arntz et al. 2014: 41, 

113-115). 

Begriffe bilden eine Wissensstruktur, innerhalb derer sie sich auch durch ihre jeweilige 

Position voneinander abgrenzen. Sie können sich verändern, sobald neue Informationen eintref-

fen, sie sind also Teil eines dynamischen Systems. Begriffe als Denkeinheiten können sprach-

übergreifend existieren; die Zuordnung zu Repräsentationsformen ist arbiträr (vgl. Arntz 39 f., 

49; Sandrini 1996: 123-126). 
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Begriffe sind leichter auf materielle Gegenstände zu beziehen als auf Abstrakta. Für eine 

Begriffsbeschreibung kann die Gesamtheit seiner Merkmale, also die Intension, herangezogen 

werden. Merkmale sind Eigenschaften des Gegenstandes, die im Erkenntnisprozess zur Begriffs-

bildung und -abgrenzung dienen. Auch Merkmale sind Begriffe, die jedoch zur Beschreibung 

eines anderen Begriffs herangezogen werden.9 Je mehr Merkmale dabei aufgezählt werden, desto 

kleiner ist die Menge der Gegenstände, die unter den Begriff fallen können. Die Gesamtheit die-

ser Gegenstände wird als Klasse bezeichnet, während die Unterbegriffe eines Begriffes, die auf 

derselben Hierarchiestufe stehen, als Begriffsumfang bzw. Extension bezeichnet werden. An 

diesen Einteilungen wird bereits deutlich, dass Begriffe durch ihre Merkmale voneinander abge-

grenzt und hierarchisch geordnet werden können (vgl. Arntz et al. 2014: 49, 52-54, 56 f.).10 

Ein juristischer Terminus besteht aus einer Benennung und dem dahinterstehenden Be-

griff. Dieser Begriff kann sich auch auf komplexere Sachverhalte beziehen; das gilt besonders 

für das materielle Recht, durch das rechtlich relevante Lebenssituationen geregelt werden sollen. 

Die Beschreibung der Situation oder der Tat, die hier auf abstrahierte Weise erfolgt, wird als 

Tatbestand bezeichnet. Insofern ist jeder Tatbestand ein Rechtsbegriff. Dieser besteht selbst aus 

weiteren Begriffen, die in der Rechtsprechung interpretiert und dem konkreten Fall zugeordnet 

werden müssen (vgl. Sandrini 1996: 28-30, 40). 

Rechtliche Begriffe weisen einige Unterschiede zu Begriffen anderer Fachsprachen auf, 

was dazu führt, dass im Bereich Recht besondere Bedingungen für die Terminologiearbeit vor-

liegen. Ein grundlegender Unterschied der Rechtssprache zu anderen Fachsprachen besteht da-

rin, dass die Definition von Begriffen stark an die Interpretationskultur des Rechtssystems ge-

bunden ist, dem sie entstammen. Diese muss also stets beachtet werden. Generell sind Rechtsbe-

griffe in ein komplexes Wissenssystem eingebettet, das beispielsweise die Hierarchie von 

Rechtsquellen, Rechtsfolgen und die Regelungsabsicht des Gesetzgebers umfasst. Rechtstexte 

werden auch oft aufeinander bezogen, sodass intertextuelle Verweise relevant sein können. Wei-

ters ist zu beachten, dass Bezeichnungen durch den Gesetzgeber polysem verwendet werden 

können (vgl. Pommer 2006: 23-27; Sandrini 1996: 63). 

Wie bereits erwähnt, zeichnet sich die juristische Fachsprache auch dadurch aus, dass sie 

eine Fülle an Benennungen aus der Gemeinsprache beinhaltet. Diese stellen eine Herausforde-

rung für die Übersetzungsarbeit dar, da überhaupt erst erkannt werden muss, ob es sich hier um 

 
9 Vgl. DIN 2342 (2011), zit. In Arntz et al. 2014: 56. 
10 Mehr zu Merkmalen, Definition und Begriffssystemen unter 2.2.3 und 2.2.4. 
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einen Fachausdruck handelt.11 Das gilt besonders für juristische Texte, wie Simonnæs am Wort 

„unverzüglich“ im deutschen Recht demonstriert: „Im gemeinsprachlichen Gebrauch sind unver-

züglich und sofort Synonyme, in der Rechtssprache bedeutet unverzüglich jedoch ‚ohne schuld-

haftes Zögern‘“ (2012: 283). Diese spezifische Bedeutung in Rechtstexten ist zugleich der 

Rechtsbegriff, der meist genauer definiert ist als der gemeinsprachliche Begriff und jedenfalls in 

Abgrenzung davon zu sehen ist.  Andere Benennungen aus der Gemeinsprache werden in der 

Rechtssprache jedoch in gleicher Bedeutung verwendet und sind somit keine juristischen Fach-

termini, da sie sich nicht auf einen anderweitig definierten juristischen Begriff beziehen (vgl. 

Sandrini 1996: 15 f., 62 f.). 

Aufgrund dieser Besonderheit werden Rechtsbegriffe in logische Allgemeinbegriffe, 

Wertbegriffe und Rechtsbegriffe eingeteilt. Logische Allgemeinbegriffe beziehen sich dabei auf 

Vorstellungen aus dem allgemeinen Erfahrungsbereich, ihr Verständnis setzt jedoch Kenntnisse 

über die betreffenden gesellschaftlichen Abläufe voraus. Wertbegriffe können dagegen nur durch 

juristisches Fachwissen bestimmt werden, da hier „ein besonderes Werturteil erforderlich“ 

(Pommer 2006: 30) ist – wie beispielsweise der Begriff der „guten Sitten“. Rechtsbegriffe 

schließlich sind durch den Gesetzgeber definiert. Primäre Rechtsbegriffe beziehen sich aus-

schließlich auf juristische Vorgänge und werden deshalb in erster Linie unter ExpertInnen ver-

wendet, während sekundäre Rechtsbegriffe zwar allgemein bekannt sind, ihre Bedeutung im 

rechtlichen Bereich jedoch durch den Gesetzgeber genau festgelegt worden ist (vgl. Pommer 

2006: 30 f.).12 

In diesem Sinne wird auch zwischen bestimmten und unbestimmten Rechtsbegriffen un-

terschieden: Ein Begriff ist dann bestimmt, wenn er durch den Gesetzgeber beschrieben worden 

ist, was auch als „Legaldefinition“ bezeichnet wird; unbestimmt sind dagegen die Wertbegriffe, 

bei denen eine solche Beschreibung eben nicht vorliegt und die deshalb durch RichterInnen zu 

füllen sind (vgl. Stolze 1999: 48). Dazu zählen beispielsweise „Ehe“ und „Eigentum“. Unbe-

stimmte Rechtsbegriffe können an die aktuelle Lebenswirklichkeit angepasst werden, indem ein 

oder mehrere Merkmale des Begriffes neu definiert werden (vgl. Sandrini 1996: 31 f., 76). 

 
11 Sandrini (1996: 15 f.) weist darauf hin, dass nicht jedes Wort, das in einer juristischen Norm vorkommt, ein 

Fachwort ist. Pommer (2006: 22 f.) unterscheidet zwischen zwei den Ebenen des terminologisierten Fachwortschat-

zes, den nur ExpertInnen verwenden, und der Gesetzessprache, die Ausdrücke aus der Gemeinsprache aufweise. S. 

auch Punkt 2.2.2 – Begriff und Rechtsbegriff. 
12 Pommer bezieht sich hier auf eine Einteilung nach Karl Larenz, während Sandrini zu diesem Thema eine ähnliche 

Einteilung nach Rolf Wank zitiert, die die Wertbegriffe nicht enthält. Sandrini weist bei der Beschreibung einer 

weiteren Einteilung zudem darauf hin, dass nicht nur die Gemeinsprache die Rechtssprache beeinflusst, sondern 

auch umgekehrt eine Wirkung der Rechts- auf die Gemeinsprache stattfinden kann (1996: 25, 28 f.). Einen ähnli-

chen Prozess gibt es auch in anderen Fachsprachen, vgl. Arntz et al. 2014: 23. 
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2.2.3 Definition und Merkmal 

 

Das semiotische Dreieck zeigt die Beziehung zwischen Gegenstand, Begriff und Bezeichnung 

auf. Suonuuti hat ihm für die Darstellung von Terminologiearbeit noch eine weiter Dimension 

hinzugefügt: die Definition.13 Durch die Definition wird eine „Begriffsbestimmung mit sprachli-

chen Mitteln“ (DIN 2342 (2011), zit. in Arntz et al. 2014: 63) geleistet. Dabei wird auch die Be-

ziehung zwischen Begriff und Benennung hergestellt und zudem deutlich gemacht, wie der Be-

griff in ein Begriffssystem einzuordnen ist (vgl. Sandrini 1996: 53 f.). 

Definitionen müssen in der Terminologiearbeit möglichst knapp, präzise und korrekt 

sein, sodass der Begriff auf übersichtliche Weise genau eingegrenzt wird. Ausschlaggebend für 

die Definition sind das Fachgebiet und das Ziel der jeweiligen Terminologiearbeit: ersteres, da 

nur die für das Fachgebiet relevanten Merkmale eines Gegenstandes genannt werden sollen und 

letzteres, da beispielsweise der Grad der Fachlichkeit je nach Zielpublikum bzw. Verwendungs-

zweck variieren kann (vgl. Arntz et al. 2014: 71). 

Essentiell für Definitionen sind sowohl die Position des Begriffes im System als auch 

seine wesentlichen Merkmale, also solche Eigenschaften, die für die Begriffsbildung und -

abgrenzung sowie im Hinblick auf das Ziel der Terminologiearbeit unabdinglich sind. Sie wer-

den unterteilt in Beschaffenheitsmerkmale im Sinne von dem Gegenstand inhärenten Eigen-

schaften, und Relationsmerkmale, die eine Beziehung zu anderen Gegenständen herstellen.14 Sie 

dienen also dazu, den Begriffsinhalt festzustellen und Begriffssysteme zu strukturieren. Zudem 

sind sie für die Frage nach der Gleichwertigkeit von Sachverhalten maßgeblich. Dies ist im 

Fachgebiet Recht von hoher Relevanz, da ein Gesetzgeber Tatbestände in abstrakten Merkmalen 

ausdrückt (Abstraktion), die dann in jedem realen Fall mit den konkreten Merkmalen eines Fal-

les abgeglichen werden müssen (Subsumption) (vgl. Arntz et al. 2014: 59-61, Sandrini 1996: 30 

f.).  

Aus der Abstraktheit bzw. fehlenden Bestimmbarkeit vieler Rechtsbegriffe ergibt sich 

zugleich, dass für eine Definition im Recht Merkmale nicht ausreichen. Vielmehr steht im Zent-

rum jeder Definition steht der Regelungszweck, der mit dem Rechtsbegriff verfolgt wird, wozu 

auch der größere Regelungszusammenhang zu beachten ist (vgl. Sandrini 1996: 69, 75 f., 146). 

Deshalb werden zur Begriffsbeschreibung eines Tatbestandes nicht nur dessen Merkmale, son-

dern auch seine Rechtsfolgen mit einbezogen. Hat ein Tatbestand allerdings eine große Fülle an 

 
13 Zum Modell Suonuutis vgl. Arntz et al. (2014): 42. 
14 Arntz et al. (2014: 59 f.) weisen darauf hin, dass weitere Einteilungen möglich sind. 
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Rechtsfolgen, so kann seine Beschreibung sich auf die Rechtsfolgen innerhalb eines bestimmten 

Rechtsbereichs beschränken (vgl. ebd.: 65).  Weitere Dimensionen des Begriffes sind seine Ein-

bettung in der Rechtsordnung, seine rechtliche Anwendung, seine Funktion und sein rechtssozio-

logisches Verständnis (vgl. Sandrini 2009: 156 f.). 

Definitionen von Rechtsbegriffen sind zeitlich und örtlich gebunden und können jederzeit 

durch Entwicklungen in der Rechtsprechung oder Rechtswissenschaft verändert werden. Daher 

ist immer der aktuelle Stand zu beachten (vgl. Sandrini 1996: 54). 

Im Bereich Recht werden Definitionen durch den Gesetzgeber, durch Gerichte und in der 

Rechtswissenschaft formuliert. Definitionen von Gesetzgebern sind für die Terminologiearbeit 

am relevantesten, durch Gerichte getroffene Definitionen sind meist fallspezifisch, können zum 

Verständnis einer Regelung aber hilfreich sein. In der Rechtswissenschaft ist darauf zu achten, 

ob die hier verwendeten Definitionen für eine bestimmte Strömung spezifisch sind oder einer 

allgemeinen Meinung zuzuordnen sind (vgl. Sandrini 1996: 91 f.). 

In der Literatur werden Arten von Rechtdefinitionen auf unterschiedliche Weisen unter-

teilt, je nachdem, ob sie explizit oder implizit getroffen werden. Definitionen durch den Gesetz-

geber gibt es in beiden Formen, die beispielsweise als reine und kaschierte Legaldefinitionen 

bezeichnet werden. Während in reinen Legaldefinitionen explizit Begriffsmerkmale genannt 

werden, sind kaschierte Legaldefinitionen in eine Norm eingebettet, der Begriff wird hier also 

nur indirekt definiert (vgl. Sandrini 1996: 90). 

Für Definitionen als Teil eines terminologischen Eintrags für einen Rechtsbegriff gilt, 

dass die wesentlich erscheinenden Merkmale aus Tatbestand, Rechtsfolge und Zusammenhang 

aufgeführt werden müssen. Anders als in der Terminologiearbeit zu anderen Fachsprachen ist es 

für Begriffe der Rechtssprache also nicht ausreichend, nur einen Oberbegriff und einschränkende 

Merkmale zu nennen.15  

 

2.2.4 Systematisierung 

 

In der Terminologiearbeit wird ein Begriff einerseits durch seine Merkmale, andererseits aber 

auch durch seine Position in einem Fachgebiet und seine Beziehung zu anderen Begriffen in die-

sem Fachgebiet definiert. Daher müssen bereits bei der Erarbeitung der Definitionen auch die 

Begriffsbeziehungen mitgedacht werden, sodass Unterschiede, Hierarchien und auch die Ver-

 
15 Dies ist die Vorgangsweise bei einer Inhaltsdefinition, vgl. Arntz et al. 2014: 65-67. 
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knüpfungen zwischen Begriffen und Benennungen erkennbar werden. Die für die Abgrenzung 

der Begriffe relevanten Beziehungen lassen sich durch ein Begriffssystem darstellen. 

Die Erarbeitung eines Begriffssystems hilft dabei, Begriffe klarer voneinander abzugren-

zen, leichter vergleichbar zu machen und Fälle von Synonymie zu erkennen. Das durch die Sys-

tematisierung vertiefte Verständnis der Begriffe kann auch deutlich machen, ob zur vollständi-

gen Bearbeitung des Fachgebiets noch Begriffe fehlen Begriffssysteme können in Begriffsplänen 

graphisch dargestellt werden (vgl. Arntz et al. 2014: 75 f.; Sandrini 1996: 96-98). Für überset-

zungsorientierte Terminologiearbeit können solche Begriffspläne dabei helfen, die in der jewei-

ligen Sprache bzw. im jeweiligen System vorhandenen Begriffe und ihre Beziehungsstrukturen 

miteinander zu vergleichen. Dies ist jedoch eher dann hilfreich, wenn der Unterschied nicht zu 

groß ist (vgl. Greiner 2011: 78 f.). 

Bei manchen Themengebieten sind die relevanten Begriffe generell zu verschiedenartig, 

um sie in ein Begriffssystem zu fassen. Das kann gerade im Fachbereich Recht vorkommen, da 

hier zuerst die Regelung eines Sachverhaltes innerhalb eines bestehenden Rechtssystems im Fo-

kus steht, nicht aber eine klare Begriffsordnung. In diesem Fall können statt eines Begriffssys-

tems ein oder mehrere Begriffsfelder erstellt werden. In Begriffsfeldern werden Begriffe ge-

sammelt, die in einer thematischen Beziehung zueinander stehen, ohne jedoch die Beziehungen 

genauer zu definieren (vgl. Sandrini 1996: 98, Arntz et al., 2014: 109). 

Es zeigt sich während des Arbeitsprozesses, welche der beiden Varianten möglich ist. Grund-

sätzlich sollte bei der Erstellung eines Begriffssystems oder -feldes darauf geachtet werden, dass 

es eindeutig, für die jeweilige Zielgruppe verständlich, übersichtlich und ergänzbar ist, sodass 

auf neue Entwicklungen im jeweiligen Feld reagiert werden kann (vgl. Arntz et al. 2014: 77 f., 

109 f.). 

Innerhalb eines Begriffssystems oder -feldes muss deutlich gemacht werden, nach wel-

chen Gliederungskriterien es erstellt worden ist. Zwar ist es besonders übersichtlich, wenn nur 

nach einer Art von Begriffsbeziehung geordnet wird,16 jedoch ist es auch möglich, innerhalb 

einer Darstellung mehrere Beziehungsarten anzuwenden, sodass mehr Begriffe aufgenommen 

werden können. Das ist im Fachgebiet Recht allerdings nicht immer möglich, da Rechtsbegriffe 

nicht nur auf Basis logischer Beziehungen definiert werden, sondern aufgrund ihrer Funktion oft 

abstrakt gehalten sind und stets in Bezug auf ihre Regelungsabsicht betrachtet werden müssen. Je 

 
16 Das ist beispielsweise der Fall, wenn mit Abstraktionssystemen gearbeitet wird, in denen Ober- und Unterbegriffe 

zueinander in Beziehung gebracht werden; für manche Rechtsbereiche funktioniert dies gut (vgl. Sandrini 1996: 100 

f.). 
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nach Grad der Verschiedenheit zwischen den Begriffen kann es hier notwendig sein, mehrere 

Teilsysteme zu erarbeiten, die dann wieder in den Zusammenhang der Gesamtregelung gestellt 

werden, sodass der Überblick über die Regelung trotzdem erhalten bleibt (vgl. Arntz et al. 2014: 

102-108; Sandrini 1996: 102-110). 

 

2.2.5 Benennung 

 

Die Benennung bzw. das sprachliche Zeichen stellt zwar nicht den Ausgangspunkt der Termino-

logiearbeit dar, die begriffsorientiert arbeitet; allerdings ist die sprachliche Repräsentation von 

Begriffen unentbehrlich, um sie festhalten und systematisieren zu können. Benennungen sind 

nicht per se mit Begriffen verbunden, sondern werden ihnen vielmehr durch den Gebrauch der 

Sprache oder durch eine willkürliche Festlegung zugeordnet. Dadurch entsteht eine Beziehung 

zwischen Benennung und Begriff, aus der heraus sich Phänomene wie Synonymie erst begrün-

den lassen – in diesem Fall der Ausdruck eines Begriffes durch verschiedene Benennungen 

(Sandrini 1996: 128, Stolze 1999: 35). Eine Benennung muss nicht zwingend aus nur einem 

Wort bestehen, sondern kann auch eine Wendung oder eine Phrase sein (vgl. KÜDES 2003: 61 

f.). Synonyme für „Benennung“ sind die Worte „Terminus“ und „Fachausdruck“ (vgl. DIN 2342 

(2011), zit. in Arntz et al 2014: 115). 

Dass Benennungen nicht nur mit Begriffen verbunden sind, sondern diesen Begriffsinhalt 

auch bei der Terminologisierung von Begriffen mit einbringen, hat sich bereits in der Diskussion 

um das Verhältnis zwischen Gemein- und Rechtssprache gezeigt. Die Ableitung einer neuen 

Benennung aus einer bestehenden, bzw. durch die Kombination bestehender Benennungen, er-

zeugt bereits eine Vorstellung des gemeinten Begriffes, obwohl sie zuvor unbekannt gewesen ist. 

Das ist im Deutschen bei Komposita wie beispielsweise „Kündigungsentschädigung“ besonders 

anschaulich (vgl. Arntz et al. 2014: 117 f.; Sandrini 1996: 133). Solche Wortbildungsvorgänge 

lassen sich in der übersetzungsorientierten Terminologiearbeit nutzen, wenn die Erarbeitung ei-

ner neuen Benennung eine angemessene Lösung für fehlende Äquivalenz darstellt. So nutzt 

Greiner beispielsweise Komposita in Lehnübersetzungen zur Übertragung libanesischer Rechts-

begriffe ins Deutsche (vgl. Greiner 2011: 103 f.). 
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2.2.6 Der terminologische Eintrag 

 

Ergebnis sowohl von ein- als auch mehrsprachlicher Terminologiearbeit sind terminologische 

Einträge, die in Form von Wörterbüchern, Glossaren oder elektronischen Datenbanken veröf-

fentlicht werden können. Solche Werke können sich in Bezug auf ihre Darstellung von Äquiva-

lenzen stark unterscheiden, zudem existieren neben begriffsorientierten Arbeiten auch bedeu-

tungsorientierte (vgl. Arntz et al 2014: 177-205). Ziel dieser Arbeit ist die Erstellung einer de-

skriptiven begriffsorientierten Terminologiesammlung. 

Ein terminologischer Eintrag besteht jeweils aus terminologischen Daten sowie aus Zu-

satzdaten für die Verwaltung der terminologischen Datenbank. Welche terminologischen Daten 

angegeben werden, wird danach bestimmt, welche Zielgruppe sich die Sammlung richtet. Für 

Sprachfachleute sind beispielsweise grammatikalische Angaben meist weniger relevant als für 

Lernende (vgl. KÜDES 2002: 27). 

Für jeden Eintrag sollte es mindestens eine Benennung und eine Definition mit den we-

sentlichen Merkmalen des Begriffes geben. Bei zweisprachiger Terminologiearbeit, besonders 

im Fachbereich Recht, in dem vollständige Äquivalenz kaum zu erreichen ist, sollten auch In-

formationen zum Grad der Äquivalenz angegeben werden. Grundlegend sind außerdem Felder 

zu Anmerkungen, z. B. für Hinweise auf Homonymie, und die Angabe eines Kontextsatzes. Für 

die erfassten Daten müssen jeweils Quellen angegeben werden (vgl. Arntz et al. 2014: 214-217, 

KÜDES 20020: 29 f.).  

 

2.3 Terminologie in der Rechtsübersetzung 

 

2.3.1 Rechtsvergleichung und Terminologiearbeit 

 

Als Rechtsvergleichung wird eine Methode bezeichnet, mithilfe derer Rechtskreise, Rechtsord-

nungen sowie Rechtsinstitute und -regeln verglichen werden. Rechtsvergleichung und Rechts-

übersetzung bedingen sich gegenseitig und können einander ergänzen (vgl. Pommer 2006: 80, 

117-120). Weil in der Rechtsvergleichung begriffsbezogen bzw. onomasiologisch vorgegangen 

wird, hat sie Ähnlichkeiten zur Terminologiearbeit (vgl. Sandrini 1996: 169 f.). 

Für eine terminologische Arbeit im Fachgebiet Recht bietet es sich an, aus der Rechtsverglei-

chung die Vorgangsweise der funktionalen Mikrovergleichung zu übernehmen. Hierbei wird 

danach gefragt, wie ein bestimmtes Problem in den zu vergleichenden Rechtsordnungen geregelt 
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wird.17 Der zu bearbeitende Bereich aus einer Rechtsordnung lässt sich wie folgt eingrenzen: 

„[E]s wird die Frage nach dem sich aus der konkreten Lebenswirklichkeit ergebenden Sachprob-

lem gestellt, auf welches das jeweilige Rechtssystem durch seine Normen, Traditionen und 

Bräuche eine mögliche Lösung gefunden hat“ (Sandrini 1996: 152).  

So wird eine Vergleichsgrundlage für die Textrecherche geschaffen, die nicht auf Begrif-

fen einzelner Rechtsordnungen basiert, da es zwischen diesen große Unterschiede geben kann. 

Im Zusammenhang damit empfiehlt Sandrini, das Sachproblem in einen Begriff zu fassen, der 

außerhalb der zu vergleichenden Rechtsordnungen bleibt: den „autonom-rechtsvergleichenden 

Begriff“ (ebd.: 163, 172 f.). Dadurch kann das Thema mit einem systemunabhängigen Überbe-

griff bezeichnet werden. Pommer (2006: 34) weist darauf hin, dass Rechtsinstitute sich auch bei 

großer Ähnlichkeit stets durch ihre Einbettung im jeweiligen System unterscheiden und daher 

von manchen ExpertInnen als unübersetzbare Eigennamen behandelt werden. Im Falle der vor-

liegenden Arbeit wurde trotz dieser Argumente der Terminus „Adoption“ gewählt, da der damit 

bezeichnete Begriff in beiden Rechtsordnungen gleich definiert wird und diese Bezeichnung 

eindeutiger ist als jede mögliche Alternative.18 

In der terminologischen Arbeit wird das Sachproblem auf die gleiche Weise eingegrenzt, 

sodass Literatur dazu gesammelt werden kann. Anhand der Texte wird dann aufgezeigt, wie das 

Sachproblem in der jeweiligen Rechtsordnung gelöst wird und in welchen Beziehungen die dafür 

aufgestellten Normen und Regelungen zueinander stehen. Durch die Herausarbeitung der Funk-

tionsweise dieser Normen und Regelungen wird zugleich ein Bezug zur gesamten Rechtsord-

nung hergestellt. Erst dann kann auf die Rechtsbegriffe eingegangen werden, die in der termino-

logischen Arbeit im Fokus stehen (Sandrini 1996: 173-178). 

 

2.3.2 Quellen 

 

Im Bereich Recht ist ausschließlich die rechtliche, also nicht gemeinsprachliche, und auf die 

Rechtsordnung bezogene Verwendung und Definition eines Begriffs relevant. Daher können zur 

Recherche von relevanten Begriffen und Definitionen Texte aus der Rechtsetzung, Rechtspre-

 
17 Sandrini nennt zwei weitere Vergleichsmöglichkeiten, die Makrovergleichung und die punktuelle Institutionen-

vergleichung, hält aber die funktionale Vergleichung für die beste Möglichkeit für die Rechtsübersetzung, da sie 

sowohl den Vergleich eines eingegrenzten Bereichs als auch den Überblick über die jeweiligen Rechtssysteme leis-

tet (vgl. Sandrini 1996: 167 f.). Pommer (2006: 101) nennt diese die „rechtlich-funktionale Methode“ und nennt als 

Nachteil, dass hier die soziale Funktion der jeweiligen Regel nicht mit untersucht wird, sondern nur ihre Rolle im 

Recht selbst. 
18 In Betracht gezogen wurde beispielsweise „Annahme eines Kindes“, was sich jedoch auch auf Adoptionsalterna-

tiven aus dem islamischen Recht, wie kafāla, beziehen könnte (zur kafāla s. Fußnote 30). 
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chung und auch der Verwaltung bzw. der Exekutive aus der jeweiligen Rechtsordnung sowie 

Fachliteratur aus der Rechtswissenschaft herangezogen werden.19 Bei Texten aus der Legislative 

muss beachtet werden, in welcher Hierarchie sie in der jeweiligen Rechtsordnung stehen und wie 

hier jeweils ihre Interpretation erfolgt.  

Sandrini erklärt in Anlehnung an die Rechtsvergleichung, dass jeder juristische Begriff 

auch eine soziologische Komponente hat, die besonders bei voneinander entfernten Rechtsord-

nungen eine Rolle spielt. So würde die umfassende Einbeziehung der außergerichtlichen Rechts-

verwirklichung zwar den Rahmen einer terminologischen Untersuchung sprengen, sollte aber 

zumindest zum Verständnis des jeweiligen Begriffs herangezogen werden. Damit sind auch 

Fachtexte, die die Anwendung der jeweiligen Regel beschreiben, relevant. Generell kann „alles, 

was zur Lösung des Rechtsproblems beiträgt“ (Sandrini 1996: 173), genutzt werden. Das können 

beispielsweise auch Lehrbuchtexte, allgemeinsprachliche Wörterbücher, Informationsbroschüren 

oder Verordnungen sein (vgl. Sandrini 1996: 162-165, 169, 174; Sandrini 2009: 154 f.). 

Rechtsbegriffe können vom Gesetzgeber, aber auch durch die Rechtswissenschaft defi-

niert werden. Für die Terminologiearbeit dürfen nur deskriptive Begriffe genutzt werden, die 

sich auf das gegenwärtige Recht und damit auf die Rechtsordnung beziehen – nicht aber prä-

skriptive, durch die AutorInnen der Rechtswissenschaft eigene Interpretationen des Sachverhalts 

vornehmen (vgl. Sandrini 1996: 26). 

 

2.3.3 Äquivalenz 

 

In der einsprachigen Terminologiearbeit werden nach der Erschließung eines Systems und des zu 

bearbeitenden Teilbereichs ein Begriffssystem oder Begriffsfelder herausgearbeitet. Dieser 

Schritt muss auch in einer vergleichenden bzw. übersetzungsorientierten Arbeit erfolgen, da die 

systematische Darstellung der einzelnen Begriffe erst einen Vergleich verschiedener Systeme 

oder Sprachen ermöglicht (vgl. Sandrini 1996: 186). 

Ziel des Vergleichs ist, den Grad der Äquivalenz einzelner Begriffe festzustellen. Eine vollstän-

dige Äquivalenz liegt nur dann vor, wenn Begriffe in sämtlichen Merkmalen übereinstimmen. 

Wenn Begriffe nur in einigen Merkmalen übereinstimmen, wird dies als Teiläquivalenz bezeich-

net. Ein weiterer Fall ist die Inklusion, bei der ein Begriff alle Merkmale eines anderen um-

 
19 Greiner (2011: 76) spricht an, dass solche Texte für ihre Studie in Einzelfällen nicht ausreichend waren, sodass sie 

auch Informationen aus Werken zu anderen Rechtsordnungen bzw. rechtsordnungsübergreifenden Nachschlagewer-

ken einbeziehen musste; sie hat diesem Problem durch einen Abgleich mit den bereits vorhandenen Informationen 

zum jeweiligen Begriffsinhalt entgegengewirkt.  
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schließt, aber selbst noch mehr Eigenschaften aufweist und somit einen größeren Bedeutungsum-

fang hat. Ist für einen Begriff jedoch kein auch nur teiläquivalentes Gegenstück in der anderen 

Sprache bzw. dem anderen System vorhanden, so liegt eine Begriffslücke vor (vgl. Arntz et al. 

2014: 145-148). 

Eine vollständige Äquivalenz kann es im Fachbereich Recht nur zwischen zwei Sprachen 

geben, die sich auf dieselbe Rechtsordnung beziehen. In allen anderen Fällen ist Äquivalenz auf-

grund er Unterschiede zwischen den Rechtsordnungen20 immer partiell, situationsbedingt und 

nur approximativ, weshalb hier auch approximative bzw. akzeptable Äquivalente für die Über-

setzung verwendet werden können (vgl. Greiner 2011: 83; Pommer 2006: 64 f.; Sandrini 1996: 

144 f.). 

Im Falle von Rechtsbegriffen ist es notwendig, sowohl ihre Position innerhalb der Ge-

samtstruktur der jeweiligen Rechtsordnung als auch ihre Definitionen miteinander zu verglei-

chen (vgl. Sandrini 1996: 189). Aufgrund der Unmöglichkeit der vollständigen Äquivalenz bei 

verschiedenen Rechtsordnungen geht Šarčevič von einer Einteilung in wesentliche und unwe-

sentliche Merkmale aus, die für ähnliche Begriffe beider Rechtsordnungen durchgeführt werden 

soll, um die Äquivalenz festzustellen (vgl. 1997: 237). Allerdings hängt die Unterscheidung zwi-

schen wesentlichen und unwesentlichen Begriffsmerkmalen mit dem Skopos einer Übersetzung 

zusammen, der in der systematischen Terminologiearbeit nicht klar definiert wird, da hier – an-

ders als bei einem konkreten Übersetzungsauftrag – die AdressatInnen nicht bekannt sind (vgl. 

Greiner 2011: 85-87; Sandrini 2009: 158).21 Ein als Ausgangspunkt für den Vergleich wichtiges, 

aber für die Rechtsübersetzung nicht ausreichendes Kriterium ist die funktionale Äquivalenz, in 

der nur die Funktion der zu vergleichenden Konzepte oder Institutionen betrachtet wird (vgl. 

Šarčević 1997: 236 f.). 

Šarčević stellt drei Modelle für Arten der Äquivalenz auf. Die erste Möglichkeit ist die, 

dass zwei Rechtsbegriffe in allen wesentlichen und den meisten unwesentlichen Merkmalen 

übereinstimmen, was sie als near equivalence (Beinahe-Äquivalenz) bezeichnet. Die zweite 

Möglichkeit ist partial equivalence (Teiläquivalenz), bei der die Begriffe in den meisten wesent-

lichen und einigen unwesentlichen Merkmalen übereinstimmen. Die dritte Möglichkeit ist non 

equivalence (fehlende Äquivalenzbeziehung), die verschiedene Formen haben kann: eine Über-

einstimmung in nur wenigen wesentlichen Merkmalen; die Inklusion eines Begriffes B in den 

 
20 Wie Greiner und Šarčevič ausführen, ist der Vergleich zwischen Rechtsordnungen verschiedener Rechtskreise 

besonders schwierig; jedoch können auch zwischen Rechtsordnungen aus demselben Rechtskreis große Unterschie-

de bestehen (vgl. Greiner 2011: 80-82, Šarčevič 1997: 231-233). 
21 S. auch Punkt 2.3.4 zum Skopos. 



 

21 

 

Begriffsinhalt von A, der jedoch nur wenige wesentliche Merkmale von Begriff A aufweist; oder 

schließlich der Fall, dass es im Vergleichssystem überhaupt keine Entsprechung gibt (vgl. 

Šarčević 1997: 238 f.; Greiner 2011: 84 f.). Ein Sonderfall der fehlenden Äquivalenz ist die Dis-

junktion, bei der ein Begriff eines Systems A im System B durch zwei Begriffe ausgedrückt 

wird, die eine feinere Unterscheidung darstellen (vgl. Greiner 2011: 89 f.). 

Akzeptabel für die Übersetzung sind Beinahe- und Teiläquivalenz sowie die Disjunktion, 

jedoch ist darauf zu achten, dass auch in diesen Fällen bisweilen nur die Übertragung von Spra-

che A in Sprache B, jedoch nicht umgekehrt möglich ist (vgl. Šarčević 1997: 241). Im Falle feh-

lender Äquivalenz liegt dagegen eine Begriffslücke bzw. eine terminologische Lücke vor, die 

von dem/der ÜbersetzerIn zu füllen ist. Neben Begriffslücken gibt es auch Benennungslücken, 

wenn die zu vergleichenden Systeme zwar gleich strukturiert sind und ein Begriff in einem der 

Systeme durchaus vorhanden ist, aber noch keine Benennung hat (vgl. Greiner 2011: 99). 

Für die Benennung der Begriffe in der jeweils anderen Sprache bei Beinahe- und Tei-

läquivalenzen gibt es verschiedene Strategien. Zu beachten ist in jedem Fall, dass die Verwen-

dung von Benennungen einer Rechtsordnung A für Begriffe aus Rechtsordnung B für Missver-

ständnisse sorgen kann, da RezipientInnen, die mit Rechtordnung A vertraut sind, in diesem Fall 

von einer vollständigen Begriffsäquivalenz ausgehen könnten. Deshalb ist es hier besser, ver-

fremdend zu übersetzen, indem ein Oberbegriff gefunden wird, der das gemeinsame Minimum 

der Bedeutung beider Begriffe umfasst. Eine weitere Möglichkeit ist die Verwendung des funk-

tionalen Äquivalents mit einem Zusatz, der auf den Unterschied zwischen beiden Begriffen hin-

weist (lexical expansion, vgl. Šarčević 1997: 250 f.). Eine andere Möglichkeit ist die Übernahme 

des Terminus´ der einen Sprache in den Text der anderen Sprache. Dabei kann das ihn bezeich-

nende Wort in seiner Ursprungsform orthographisch angepasst übernommen werden, was Grei-

ner als Lexementlehnung bezeichnet; das Problem sei jedoch, dass dies eben nicht für ein Ver-

ständnis des Begriffes sorge. Der Terminus kann aber auch als Lehnübersetzung übernommen 

werden, indem die Benennung wörtlich in die andere Sprache übersetzt wird. Hierbei kommt es 

jedoch ebenso darauf an, inwiefern die Benennung auf den Begriffsinhalt schließen lässt und ob 

durch die Lehnübersetzung ein ausreichendes Verständnis erreicht werden kann. Eine letzte 

Möglichkeit ist schließlich die Umschreibung, die jedoch aufgrund ihrer Länge problematisch ist 

(vgl. Greiner 2011: 101-105). 

Ein spezieller Fall sind kulturgebundene Begriffe (culture-bound terms, vgl. Šarčević 

1985: 127), die naturgemäß in der anderen Sprache nicht vorhanden sind. Auch hier kann von 

der Lexementlehnung oder der Lehnübersetzung Gebrauch gemacht werden, jedoch haben diese 
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keinen großen Informationswert. Deshalb schlägt Šarčević vor, solche Begriffe in einer Anmer-

kung außerhalb des Textes zu erläutern (1985: 132). Bei Übersetzung eines konkreten Textes 

werden dann je nach Textsorte Entscheidungen darüber getroffen, wie exakt die gewählte Be-

nennung sein muss und ob es möglich ist, den Begriff noch näher zu beschreiben (vgl. Greiner 

2011: 88 f.; Sandrini 1999: 33). 

 

2.3.4 Skopos 

 

Der Skopos, also der Zweck der jeweiligen Übersetzung, kann erst im konkreten Fall bestimmt 

werden. Da eine übersetzungsorientierte Terminologiesammlung zur Unterstützung bei der An-

fertigung von Übersetzungen erstellt wird, muss bei ihrer Erstellung in Betracht gezogen werden, 

welche Zwecke solche Übersetzungen verfolgen und an welche AdressatInnen sie sich richten 

könnten. Eine Besonderheit aller Übersetzungen juristischer Texte und damit auch gemeinsames 

Ziel von Rechtsübersetzungen sind die Wahrung der Rechtssicherheit sowie der Transparenz des 

translatorischen Handelns (vgl. Sandrini 1996: 19 f., 25). 

Bei Rechtstexten bezieht sich der Skopos auf die intendierten RezipientInnen und die 

ihnen bekannten Rechtssysteme sowie auf die Funktion, die das Translat erfüllen soll. Es kann 

also danach unterschieden werden, ob Laien oder JuristInnen den Text lesen werden. Die Funk-

tion kann entweder darin bestehen, über ein Rechtssystem zu informieren, oder darin, dass der 

Text denselben Effekt wie der Ausgangstext auf seine LeserInnen hat, wie es beispielsweise bei 

rechtssystemunabhängigen Übersetzungen von Regelungen der Fall ist (vgl. Sandrini 1996: 17 

f.).22 

Greiner löst das Problem der unbekannten AdressatInnen, indem sie eine Zielgruppe für 

ihre Terminologiearbeit festlegt. Zunächst nennt sie den Skopos von Translaten, die auf ihrer 

Arbeit basieren könnten: Dies seien Übersetzungen von Urkunden, durch die im Zielland Recht 

begründet werden soll und die nur gemeinsam mit dem Original gültig sind. Ziel der Translate 

sei also nicht, denselben Effekt auf die Leserschaft zu erreichen wie der Ausgangstext. Daher sei 

das Ziel ihrer Terminologiearbeit, Juristen des Zielrechtssystems über den Ausgangstext zu in-

formieren (vgl. Greiner 2011: 85 f.). 

 

 

 
22 Sandrini trennt zwischen Übersetzungen innerhalb einer Rechtsordnung für Staaten mit mehreren Amtssprachen 

und übernationalen Systemen, Greiner verwirft dies jedoch (vgl. 2011: 86).  
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2.3.5 Zusammenfassung des Kapitels 

 

In diesem Kapitel ging es darum, grundlegende Begriffe der Terminologiearbeit einzuführen und 

zugleich die Besonderheiten von Terminologiearbeit im Bereich Recht herauszustellen. Ziel von 

Terminologiearbeit ist es, Begriffe eines Fachgebietes zu identifizieren, über ihre Merkmale zu 

definieren und so klar voneinander abzugrenzen sowie ihre Beziehung zu den Termini des Fach-

gebietes darzustellen. 

Dazu wurden zunächst grundlegende Konzepte der Terminologiearbeit eingeführt und auf 

das Fachgebiet Recht bezogen. In Bezug auf die Fachsprache wurden die wesentlichen Unter-

schiede zwischen der Rechtssprache und anderen Fachsprachen dargestellt. Dann wurde auf den 

Begriff eingegangen und aufgezeigt, wie die besonderen Eigenschaften von Rechtsbegriffen in 

der Terminologiearbeit zum Tragen kommen und welche Arten von Rechtsbegriffen es gibt. 

Zur Begriffsbeschreibung und -ordnung ging es in den nächsten beiden Abschnitten um 

Definition und Merkmal sowie um die Systematisierung von Begriffen in Begriffssystemen oder 

Begriffsfeldern. Im Folgenden wurde kurz auf das Konzept der Benennung eingegangen. 

Schließlich wurde der terminologischen Eintrag als Ergebnis der Terminologiearbeit vorgestellt, 

der all diese Dimensionen des Begriffs auf übersichtliche Weise darstellt. 

In Bezug auf die Rolle der Terminologie in der Rechtsübersetzung wurde im nächsten Abschnitt 

zunächst auf die Wechselbeziehung zwischen der Rechtsvergleichung und der zweisprachigen 

Terminologiearbeit eingegangen. Dann wurde die Frage nach den passenden Quellen für eine 

solche Arbeit diskutiert. Ebenso wurden die Problematik der Äquivalenz zwischen systemge-

bundenen Rechtsbegriffen sowie die Rolle des Skopos‘ für die Terminologiearbeit im Recht er-

örtert. 

Auf dieser Grundlage soll nun in Kapitel 3 das Vorgehen dargelegt werden, nach dem die 

Terminologie zum Thema Adoption in Österreich und Tunesien erarbeitet und verglichen wer-

den soll. 
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3. Vorgehen zur Erarbeitung einer vergleichenden Rechtsterminologie 

 

Während im letzten Kapitel Begriffe der Terminologiearbeit in Bezug auf den Fachbereich Recht 

diskutiert wurden, soll nun das konkrete Vorgehen für diese Arbeit beschrieben werden. Dieses 

basiert auf einer Kombination der Rechtsvergleichungs-Methode der funktionellen Mikrover-

gleichung sowie Grundsätzen der Terminologiearbeit, wie sie Peter Sandrini vorschlägt (vgl. 

Sandrini 1996). Dazu müssen die folgenden Arbeitsschritte geleistet werden: die Abgrenzung 

des Themas sowie eine Hintergrundrecherche zum jeweiligen Rechtssystem, die Zusammenstel-

lung des Analysekorpus‘, die Korpusanalyse, das Ordnen der Rechtselemente, der Vergleich der 

Begriffssysteme und schließlich das Einpflegen der Informationen als terminologische Einträge 

in ein Glossar. 

 

3.1 Themeneingrenzung 

 

Ein Vorteil der in Punkt 2.3.1 erwähnten Methode der funktionellen Mikrovergleichung, der aus 

der Rechtsvergleichung übernommen wird, ist, dass sie eine weitgehende Eingrenzung auf ein 

Thema ermöglicht (vgl. Sandrini 1996: 171). Wie in der Rechtsvergleichung wird auch in der 

Terminologiearbeit nach den Rechtsnormen recherchiert, die im jeweiligen Rechtssystem eine 

Lösung für das gewählte Sachproblem anbieten. Sandrini betont, dass dabei auch die tatsächliche 

Umsetzung solcher Normen untersucht werden muss. Gegebenenfalls müssten auch außerrecht-

liche Regelungen in die Untersuchung mit einbezogen werden, da es nicht nur um Recht als Text 

gehe, sondern stets um Normen oder Regelungen, die auf die soziale Wirklichkeit einwirken. 

Ebenso relevant sei die Position einer Norm im Gefüge des gesamten Rechtssystems sowie die 

Rangordnung von Rechtsquellen innerhalb des Systems (vgl. Sandrini 1996: 162). 

Für die Themeneingrenzung wird das Sachproblem erstmals beschrieben, ohne dass sich 

dabei auf „Begriffe, Denkvorstellungen und Rechtstermini“ (Sandrini 1996: 172) bezogen wird, 

die zu einem der beiden behandelten Rechtssysteme gehören. Denn Ziel dieser Beschreibung ist 

sowohl, das Thema einzugrenzen, als auch, ein Kriterium für den Vergleich der beiden Systeme 

zu schaffen (vgl. ebd. S. 163). 

Grundlegend für ein Verständnis der Rechtsordnungen und ihrer Rechtsquellen sind na-

türlich auch Hintergrundtexte, die nicht zum Analysekorpus gehören. Dazu gehören also auch 

Texte, die Informationen über die Rechtssysteme im Ganzen oder für das gewählte Thema rele-
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vante Teilbereiche bieten. Für die Rechtsvergleichung und -übersetzung ist es nötig, möglichst 

viel über beide Rechtsordnungen zu wissen und dieses Wissen aktuell zu halten (vgl. Pommer 

2006: 123 f.). Dieses Verständnis ermöglicht es, das gewählte Thema in beiden Rechtsordnungen 

korrekt zu identifizieren und jeweils seine Einbettung zu verstehen. 

 

3.2 Zusammenstellung des Analysekorpus‘ 

 

Um ein zu analysierendes Korpus bzw. zwei Korpora für die jeweiligen Rechtsordnungen zu-

sammenzustellen, wird auf die in Punkt 2.3.2 erwähnten Quellen zurückgegriffen. Es braucht 

„alles, was zur Lösung des Rechtsproblems beiträgt“ (Sandrini 1996: 173), also wie erwähnt 

auch Texte der Rechtsanwendung oder Verwaltungstexte.23 Grundsätzliche Kriterien sind die 

Aktualität der Quellen, dass sie Originaltexte und keine Übersetzungen sind, dass sie aus der 

jeweiligen Rechtsordnung stammen und dass der/die AutorIn Fachkompetenz vorzuweisen hat 

(vgl. Greiner 2011: 76, Arntz et al. 2014: 213). 

Greiner schließt populärwissenschaftliche und journalistische Texte für die Analyse aus 

(vgl. ebenda). Ob dies für diese Arbeit auch durchsetzbar ist, wird sich zeigen. Journalistische 

Texte von JuristInnen, wie sie beispielsweise auf der Webseite legal-agenda.com veröffentlicht 

werden,24 können jedenfalls wertvolle Hintergrundinformationen liefern. Wo es zu einem Begriff 

keine weiteren Informationen von offizieller Seite gibt, muss gegebenenfalls zu seiner Abgren-

zung darauf zurückgegriffen werden. In einem solchen Fall muss im Glossar darauf hingewiesen 

werden, dass diese Informationen nicht aus einer offiziellen Quelle stammen. 

Der Arbeitsschritt der Korpuszusammenstellung umfasst auch die Einordnung der Quel-

len nach ihrer tatsächlichen Relevanz in der jeweiligen Rechtsordnung (vgl. Sandrini 1996: 162 

f., 176). 

In dieser Arbeit wird das Korpus in zwei Schritten beschrieben, und zwar jeweils in den 

Teilen zu Österreich und Tunesien. Dazu werden die Texte aufgeführt und als „Analysekorpus“ 

bezeichnet, die für die Beschreibung der Regelungen und ihrer zentralen Begriffe und Begriffs-

beziehungen herangezogen werden. Für die Suche nach Hintergrundinformationen, Definitionen 

und Kontextsätzen wird weitere Literatur genutzt, für die dieselben Auswahlkriterien gelten, die 

aber nicht im Hinblick auf Begriffe oder Termini untersucht wird. Insbesondere muss darauf 

 
23 Vgl. Punkt 2.3.2 zu den Quellen. 
24 Vgl. auch Arntz et al. (2014: 213), die dazu auffordern, sicherzugehen, dass die AutorInnen die Fachterminologie 

präzise verwenden. Dies sollte bei den Websites legal-agenda.com und mohamah.net der Fall sein, da es sich bei 

den AutorInnen um JuristInnen handelt. 
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geachtet werden, dass Kontextsätze und Definitionen sich auf das Rechtsgebiet beziehen, auf das 

sich das Glossar bezieht. 

 

3.3 Beschreibung der Einzelregelungen  

 

Zunächst wird jedes Rechtssystem für sich betrachtet. Parallel zum Vorgehen in der Rechtsver-

gleichung muss auch in der Terminologiearbeit die Gesamtregelung nach einheitlichen Kriterien 

aufgeteilt werden, sodass ihre Struktur sichtbar wird. Dann werden die einzelnen Normen be-

schrieben. Diese Beschreibung muss für beide Rechtsordnung im gleichen Ausmaß erfolgen 

(vgl. Sandrini 1996:176 f.). 

 

3.4 Begriffsidentifizierung und Darstellung der Begriffsbeziehungen 

 

Erst im zweiten Schritt werden alle Begriffe identifiziert, die essentiell für die Lösung des Sach-

problems in der jeweiligen Rechtsordnung sind. Dann werden sie „bestimmten materiellen, funk-

tionellen, formellen oder strukturellen Teilen der gesamten Rechtslösung“ zugewiesen und ihre 

Beziehungen zueinander untersucht (vgl. Sandrini 1996: 177 f.). 

Dieser Schritt ermöglicht es, die Vollständigkeit der Darstellung zu überprüfen und Be-

griffe klarer voneinander abzugrenzen. Sein Ergebnis ist außerdem die Grundlage für den Ver-

gleich zwischen den beiden Rechtsordnungen. Der bereits erwähnte autonom-

rechtsvergleichende Begriff bzw. die rechtsordnungsunabhängige Bezeichnung des Sachprob-

lems steht dabei an der Spitze der Darstellung, die entweder in Form eines Begriffssystems oder 

in Begriffsfeldern notiert wird (vgl. ebd.).25 

 

3.5 Vergleich der Regelungen 

 

Der Vergleich zweier Regelungen aus unterschiedlichen Rechtsordnungen erfolgt zuerst im Hin-

blick auf ihre Struktur. Schließlich zeigt diese, welche Position die Begriffe jeweils innerhalb des 

Systems einnehmen und damit auch, welche Begriffe im Einzelnen miteinander verglichen wer-

den können. Sandrini (1996: 186) spricht hier von einer „Arbeitszuordnung“, die dann im zwei-

ten Schritt beim genaueren Vergleich der Begriffe überprüft wird (vgl. ebenda: 182). 

 
25 Zur Unterscheidung zwischen Begriffssystem und Begriffsfeld vgl. Punkt 2.2.4 zur Systematisierung. 
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Dieser zweite Schritt erfolgt über einen Vergleich der Begriffe auf Grundlage der Defini-

tionen von Begriffen sowie ihrer Position im Regelungszusammenhang, bzw. über einen Ver-

gleich der Tatbestände und Rechtsfolgen (vgl. ebd.: 189, 192). 

Nach dem Vergleich von Struktur und Begriffen kann eine rechtssystemunabhängige 

Struktur erarbeitet werden. Dies ist jedoch nur in eng verwandten Rechtsordnungen möglich. 

Eine solche übergreifende Darstellung ist auch nicht unbedingt notwendig, wenngleich ihre Er-

arbeitung hilfreich dabei sein kann, einen klaren Überblick über Gemeinsamkeiten und Unter-

schiede zu schaffen (vgl. Sandrini 1996: 193, 196). 

 

3.6 Aufbau der terminologischen Einträge 

 

In terminologischen Einträgen werden benennungs- und begriffsbezogenen Informationen ge-

trennt aufgeführt. In dieser Arbeit wird auf grammatikalische Angaben verzichtet, da diese der 

Zielgruppe meist bekannt sind und sich ansonsten leicht recherchieren lassen. Die arabischen 

Benennungen werden in arabischer Schrift teilvokalisiert angegeben, sodass grundlegende In-

formationen wie beispielsweise ein Doppelkonsonant durch das šadda deutlich werden, aber der 

Lesefluss nicht durch eine vollständige Vokalisierung gestört wird. 

Der Aufbau der terminologischen Einträge basiert auf Greiner (2011: 77 f.) und KÜDES 

(2003: 27, 35-39). 

Für die Benennung muss in jedem Fall ein Kontextsatz angeführt werden, der möglichst 

bereits relevante Informationen über den Begriffinhalt enthalten soll. Bei Synonymen ist die 

erstgenannte Benennung die Vorzugsbenennung (vgl. KÜDES 2003: 36); genauere Informatio-

nen zum Verwendungskontext oder zu anderen Wortformen werden bei Bedarf im Feld „An-

merkungen“ angeführt. Optional ist auch die Angabe von Kollokationen und Antonymen. 

Bei den Feldern zum Begriff ist mindestens eine Definition anzugeben. Zusätzlich bzw. 

in Fällen, in denen sich keine Definition finden lässt, ist auch eine Erklärung möglich. Sofern 

diese kein Zitat ist, sondern eine eigene Erklärung, wird darauf durch (eE) hingewiesen. Unter 

„Äquivalenz“ werden Informationen zum Grad der Äquivalenz (Beinahe- oder Teiläquivalenz, 

Begriffslücke) und zu relevanten Unterschieden zwischen den beiden Rechtssystemen angege-

ben; auch wenn eine Begriffslücke oder eine Disjunktion vorliegen, wird dies hier vermerkt und 

ggf. im Feld „Vorschlag“ ein Übersetzungsvorschlag gegeben. 
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   Feldname  Inhalt 

Gesamteintrag  Eintragsnummer Nummer, auf die der Index verweist 

Benennungen 

erforderlich Kontext  Kontextsatz  

+ Quelle 

bei Bedarf Anm.   Anmerkungen/Zusatzinformationen 

   Koll.   Kollokationen 

Begriff 

erforderlich Def.   Definition  

  + Quelle 

   Äquivalenz  Grad der Äquivalenz 

 bei Bedarf Erkl.   Erklärung (bei eigener Erklärung Zusatz eE) 

   + Quelle 

Cf. Verweise auf Begriffsbeziehungen (inkl. Begriffs-

hierarchien) 

Vorschlag Übersetzungsvorschlag bei Teiläquivalenz, Disjunk-

tion und Begriffslücken 

Ant. Antonyme 

   Anm.   Anmerkungen/Zusatzinformationen 

 

Das Glossar ist nach dem deutschen Alphabet geordnet, weshalb auch die Benennungen 

in deutscher Sprache zuerst angeführt werden. Die Begriffseinträge werden durchnummeriert, 

ein Index verbindet diese Nummern mit den dazugehörigen Benennungen in beiden Sprachen 

und macht sie so auffindbar. 

Da das Glossar nach Begriffen geordnet ist, gibt es im Falle von Polysemen mehrere Ein-

träge. Gibt es für arabische Begriffe keine Entsprechung, so wird der Übersetzungsvorschlag als 

deutsche Benennung angegeben und in der Anmerkung auf die Begriffslücke hingewiesen. 

Dadurch bleibt der Begriff auch über eine deutsche Benennung auffindbar. Im umgekehrten Fall 

wird in den Begriffsinformationen auf die Lücke hingewiesen und ein Übersetzungsvorschlag für 

das Arabische gegeben.26 

 

3.7 Zusammenfassung des Kapitels 

 

In diesem Kapitel wurde dargelegt, wie bei der Erarbeitung der Terminologie in dieser Arbeit 

vorgegangen werden soll. Dazu sind die einzelnen Schritte die Abgrenzung des Themas, die Zu-

sammenstellung eines Korpus‘ zur Analyse, die Beschreibung der Regelungen und die Begriffsi-

 
26 Vgl. entsprechende Einträge bei Greiner (2011: 197 f.). 
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dentifizierung, die Zuordnung von Normen und Begriffen und schließlich der Vergleich der Re-

gelungen. Auch wurde der Aufbau des Glossars, das erstellt werden soll, und die Feldstruktur der 

terminologischen Einträge darin beschrieben. 

Unter Punkt 4 werden die Schritte zur Erarbeitung wieder aufgegriffen, zunächst wird al-

lerdings auf das für die Rechtsvergleichung grundsätzliche Thema Rechtskreise und Rechtssys-

teme in Bezug auf Österreich und Tunesien eingegangen. Unter Punkt 4.2.1 wird die Themen-

eingrenzung vorgenommen. Die nächsten Schritte erfolgen für beide Länder getrennt: Unter 

4.2.2 bzw. 4.3.2 (Die Adoption im österreichischen/tunesischen Familienrecht) werden die Kor-

pora und die jeweiligen Regelungen beschrieben, die Begriffsidentifizierung wird unter den 

Punkten 4.2.3 und 4.3.3 (Zentrale Begriffe) geleistet. Darauf folgen die terminologische Analyse 

und der Vergleich. Dabei werden zuerst kurz die beiden Regelungen im Allgemeinen verglichen 

(Punkt 4.4.). 

 

 

4. Rechts- und Terminologievergleich 

 

4.1 Allgemeines 

 

Als Einleitung zum Rechts- und Terminologievergleich zum Thema Adoption in Österreich und 

Tunesien sollen in diesem Kapitel zunächst die beiden Rechtssysteme zumindest ansatzweise in 

ihren historischen und rechtlichen Kontext eingeordnet werden. Dies stützt sich auf die Konzepte 

der Rechtssysteme und Rechtskreise, die zuerst kurz vorgestellt werden. 

Im zweiten Teil wird zur Themeneingrenzung die Adoption als spezifische Lösung eines 

Sachproblems vorgestellt. Sie wird also zunächst unabhängig von den Rechtssystemen betrach-

tet, bevor die jeweilige Ausgestaltung im österreichischen und im tunesischen Recht im Detail 

beschrieben und schließlich verglichen wird. 

 

4.1.1 Erste Zuordnungen: Rechtssysteme und Rechtskontexte 

 

Mit „Rechtssystem“ bzw. „Rechtsordnung“ wird das gesamte rechtliche System eines Staates, 

Bundeslandes oder einer supranationalen Organisation wie beispielsweise der Europäischen 
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Union bezeichnet. Letztere macht zugleich einen Teil der Rechtssystemen ihrer Mitgliedsstaaten 

aus, besitzt aber trotzdem seine eigenen Mechanismen und seine eigene Terminologie (vgl. de 

Groot 2009: 204). Das Konzept Rechtssystem bezieht also Normen, Institutionen und Vorgänge 

mit ein. 

In der Rechtsvergleichung existieren viele Ansätze dazu, nationale Rechtssysteme in grö-

ßeren Gruppen zusammenzufassen, die als „Rechtskreise“ oder „Rechtsfamilien“ bzw. legal fa-

milies bezeichnet werden.27 Grundlage dessen ist die Annahme, dass die Gruppen Gemeinsam-

keiten aufweisen in Bezug auf Rechtsgeschichte, Rechtsdenken sowie einzelne Regelungen, und 

damit erste nützliche Hinweise für die Rechtsvergleichung geben können. Das Konzept der 

Rechtskreise ist vielfach kritisiert worden, da die Ergebnisse solcher Einteilungen je nach ihren 

Erstellungskriterien sehr unterschiedlich ausfallen. Die Zuordnungen sind auch zeitlich gebun-

den, da sich Rechtssysteme stetig weiterentwickeln.  Aufgrund der Vielzahl an Möglichkeiten 

für die Einteilung in Rechtskreise wird ihr Erkenntniswert generell hinterfragt (vgl. Kischel 

2019: 201-203, 208 f., Siems 2014: 41). 

Jedoch weist Kischel (2019: 208-210) darauf hin, dass Rechtskreise es durchaus ermögli-

chen, eine Rechtsordnung zu kontextualisieren. Es dürfe jedoch nicht erwartet werden, dass 

Rechtsordnungen aus demselben Rechtskreis in jedem Teilbereich im Wesentlichen überein-

stimmen, denn die grobe Einteilung der Rechtskreise beziehe sich auf den Gesamtkontext und 

eben nicht auf einzelne Rechtsgebiete. So seien sich Deutschland und die USA beispielsweise im 

Verfassungsrecht näher als Großbritannien und die USA, obwohl das deutsche Recht dem konti-

nentaleuropäischen Rechtskreis und dem civil law zugeordnet wird, während Großbritannien und 

die USA dem common law angehören (vgl. ebenda: 207).  

Kontinentaleuropäisches Recht bzw. civil law steht in der Rechtsvergleichung im Gegen-

satz zum common law, eine hier besonders relevante Einteilung. Die wichtigste Unterscheidung 

ist dabei die Rolle kodifizierten Rechts: Während es im kontinentaleuropäischen Kontext die 

hauptsächliche Rechtsquelle darstellt, orientiert sich die die Rechtsprechung im common law 

mehr am Fallrecht (vgl. Kischel 2019: 228 f., 361). Neben Kischel geht auch Siems ausführlich 

sowohl auf die hilfreichen als auch die problematischen Aspekte dieser Einteilung ein (vgl. 

Siems 2014: 64-71). Relevant ist hier nur, dass diese Systeme oder Denkweisen europäischen 

Ursprungs heutzutage in der ganzen Welt zu finden sind. Dies liegt sowohl am Kolonialismus als 

 
27 Zur Terminologie und den unterschiedlichen Termini im Deutschen und Englischen vgl. Kischel 2019: 204 f. 
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auch an der Eingliederung westlicher Ideen in neue Kodifizierungen (vgl. Siems 2014: 205-

210).28 

Österreich gehört zu den civil law-Ländern, Kischel ordnet es der „Vielfalt des kontinen-

taleuropäischen Kontexts“29 zu. Es ist demnach Teil des kontinentaleuropäischen Rechtskreises, 

weist aber in einigen Bereichen relevante Unterschiede zum deutschen Rechtssystem auf (vgl. 

Kischel 2019: 228 f., 359, 517 f.; Siems 2014: 41-46). Zweigert und Kötz unterteilen die konti-

nentaleuropäische Gruppe in eine romanistische und eine germanische und zählen zur letztere 

Deutschland, Österreich und die Schweiz (vgl. 1998: 132-138). Eine Gemeinsamkeit in der Ent-

stehung des Zivilrechts der drei Staaten sei, dass es unter dem Eindruck der Aufklärung entstan-

den ist: Die Idee der Kodifizierung sei ein Produkt der Aufklärung und gehe davon aus „that the 

diverse and unmanageable traditional law could be replaced by comprehensive legislation, 

consciously planned in a rational and transparent order“ (Zweigert/Kötz 1998: 135 f.). 

Tunesien nennt Kischel als Land des islamischen Rechtskontexts. Er weist dabei darauf 

hin, dass das islamische Recht in keinem arabisch-islamischen Land maßgeblich für die Recht-

sprechung ist, sondern dass stets vom kodifizierten Recht ausgegangen werden muss, um die 

Rechtswirklichkeit zu erfassen. Auch seien die Länder der Region besonders durch das französi-

sche Recht geprägt, auch durch den Einfluss der Kodifikationen im Handels-, Straf- und Zivil-

recht durch das Osmanische Reich im 19. Jahrhundert. Obwohl die meisten Rechtsordnungen 

stark vom französischen Recht beeinflusst seien, gebe es jedoch auch viele markante Unterschie-

de, die die Gruppierung dieser Länder in einen eigenen Rechtskontext rechtfertigten, und zwar 

aufgrund der Rolle, die das islamische Recht hier weiterhin einnehme (vgl. Kischel 2019: 802, 

836 f.). Die Länder dieses Rechtskontextes beschreibt er als divers. Eine Gemeinsamkeit sei, 

dass die Gesetze zum Personalstatut im Allgemeinen auf dem islamischen Recht basieren, aller-

dings in durch den Staat kodifizierter Form. Als wichtiges Merkmal des islamischen Rechtskon-

texts sieht er die Tendenz, sich auf islamisches Recht zu berufen, um Reformen zu rechtfertigen 

(vgl. ebd.: 841-845). 

 

 

  

 
28 Für die MENA-Region ist ʿAbd ar-Razzāq as-Sanhūrīs Zivilgesetzbuch für Ägypten besonders relevant, für das er 

Rechtslösungen aus verschiedenen Rechtstraditionen, inkl. dem islamischen Recht, auswählte (vgl. Haas 2011: 15-

19). 
29 „Variety of the Civil Law Context“, Kapitelüberschrift bei Kischel 2019: 517; die Übersetzung wurde aus dem 

Inhaltsverzeichnis der deutschen Ausgabe übernommen, da diese nicht verfügbar war. 
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4.1.2 Themeneingrenzung Adoption 

 

In Teil 3.1 zur Themeneingrenzung wurde dargelegt, dass ein Terminologievergleich im Bereich 

Recht in Anlehnung an die funktionelle Mikrovergleichung aus der Rechtsvergleichung zunächst 

von einem Sachproblem ausgeht. Tatsächlich steht bei der Themeneingrenzung der Adoption 

nicht das Sachproblem im Vordergrund, sondern der Vorgang der Adoption selbst. Damit wird 

hier also bereits ein Schritt weg vom Problem hin zu einer spezifischen Lösung getan. Grund ist, 

dass es für das zu lösende Sachproblem, nämlich dass ein Kind keine/n VersorgerIn hat, eine 

Vielzahl an weiteren Lösungen gäbe, die in diesem Rahmen nicht behandelt werden können: von 

staatlicher Fürsorge über die Aufnahme als Pflegekind bis hin zu Adoptionsalternativen des is-

lamischen Rechts wie die kafāla30. Auch umfasst das hier unterstellte zur Adoption hinführende 

Sachproblem nicht die Erwachsenenadoption, die aus anderen Gründen geschieht, jedoch diesel-

ben rechtlichen Auswirkungen hat. 

Trotzdem ist die funktionale Ebene wichtig, um sicherzugehen, dass nicht nur namens-

verwandte Regelungen verglichen werden, sondern dass ihre Funktion31 tatsächlich dieselbe ist. 

Dies geschieht hier zunächst über die Definition der Adoption bzw. im Arabischen des tabannī, 

um festzustellen, ob der Vorgang selbst – also abgesehen von seiner Einbettung ins Rechtssys-

tem – in beiden Ländern gleich definiert wird. 

Dazu exemplarisch eine Definition aus der österreichischen Rechtsliteratur sowie von einer 

staatlichen tunesischen Webseite: 

Durch die Adoption wird künstlich mittels eines Rechtsakts ein Eltern-Kind-

Verhältnis zwischen dem Adoptierten (Wahlkind) und den Adoptierenden (Wahlva-

ter, Wahlmutter, Adoptiveltern) geschaffen (Deixler-Hübner 2016: 91). 

 التبنّي

فـلا فاقدا للسنـد و ذلك بصفة نهائية و بمقتضى حكم قضائي يصبح بموجبه الطفــل ابنا  ن عائلـة طوهو أن تحض

في   الحق  له  و  العائلة  اسم  يحمل  حيث  الواجبات  و  الحقوق  نفس  له  للعائلة  الصلب(  )كابن  و  شرعيـا  النفقة 

 (. INPE 2012a)  الميراث

 
 

30 Die kafāla ist eine Art der Pflegekindschaft und stellt in Tunesien eine weitere Möglichkeit dar, ein Kind aufzu-

nehmen. Der Unterschied zur Adoption ist, dass keine rechtliche Abstammung erzeugt wird, sie begründet also 

beispielsweise kein Erbrecht des Kindes gegenüber den Pflegeeltern und es nimmt nicht deren Nachnamen an. Die 

kafāla endet mit der Volljährigkeit. Dies bezieht sich nur auf das Konzept der kafāla/Pflegekindschaft Minderjähri-

ger; das Wort ist im Arabischen polysem und steht auch für einen Sicherungs- oder Bürgschaftsvertrag im islami-

schen Recht (vgl. INPE 2010: 1; Rohe 2009: 97, 108). – Die Umschrift arabischer Wörter erfolgt hier nach den 

Regeln der Deutschen Morgenländischen Gesellschaft (DMG). 
31 Kischel (2019: 91-94) weist darauf hin, dass der funktionale Ansatz in der Rechtsvergleichung vorherrschend ist, 

aber auch kritisiert wird. Dies betreffe verschiedene Aspekte: die Grundannahme des Ansatzes, dass Recht immer 

eine Funktion hat und dass dieser Ansatz einen unvoreingenommenen Vergleich ermöglicht, fehlende Informationen 

über die Strategien zum Vergleich und fehlende Rücksichtnahme auf den kulturellen Kontext. 
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(Adoption: Eine Familie nimmt ein Kind auf, das keine [familiäre]32 Unterstützung 

hat, und zwar endgültig und aufgrund eines richterlichen Urteils, durch das es ein le-

gitimes Kind der Familie wird (als leiblicher Nachkomme), das dieselben Rechte und 

Pflichten hat, den Familiennamen trägt und einen Unterhalts- und Erbanspruch hat.) 

 

Bei Vergleich dieser und weiterer Definitionen der Adoption33 stellt sich heraus, dass zwei 

Merkmale stets genannt werden: Erstens ist die Adoption ein Rechtsakt, und zweitens ist das 

Ergebnis dieses Rechtsakts die Herstellung eines Eltern-Kind-Verhältnisses. 

Insofern stimmen also die österreichische und die tunesische Definition überein. Es ist 

daher davon auszugehen, dass sich die beiden Rechtsinstitute für den Vergleich eignen, sie also 

nicht nur im Namen miteinander übereinstimmen. 

Die Grundfrage zur Themeneingrenzung und damit zur terminologischen Erarbeitung 

dieses Themas lautet also: Wie ist die Adoption im österreichischen und im tunesischen Rechts-

system jeweils ausgestaltet? 

Um sich dem funktionalen Ansatz wieder anzunähern, kann dies umformuliert werden in: 

Wie wird in den beiden Rechtssystemen jeweils vorgegangen, um den durch den Vorgang der 

Adoption angestrebten Zustand des künstlichen Eltern-Kind-Verhältnisses herzustellen? 

In Folgenden wird nun auf jedes Rechtssystem einzeln eingegangen. Entsprechend der 

unter Puntkt 3 beschriebenen Vorgangsweise gibt es dazu zunächst eine kurze allgemeine Ein-

führung, um dann genauer auf das Familienrecht des jeweiligen Landes einzugehen. Dann folgt 

eine Beschreibung des Adoptionsvorgangs, die auch das Analysekorpus umfasst, um auf dieser 

Grundlage eine terminologische Analyse leisten zu können. Erst nach der Einzelbetrachtung bei-

der Rechtssysteme erfolgt der Vergleich, der zugleich auf das Glossar verweist. 

 

 

 

 
32 Der Ausdruck السند  kommt in Art 20 G92/1995 vor, dort ist vom „Verlust der Eltern“ die Rede, sodass das فاقد 

Kinde „ohne Unterstützung bleibt“ ("فقدان الطفل لوالديه وبقاؤه دون سند عائلي"). Es wird nicht verdeutlicht, wie dieser Ver-

lust geschieht, und in der Praxis scheint er kein Erfordernis zu sein. So kann laut Art 13 G27/1958  die leibliche 

Mutter bei Ausspruch des Adoptionsurteils anwesend sein. Auch geht es in der Entscheidung des Kassationsgericht 

von 1993 um einen Fall, in dem ein Kind in Anwesenheit seiner leiblichen Eltern von seinem Onkel adoptiert wor-

den ist; das Urteil wird aufgrund des Kindeswohls widerrufen, nicht weil die Adoption selbst nicht rechtens gewesen 

ist (vgl. KassZ/29577: 2 ). 
33 Hierzu wurden auch Definitionen aus Quellen aus anderen Länder bzw. zeitlichen Zusammenhänge herangezo-

gen, die ohne Ausnahme die Herstellung eines Eltern-Kind-Verhältnisses als Ziel nennen. In einem Fall wird nicht 

erwähnt, dass dies durch einen Rechtsakt geschieht, jedoch bezieht sich der Text auf das antike Griechenland (vgl. 

Rubinstein 2009). Manche weisen noch darauf hin, dass es meist um nicht biologisch verwandte Personen geht (vgl. 

Garner/Campbell 2004: 52) bzw. dass der Vorgang „ohne Rücksicht auf natürliche Abstammung“ (Gräber-Seißinger 

2007: 13) geschieht. 



 

34 

 

4.2 Österreich 

 

Wie bereits erwähnt, wird Österreich in der Rechtsvergleichung dem kontinentaleuropäischen 

Rechtskontext zugeordnet. Innerhalb des europäischen historischen Zusammenhangs etablierte 

sich ab 1804 das österreichische Kaisertum, von 1867 bis 1918 bestand die Österreich-

Ungarische Monarchie. Nach Ende des Zweiten Weltkriegs und Abdankung des Kaisers Karl I. 

wurde die Republik Österreich gegründet, heute als Erste Republik bezeichnet. Nach einem 

Staatsstreich herrschte von 1933/34 bis 1938 das Autoritäre Regime. Von 1938 bis 1945 war 

Österreich an das nationalsozialistische Deutsche Reich angegliedert. Zu der beabsichtigten Li-

quidierung des österreichischen Staates kam es nicht, jedoch wurden Gesetzgebung und Recht-

sprechung in großen Teilen durch die Nationalsozialisten übernommen. Mit der Unabhängig-

keitserklärung von 1945 wurde die staatsrechtliche Kontinuität der Zeit vor 1938 wiederherge-

stellt. Österreich ab 1945 wird auch die Zweite Republik genannt (vgl. Olechowski 2016: 44 f., 

60, 99, 111, 115-117). Die deutsche Sprache ist die einzige Amtssprache, die im gesamten Bun-

desgebiet gilt, und in einigen Regionen gelten zusätzlich die Minderheitensprachen Kroatisch, 

Slowenisch und Ungarisch als Amtssprachen (vgl. Oesterreich.gv.at 2023b: Amtssprachen). 

Das österreichische Privatrecht wird in erster Linie durch das Allgemeine Bürgerliche 

Gesetzbuch (ABGB) von 1811 geregelt. Es entstand im historischen Kontext der Aufklärung und 

der Idee eines allgemein gültigen, kraft der menschlichen Vernunft dargestellten Naturrechts. In 

Zuge dessen wurde gefordert, ein solches Recht in verständlicher Sprache – also der Landesspra-

che statt Latein – auf systematische Weise zu kodifizieren. Stufenweise und teilweise mit Rück-

schlägen fand auch eine Säkularisierung der Sicht auf Rechtsinstitute wie Eheschließung und 

Ehescheidung statt. Die Weiterentwicklung des ABGB erfolgte besonders im 20. Jahrhundert 

durch Teilnovellen sowie die Verabschiedung von Nebengesetzen, wie beispielsweise das Ehe-

gesetz (EheG) von 1938 (vgl. Eberhard et al. 2019: 92, 100 f.; Olechowksi 2016: 316, 326 f.). 

Es folgt eine kurze Einführung zum geltenden österreichischen Familienrecht und seiner 

Einordnung ins Rechtssystem. Im nächsten Punkt wird auf die Adoption eingegangen. Dazu wird 

entsprechend dem unter Punkt 3 beschriebenen Vorgehen das Analysekorpus beschrieben, und 

unter Zuhilfenahme einer ersten Untergliederung wird näher auf die einzelnen Normen einge-

gangen. Darauf folgt die terminologische Analyse. 
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4.2.1 Zum geltenden österreichischen Familienrecht 

 

Das Familienrecht ist Teil des allgemeinen Privatrechts bzw. des Zivilrechts. Wichtige Bereiche 

des Familienrechts sind das Eherecht, das Kindschaftsrecht und die Vertretung geschäftsunfähi-

ger Personen. Damit hat es eine große gesellschaftliche Relevanz und ist „Schauplatz intensiver, 

weltanschaulicher Auseinandersetzung“ (Eberhard et al. 2019: 72), die sich beispielsweise in 

Diskussionen um künstliche Befruchtung oder die Adoption durch gleichgeschlechtliche Paare 

zeigen. Das Erbrecht gehört nicht zum Familienrecht, sondern wird als eigener Teilbereich des 

Zivilrechts betrachtet (vgl. Eberhard et al. 2019: 27 f., 71 f.). 

Reformen der letzten Jahrzehnte hatten zum Ziel, „die Rechtslage den geänderten wirt-

schaftlichen und sozialen Verhältnissen anzupassen, den Schutz der Kinder sowie deren Rechte 

auszubauen und die Grundsätze der Partnerschaft und Gleichheit zwischen den Ehegatten stärker 

im Gesetz zu verankern“ (Koziol et al. 2014: 485). Das Adoptionsrecht wurde zuletzt 2013 ge-

ändert, das entsprechende Gesetz ermöglicht nun auch gleichgeschlechtlichen Paaren die Stief-

kindadoption (vgl. ebenda: 486; Parlament Österreich 2013).  

Zuständig für Familiensachen sind in erster Linie die Bezirksgerichte, die hier als erste 

Instanz tätig sind und im Zusammenhang mit der Adoption auch als Pflegschaftsgerichte be-

zeichnet werden. Wenn gegen eine Entscheidung auf dieser Ebene ein Rechtsmittel eingelegt 

wird, entscheidet ein Landgericht in zweiter Instanz. In dritter Instanz entscheidet das Oberlan-

desgericht, während der Oberste Gerichtshof in Zivilsachen nur in spezifischen Fällen angerufen 

werden kann (vgl. Oesterreich.gv.at 2023a; Die österreichische Justiz 2022).  

Eine Institution mit besonderer Relevanz für das Kindschaftsrecht ist die Kinder- und Ju-

gendhilfe, die eine Vielzahl von Leistungen bietet, die die Sicherung des Kindeswohls unterstüt-

zen. Die Kinder- und Jugendhilfe ist in Trägerschaft der Bundesländer. Sie wird durch die Ju-

gendabteilungen der Bezirkshauptmannschaften bzw. der Magistrate und in Wien durch das Ma-

gistrat 11 geleistet. Dabei unterstützen private Einrichtungen, die unter Aufsicht des Kinder- und 

Jugendhilfeträgers stehen, wie beispielsweise Eltern für Kinder Österreich34 (vgl. BMJ 2023a; 

Hubmer 2016: 259-267). 

 

 

 

 
 

34 S. die Webseite www.efk.at. 

http://www.efk.at/
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4.2.2 Die Adoption im österreichischen Familienrecht 

 

Die Adoption gehört zum Kindschaftsrecht, das die Rechte und Pflichten zwischen Eltern und 

Kindern regelt und sich dabei am Kindeswohl orientiert (vgl. Barta 2004: 986). Sie ist haupt-

sächlich durch §§ 191-203 AGBG geregelt, das „die materiell-rechtlichen Voraussetzungen da-

für, die Adoptionswirkungen sowie die Auflösungsmöglichkeiten“ (Rudolf 2020: 345) be-

schreibt. Sie betrifft jedoch zusätzlich eine Reihe anderer Gesetze, so ist beispielsweise der Ab-

lauf des Verfahrens vor Gericht im Außerstreitgesetz (AußStrG) festgelegt. Das Adoptionsrecht 

ist 1960 umfassend reformiert worden (vgl. Schwimann 1973: 345 f.). 

Eine Auflistung der wichtigsten Gesetze findet sich bei Rudolf (2020: 345). Von diesen 

Texten wurden nur §§ 88-89 AußStrG zur Inkognitoadoption und zum Bewilligungsbeschluss, 

§§ 31-34 B-KHJG zur Mitwirkung an der Adoption im Inland sowie § 10 EheG zum Eheverbot 

in das Analysekorpus35 mit aufgenommen. Die restlichen Texte enthalten keine zusätzlichen 

relevanten Begriffe, da sie besonders in Bezug auf Verwaltungsvorschriften im Rahmen dieser 

Arbeit zu detailliert sind.  

Aus dem Verwaltungsbereich wurden dem Korpus außerdem die Informationen zur 

Adoption hinzugefügt, die das Bundesministerium für Finanzen auf der Webseite Oester-

reich.gv.at zur Verfügung stellt (vgl. Oesterreich.gv.at 2023a und 2023b). Aus der Rechtswissen-

schaft wurden die Kommentare zu §§ 191-203 ABGB von Nademleinsky (2021a) und die ent-

sprechenden Abschnitte aus dem Lehrbuch von Koziol et al. 2014 herangezogen, soweit sie noch 

Gültigkeit haben, und zudem Nademleinskys Kommentar zu § 10 EheG (2021b). 

Wie bereits in der Themeneingrenzung festgestellt, ist die Adoption ein Rechtsakt, durch 

den ein Eltern-Kind-Verhältnis künstlich geschaffen wird. Die Bestimmungen zur Adoption las-

sen sich in die folgenden acht thematischen Bereiche gliedern: 

 

- Voraussetzungen für Annehmende 

- Voraussetzungen der Bewilligung 

- Ablauf des Vorgangs 

- Wirkungen der Adoption 

- Widerruf  

- Aufhebung  

- Wirkungen der Aufhebung 
 

35 Zum „Analysekorpus“ vgl. Punkt 3.2. 
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- Ausschluss weiterer Gründe für Widerruf und Aufhebung 

 

Nicht mit einbezogen werden hier die Wirkungen des Widerrufs auf Dritte, also der in § 200 Abs 

3 ABGB geregelte sogenannte Gutglaubensschutz (vgl. Nademleinsky 2021a: 174). Ebenso wer-

den die Regelungen zur Anerkennung einer ausländischen Entscheidung über eine Adoption, zur 

verbotenen Adoptionsvermittlung sowie zur Aufenthaltsadoption volljähriger Fremder nicht be-

handelt. Es wird davon ausgegangen, dass diese Regelungen nicht den Kernbereich der Adoption 

betreffen und es daher aus Platzgründen vertretbar ist, sie hier nicht weiter zu behandeln. 

 

4.2.2.1 Voraussetzungen für Annehmende 

Für Annehmende gibt es eine Reihe von Voraussetzungen: Die betreffende Person muss ent-

scheidungsfähig, älter als 25 Jahre und älter als das Wahlkind sein, und sie kann sich nicht ver-

treten lassen. Ein Höchstalter gibt es nicht (vgl. § 191 Abs 1 ABGB; Oesterreich.gv.at 2023a: 

4/Ablauf). 

Ehegatten können nur gemeinsam adoptieren, hierzu gibt es jedoch Ausnahmen. So kann 

auch ein Ehegatte allein adoptieren, wenn es sich um eine Stiefkindadoption oder eine Sukzessi-

vadoption handelt.36 Ebenso ist dies möglich, wenn der Ehegatte/die Ehegattin die Vorausset-

zungen in Hinsicht auf Entscheidungsfähigkeit und Alter nicht erfüllt, wenn der Aufenthalt der 

anderen Person seit mindestens einem Jahr unbekannt ist, die eheliche Gemeinschaft seit mindes-

tens drei Jahren aufgegeben worden ist oder wenn andere gewichtige Gründe vorliegen. Lebens-

gefährten können allein oder gemeinsam ein Kind annehmen, und auch alleinstehende Personen 

können adoptieren (vgl. §§ 191 und 193 ABGB; BMJ 2023a; Rudolf 2020: 350). 

Seit 2015 sind die Stiefkindadoption, die Sukzessivadoption und die sogenannte „Fremd-

kindadoption“, also die Annahme eines nicht mit einem der Partner verwandten Kindes, auch 

homo- und heterosexuellen Lebensgemeinschaften sowie eingetragenen Partnern erlaubt. Die 

betreffenden Personen können allein oder gemeinsam adoptieren (vgl. Pierer 2020: 228; Rudolf 

2020: 349 f.). 

Zudem gibt es eine Eignungsbeurteilung durch einen Kinder- und Jugendhilfeträger, des-

sen Rolle im Verfahren im Bundes-Kinder- und Jugendhilfegesetz (B-KJHG) geregelt ist.37 

Adoptivwerber müssen an dieser Beurteilung mitwirken. Geprüft wird ihre Fähigkeit, dem Kind 

 
36 Der Terminus „Stiefkindadoption“ steht nicht im Gesetz, zur Verwendung s. Deixler-Hübner 2016: 92. 
37 Vgl. dazu auch Hubmer (2016: 284 f.), die auch darauf hinweist, dass die Kinder- und Jugendhilfe Informationen 

über die leiblichen Eltern zu dokumentieren und 50 Jahre lang aufzubewahren hat.   
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eine „förderliche Pflege und Erziehung“ gewährleisten zu können, wobei besonders ihr Gesund-

heitszustand, ihre Erziehungseinstellung und -fähigkeit, ihr Alter und ihre Zuverlässigkeit sowie 

„die Belastbarkeit des Familiensystems“ im Fokus stehen (vgl. § 34 B-KJHG). 

 

4.2.2.2 Voraussetzungen der Bewilligung 

Die Adoption eines minderjährigen Kindes muss dem Kindeswohl dienen. Zweck der Adoption 

soll die Herstellung einer Eltern-Kind-Beziehung bzw. einer kindschaftsähnlichen Beziehung 

sein, außer wenn diese bereits besteht. Volljährige38 können nur adoptiert werden, wenn eine 

solche Beziehung nachweislich vorliegt, besonders wenn die Vertragsteile fünf Jahre lang in 

häuslicher Gemeinschaft gelebt haben (vgl. § 194 Abs 1 ABGB; Deixler-Hübner 2020: 355). 

Weiters darf den Anliegen der Adoption kein noch gewichtigeres Anliegen eines leibli-

chen Kindes entgegenstehen, besonders darf die Adoption nicht den Unterhalt oder die Erzie-

hung eines leiblichen Kindes gefährden. Wirtschaftliche Belange sind generell nicht relevant, 

außer der Annehmende verfolgt mit der Adoption in erster Linie oder überwiegend das Ziel, ein 

leibliches Kind zu schädigen (vgl. ebd. Abs 2). 

Mehrere Personen müssen der Adoption zustimmen, damit sie bewilligt werden kann: „1. 

die Eltern des minderjährigen Wahlkindes; 2. der Ehegatte oder der eingetragene Partner des 

Annehmenden; 3. der Ehegatte oder der eingetragene Partner des Wahlkindes; 4. das nicht ent-

scheidungsfähige volljährige Wahlkind; 5. der gesetzliche Vertreter des minderjährigen Wahl-

kindes“ (§ 195 Abs 1 ABGB). Dies gilt allerdings für den gesetzlichen Vertreter nicht, wenn er 

den Annahmevertrag geschlossen hat; außerdem entfällt das Zustimmungsrecht der in Z. 1-4 

genannten Personen, wenn sie „zu einer Äußerung nicht nur vorübergehend unfähig“ (ebd. Abs 

2) sind oder wenn ihr Aufenthalt seit mindestens sechs Monaten nicht bekannt ist. Das ermög-

licht die Adoption ohne Zustimmung des leiblichen Vaters in Fällen, in denen die Mutter seinen 

Namen nicht nennen möchte. Ebenso ist nach Ablauf der sechs Monate die Adoption eines Fin-

delkindes ohne Zustimmung der leiblichen Mutter möglich. Die Zustimmung der leiblichen El-

tern zur Adoption wird als Adoptionsfreigabe bezeichnet. Liegen keine gerechtfertigten Gründe 

für die Verweigerung einer Zustimmung vor, kann das Gericht diese ersetzen, dies ist jedoch nur 

in speziellen Fällen zulässig (vgl. § 195 Abs 3 ABGB; Oesterreich.gv.at 2023a: 4/Ablauf; Na-

demleinsky 2021a: 169). 

 
38 Vor Verabschiedung des 2. ErwSchG (2017) wurde in § 194 ABGB zwischen „nicht eigenberechtigt“ und „ei-

genberechtigt“ unterschieden, dies wurde geändert in „minderjährig“ und „volljährig“ (vgl. BGBl. vom 25.04.2017; 

Rudolf 2020: 354). 
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Außerdem haben die folgenden Personen ein Recht auf Anhörung: „1. das nicht entschei-

dungsfähige minderjährige Wahlkind; 2. die Eltern des volljährigen Wahlkindes; 3. die Pflegeel-

tern oder der Leiter des Heimes, in dem sich das Wahlkind befindet; 4. der Kinder- und Jugend-

hilfeträger“ (§ 196 Abs 1 ABGB).39 Dies gilt nicht für die Person, die als gesetzlicher Vertreter 

des Adoptivkindes den Annahmevertrag abgeschlossen hat. Auch hat das Wahlkind kein Anhö-

rungsrecht, wenn es nicht nur vorübergehend äußerungsunfähig ist oder wenn sein Wohl durch 

die Anhörung gefährdet wäre. Auch unverhältnismäßige Schwierigkeiten können ein Hinde-

rungsgrund dafür sein, das Recht auf Anhörung in Anspruch nehmen zu dürfen (vgl. ebd.). 

Die Einwilligung sowohl der leiblichen Eltern als auch der Wahleltern kann noch zu-

rückgenommen werden, solange die Adoption noch nicht gerichtlich bewilligt worden ist (vgl. 

BMJ 2023a). 

Als Sonderfall ist in § 88 AußStrG die Möglichkeit der Inkognitoadoption beschrieben, 

bei der die Vertragsteile die Bewilligung davon abhängig machen, dass alle oder einzelne Ver-

fahrensbeteiligte außer dem Kinder- und Jugendhilfeträger darauf verzichten, dass ihnen Name 

und Adresse des Annehmenden mitgeteilt werden. Sie verzichten auch auf die Zustellung des 

Bewilligungsbescheids.40 Sie können allerdings eine allgemeine Beschreibung der persönlichen 

und wirtschaftlichen Verhältnisse der Wahleltern einfordern. Im Gegensatz zur Inkognitoadopti-

on stehen die offene Adoption, bei der die leiblichen Eltern direkten Kontakt zu den Adoptivel-

tern und/oder dem Kind zu haben, und die halboffene Adoption, bei der der Kontakt nur über die 

zuständige Behörde läuft (vgl. BMJ 2023a). 

 

4.2.2.3 Ablauf des Vorgangs 

Der Kinder- und Jugendhilfeträger unterstützt Adoptionswerber bzw. Adoptionsbewerber bera-

tend, vermittelt die Adoption oder verweist an anerkannte private Vermittlungsstellen41 und hilft 

schließlich bei der Erstellung des Adoptionsvertrags. Damit die Adoption zustandekommt, müs-

sen zwei Akte durchgeführt werden: Zuerst wird die Adoption wird durch einen schriftlichen 

Vertrag zwischen Wahlmutter und/oder Wahlvater und dem Wahlkind begründet. Dann muss ein 
 

39 Die leiblichen Kinder des Annehmenden haben danach laut Gesetz kein Recht auf Anhörung, dies wird ihnen in 

der Rechtsprechung jedoch eingeräumt; zu ihrer Rolle vgl. Nademleinsky 2021a: 170. 
40 Deixler-Hübner (2021: 341) weist darauf hin, dass der Zweck dessen ist, das Adoptivkind „vor einem schädlichen 

Einfluss der leiblichen Verwandtschaft“ zu schützen. Laut Nademleinsky ist die Inkognitoadoption kein Verstoß 

gegen das Recht auf Kenntnis der eigenen Abstammung, da das Kind ab dem Alter von 14 Jahren die Daten der 

Eltern durch Einsicht in die Personenstandsbücher nachsehen kann. Dafür müsse es allerdings von der Adoption 

wissen (2021: 169). 
41 So steht es auf der Webseite Oesterreich.gv.at; Rudolf (2020: 348) verweist dagegen auf § 31 Abs 2 B-KHJG, laut 

dem die Vermittlung und die Eignungsbeurteilung den staatlichen Stellen vorbehalten sind und die privaten Träger 

lediglich beraten und anderweitig unterstützen dürfen. 
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Vertragsteil einen Antrag ans Gericht stellen. Wenn das Bezirksgericht den Adoptionsvertrag 

durch einen Beschluss bewilligt, kommt die Adoption zustande und wird rückwirkend zum Zeit-

punkt des Vertragsabschlusses rechtswirksam, auch wenn der Annehmende in der Zwischenzeit 

gestorben ist (vgl. § 192 Abs 1 ABGB; Oesterreich.gv.at 2023a: 4/Ablauf; Nademleinsky 

2021aa: 164 f.). 

Ist das Kind entscheidungsfähig, so schließt es den Vertrag selbst ab; bei mündigen Min-

derjährigen (ab 14, vgl. ebd.) wird die Entscheidungsfähigkeit vermutet. Ist das Kind noch nicht 

entscheidungsfähig, muss der gesetzliche Vertreter einwilligen; verweigert er dies ohne gerecht-

fertigte Gründe, muss das Gericht dessen Einwilligung ersetzen. Der Vertreter braucht für seine 

Handlungen in dieser Sache keine Genehmigung des Gerichts, muss aber zum Wohle der vertre-

tenen Person handeln (vgl. § 192 Abs 2-4 ABGB). 

 

4.2.2.4 Wirkungen 

Mit dem Wirksamwerden der Adoption entstehen zwischen dem Annehmenden und seinen leib-

lichen Nachkommen einerseits und dem Wahlkind andererseits die gleichen Rechte, die eine 

Abstammung begründet. 

Zugleich erlöschen die „nicht bloß in der Verwandtschaft an sich (§ 40) bestehenden fa-

milienrechtlichen Beziehungen“ (§ 197 Abs 2 ABGB) entsprechend der Konstellation der An-

nehmenden: Wird das Kind durch Ehegatten angenommen, erlöschen die Beziehungen zu beiden 

leiblichen Elternteilen und deren Verwandten einerseits und dem Wahlkind und dessen zu die-

sem Zeitpunkt minderjährigen Nachkommen andererseits. Wird das Kind aber nur durch einen 

Wahlvater oder eine Wahlmutter angenommen, erlöschen die familienrechtlichen Beziehungen 

jeweils nur zum leiblichen Vater oder der leiblichen Mutter und dessen/deren Verwandten. Der 

andere leibliche Elternteil, als „nicht verdrängt[en]“ (§ 197 Abs 3 ABGB) bezeichnet, kann dem 

Erlöschen dieser Beziehungen zum Adoptivkind ebenfalls zustimmen; dies gilt dann ab seiner 

Zustimmung und frühestens, wenn die Adoption wirksam wird. 

Entsprechend erlöschen die familienrechtlichen Beziehungen des Wahlkindes auch nur 

zum jeweils entsprechenden Elternteil, wenn „ein Ehegatte, ein eingetragener Partner oder ein 

Lebensgefährte das Kind seines Ehegatten, eingetragenen Partners oder Lebensgefährten“ (ebd.) 

adoptiert. 

Der verdrängte Elternteil und auch dessen Eltern verlieren „insb. das Obsorge- und Kon-

taktrecht […] sowie Informations- und Äußerungsrecht“ (Nademleinsky 2021a: 171) zum Wahl-
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kind. Wenn es das Kindeswohl fordert, kann aber auf Antrag ein Kontaktrecht eingeräumt wer-

den (vgl. ebd.). 

Einige familienrechtliche Pflichten zwischen Wahlkind und den leiblichen Eltern und de-

ren Verwandten bleiben trotz des Erlöschens aufrecht: Letztere müssen weiterhin für den Unter-

halt und die Ausstattung des Wahlkindes und dessen minderjährige Nachkommen aufkommen. 

Auch das Wahlkind hat weiterhin eine Unterhaltspflicht gegenüber den leiblichen Eltern, außer, 

diese haben ihre Unterhaltspflicht ihm gegenüber vor seinem 14. Lebensjahr und vor seiner 

Adoption gröblich vernachlässigt. Diese weiterhin bestehenden Pflichten sind jedoch den durch 

die Annahme begründeten Pflichten gleicher Art nachrangig (§ 198 ABGB). 

Bezüglich des Erbrechts bleiben die hieraus begründeten Rechte zwischen den leiblichen 

Eltern und deren Verwandten einerseits und dem Wahlkind und dessen minderjährigen Nach-

kommen andererseits bestehen. Verstirbt das Wahlkind, so gehen die Wahleltern und deren 

Nachkommen in der Erbfolge den leiblichen Eltern und deren Nachkommen vor. Wenn es nur 

einen Annehmenden gibt, bekommt sein Stamm die Hälfte der Verlassenschaft, während die 

andere Hälfte auf den Stamm des nicht verdrängten leiblichen Elternteils entfällt (vgl. § 199 

ABGB). Da zwischen dem Adoptivkind und den Verwandten der Wahleltern kein Verwandt-

schaftsverhältnis entsteht, bezieht sich dessen Erbrecht nur auf die Wahleltern selbst (vgl. BMJ 

2023a). 

Der Name des Wahlkindes ändert sich durch die Annahme nicht, er kann aber unter Be-

rufung auf § 157 ABGB geändert werden. Auch in Bezug auf die Staatsbürgerschaft gibt es kei-

ne Änderung aufgrund der Adoption, außer das Kind ist unter 14, in Österreich aufhältig und der 

Wahlelternteil/die Wahleltern hat/haben die österreichische Staatsbürgerschaft (vgl. Koziol et al. 

2014: 616; § 11b StbG). 

Solange die Adoption besteht, gibt es ein Eheverbot zwischen dem Adoptivkind und sei-

nen Nachkommen einerseits und dem Annehmenden andererseits. Möglich bleibt dagegen die 

Eheschließung zwischen Adoptivkindern und leiblichen Kindern sowie zwischen dem Adoptiv-

kind und Blutsverwandten der Adoptiveltern (vgl. § 10 EheG, Nademleinsky 2021b: 2012). 

 

4.2.2.5 Widerruf 

Wird die Bewilligung der Annahme widerrufen, so gilt dies rückwirkend, sodass die Adoption 

als nicht zustandegekommen gilt; dies entspricht also der Nichtigerklärung einer Ehe (vgl. Kozi-

ol et al. 2014: 617). Der Widerruf muss durch das Gericht erfolgen, wenn der Annehmende bei 

Vertragsabschluss nicht entscheidungsfähig gewesen ist, außer er gibt später im Zustand der 
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Entscheidungsfähigkeit an, dass er die Wahlkindschaft fortsetzen will. Er erfolgt auch, wenn ein 

nicht entscheidungsfähiges Kind selbst einen Annahmevertrag geschlossen hat, außer es gibt 

später im Zustand der Entscheidungsfähigkeit an, dass es die Wahlkindschaft fortsetzen will, 

sein gesetzlicher Vertreter hat zugestimmt, oder das Gericht hat dessen Zustimmung ersetzt. 

Ebenso muss die Bewilligung widerrufen werden, wenn mehr als eine Person das Wahl-

kind angenommen hat, außer es bestand eine Ehe zwischen den Annehmenden.  

Weitere mögliche Gründe sind, dass mit dem Abschluss des Annahmevertrags aus-

schließlich oder vorwiegend beabsichtigt wurde, dass das Wahlkind den Familiennamen des 

Wahlvaters oder der Wahlmutter annehmen darf, oder dass durch den Schein der Wahlkindschaft 

rechtswidrige geschlechtliche Beziehungen verdeckt werden sollten. Die bisher erwähnten 

Gründe des Widerrufs können sowohl von Amts wegen als auch auf Antrag eines Vertragsteiles 

durch das Gericht bearbeitet werden. 

Ausschließlich auf Antrag eines Vertragsteiles ist der Widerruf zu prüfen, wenn der Ver-

trag nicht schriftlich abgeschlossen worden ist, dies ist jedoch höchstens bis fünf Jahre nach Ein-

tritt der Rechtskraft des Bewilligungsbeschlusses möglich (vgl. § 200 ABGB). 

 

4.2.2.6 Aufhebung 

Die Aufhebung wirkt ab Rechtskraft des Aufhebungsbeschlusses, der Vorgang entspricht also 

der Ehescheidung oder der Aufhebung der Ehe (vgl. Koziol et al. 2014: 617). Das Gericht muss 

die Wahlkindschaft aufheben, wenn ein Vertragsteil oder ein Zustimmungsberechtigter dies be-

antragt, weil er „durch List oder ungerechte und gegründete Furcht“ (§ 201 ABGB) zu seiner 

Teilnahme am Verfahren veranlasst worden ist; dies ist innerhalb eines Jahres nach Entdeckung 

der List oder nach dem Wegfall der Zwangslage möglich. 

Von Amts wegen muss die Wahlkindschaft aufgehoben werden, wenn ihre Aufrechter-

haltung das Wohl des betreffenden minderjährigen oder nicht entscheidungsfähigen Kindes 

„ernstlich gefährden“ (ebd.) würde. 

Die Aufhebung muss auf Antrag des Wahlkindes erfolgen, wenn sie dem Kindeswohl 

dienen würde, nachdem die Ehe der Wahleltern, des leiblichen Elternteils mit dem Wahlelternteil 

oder die eingetragene Partnerschaft zwischen leiblichem Elternteil und Wahlelternteil nicht mehr 

aufrecht ist, oder wenn der Wahlvater oder die Wahlmutter verstorben sind. Dem darf jedoch 

kein berechtigtes Anliegen eines betroffenen Wahlelternteils widersprechen, selbst wenn er oder 

sie bereits verstorben ist. 
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Auch bei einem gemeinsamen Antrag von Wahlelternteil und Wahlkind muss das Gericht 

die Wahlkindschaft aufheben. 

Wenn zwei Elternteile gemeinsam adoptiert haben, ist die Aufhebung nur beiden gegen-

über möglich, außer ihre Ehe ist aufgelöst oder für nichtig erklärt worden (vgl. § 201 ABGB). 

 

4.2.2.7 Wirkungen der Aufhebung 

Sobald die Aufhebung rechtskräftig wird, erlöschen die durch die Adoption begründeten Rechts-

beziehungen zwischen dem Wahlelternteil und dessen Nachkommen einerseits und dem Wahl-

kind und dessen Nachkommen andererseits. Die familienrechtlichen Beziehungen zwischen den 

leiblichen Eltern und ihren Verwandten zum einen und dem Wahlkind und seinen Nachkommen 

zum anderen, die durch die Annahme erloschen waren, leben wieder auf. 

 

4.2.2.8 Ausschluss weiterer Gründe für Widerruf oder Aufhebung 

Der Gesetzgeber schließt die Zulässigkeit anderer als die in §§ 200 und 201 genannten Gründe 

für einen Widerruf oder eine Aufhebung aus. Das bedeutet beispielsweise, dass enttäuschte Er-

wartungen oder eine Verschlechterung der Beziehung zwischen Wahlkind und Wahleltern keine 

Aufhebungsgründe darstellen, außer, das Kindeswohl ist gefährdet (vgl. §§ 200 f., 203 ABGB; 

Nademleinsky 2021aa: 174 f.). 

 

4.2.3 Zentrale Begriffe 

 

Wie in Punkt 2.2.4 angemerkt, ist es nicht immer möglich, Begriffe eines Themenbereichs in 

einem Begriffssysstem darzustellen. Dies ist auch hier der Fall, da die Beziehungen weder hie-

rarchisch noch in einer anderen Form geordnet werden können, die hier die Erkenntnis vereinfa-

chen würde. Es muss also mit Begriffsfeldern gearbeitet werden. 

Dazu ließen sich die bereits verwendeten Abschnitte nutzen, durch die versucht wurde, 

den Adoptionsvorgang in einer zeitlichen und kausalen Abfolge in voneinander abgegrenzte Tei-

le zu unterteilen. Beim Fokus auf die Begriffe wird jedoch schnell deutlich, dass sich hier vieles 

wiederholen würde; beispielsweise geht es bei den verschiedenen Schritten immer um dieselbe 

Personengruppe. Daher ist es hilfreicher, die Begriffe nach ihrer Art in Begriffsfelder zu gruppie-

ren. So bezeichnen sie: 
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- beteiligte Personen und Institutionen 

- weitere Rechtsinstitute/Tatbestände:  

▪ komplexe Rechtsinstitute (z. B.  „Kindeswohl“, „Adoption“) 

▪ Vorgänge (z. B. „Eignungsprüfung“) 

▪ Dokumente (z. B. „Adoptionsvertrag“) 

 

Die Einordnung folgte hier also in erster Linie nach den Eigenschaften der bezeichneten Konzep-

te. Eine detailliertere Einordnung der Begriffe als diese ist hier nicht möglich, da kaum hierar-

chische oder kausale Beziehungen zwischen den Begriffen vorliegen. 

Die Begriffe wurden nach ihrer Relevanz für die zentralen Voraussetzungen und Vorgän-

ge, die die Adoption betreffen, ausgewählt. In Bezug auf Österreich sind daher Konzepte wie 

beispielsweise die eingetragene Partnerschaft nicht mit eingeschlossen, obwohl sie im Gesetz 

erwähnt werden, da die eingetragene Partnerschaft im Zusammenhang mit dem Adoptionsgesetz 

als Unterkategorie der Wahleltern gesehen werden kann – damit ist der Begriff „Wahleltern“ 

relevanter. Unterkategorien der Handlungsfähigkeit wie die Mündigkeit oder die Entscheidungs-

fähigkeit wurden dagegen aufgenommen, da sie für den Ablauf der Adoption und die Hand-

lungsmöglichkeiten der Beteiligten zentral sind. 

In diesem Abschnitt werden die Begriffe mit ihrer Vorzugsbenennung bezeichnet. Hier 

erfolgt nur eine kurze Zusammenfassung, eine detailliertere terminologische Analyse erfolgt 

unter Punkt 4.4 im direkten Zusammenhang mit dem Begriffsvergleich. 

 

4.2.3.1 Personen und Institutionen 

Direkt beteiligte Privatpersonen sind im österreichischen Verfahren zunächst die Wahleltern und 

das Wahlkind. Da auch eine Person alleine adoptieren kann, kann auch von einem/einer Anneh-

menden sowie von Wahlmutter und Wahlvater gesprochen werden. Sie müssen die unter 4.2.2.1 

genannten Voraussetzungen erfüllen und können Ehepartner, eingetragene Partner, Lebensge-

fährten oder eben alleinstehend sein. In der ersten Phase werden sie als Adoptivwerber bezeich-

net. 

Das Kind, das angenommen wird, wird als Wahlkind bezeichnet. Dieses kann eine min-

derjährige oder auch eine volljährige Person sein, entscheidungsfähig oder nicht entscheidungs-

fähig. Sie unterliegt keinen besonderen Voraussetzungen, kann aber je nach Eigenschaften unter-

schiedliche Rechte wahrnehmen. 
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Die Bezeichnung leibliches Kind weist ebenso wie die leiblichen Eltern auf eine Bezie-

hung hin. Mit „leibliche Eltern“ sind im Kontext der Adoptionsregelung die biologischen Eltern 

des Wahlkindes gemeint, deren Zustimmung zur Adoption Voraussetzung des Zustandekom-

mens ist, außer sie sind unbekannt. Zugleich werden auch die leiblichen Kinder der Wahleltern 

im Gesetz erwähnt, die nicht unbedingt am Verfahren beteiligt, aber betroffen sind. 

Ein leiblicher Elternteil kann infolge einer Adoption durch das Erlöschen der Rechtsbe-

ziehungen zum Kind zum verdrängten Elternteil werden. 

Eine wichtige Rolle für das Verfahren hat der Richter am Bezirksgericht inne, der die 

Adoption bewilligt. 

 

4.2.3.2 Komplexe Rechstinstitute 

Als Rechtsinstitute werden abstrakte Oberbegriffe für einen Lebenssachverhalt bezeichnet, bei-

spielsweise "Ehe" oder „Eigentum“ (vgl. Pommer 2006: 33). Rechtsinstitute sind deutlich der 

Rechtssprache zuzuordnen in dem Sinne, dass sie in der Gemeinsprache seltener in Gebrauch 

sind und im Rechtskontext klar definiert sind. Hier werden unter die Kategorie „komplexe 

Rechtsinstitute“ solche Rechtsinstitute gefasst, die weniger durch ihre Prozesshaftigkeit, sondern 

mehr durch ihre Vorbedingungen und Rechtswirkungen charakterisierte sind, während die ande-

ren Begriffe zu diesem Themenbereich sich ebenfalls als Rechtsinstitute definieren lassen. 

Die Annahme eines Kindes hat verschiedene Ausprägungen, zunächst wird je nach Alter 

des Kinides zwischen Minderjährigenadoption und Erwachsenenadoption unterschieden. Bezüg-

lich der Möglichkeit des Kontakts zwischen leiblichen Eltern und Adoptivkind wird zwischen 

Inkognitoadoption, offener Adoption und halb offener Adoption unterschieden. Dagegen bezie-

hen sich die folgenden Bezeichnunugen auf Unterschiede in der bereits bestehenden Beziehung 

zwischen Wahleltern bzw. Wahlelternteil und Wahlkind: Bei einer Stiefkindadoption wird das 

leibliche Kind des Partners angenommen, bei der Sukzessivadoption sein oder ihr Adoptivkind, 

die Fremdkindadoption dagegen bezeichned die Annahme eines Kindes, das noch nicht Teil der 

Familie ist. 

Besonders relevant für die Adoption ist das Konzept der Abstammung, da eins ihrer Ziele 

ist, eine „künstliche“ rechtliche Abstammung zu begründen. Ein weiteres wichtiges Ziel ist die 

Herstellung oder, im Falle der Erwachsenenadoption, die Bestätigung einer Eltern-Kind-

Beziehung, in der Rechtswissenschaft als „kindschaftsähnliche Beziehung“ bezeichnet. In Falle 

der Minderjährigenadoption müssen alle Maßnahmen außerdem dem Kindeswohl dienen, das 

Grundlage des gesamten Kindschaftsrechts ist. 
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Die Handlungsmöglichkeiten der beteiligten Personen bzw. deren Grenzen leiten sich da-

raus ab, ob sie entscheidungsfähig und mündig oder volljährig sind. 

Nach einer Adoption erlöschen die familienrechtlichen Beziehungen zwischen dem leib-

lichen Elternteil/den leiblichen Eltern und den Wahlkind, insbesondere in Bezug auf die Obsor-

ge, das Kontaktrecht (früher: Besuchsrecht) sowie das Informations- und Äußerungsrecht. Dage-

gen gibt es familienrechtliche Pflichten, die aufrecht bleiben, insbesondere bezüglich des Unter-

halts. Auch die Eheverbote bleiben aufrecht. 

Die Adoptionswirkungen betreffen außerdem das Erbrecht der Betroffenen: Sie begrün-

det ein Erbrecht des Wahlkindes gegenüber seinen Wahleltern, während sein Erbrecht gegenüber 

den leiblichen Eltern bestehen bleibt.  

 

4.2.3.3 Vorgänge 

In Fällen, in denen die leiblichen Eltern bzw. die leibliche Mutter bekannt sind/ist, geschieht 

zuerst die Adoptionsfreigabe des Wahlkindes, also die Einwilligung in die Adoption. 

Für potenzielle Wahleltern beginnt der Prozess mit der Adoptionsvermittlung, die durch die Kin-

der- und Jugendhilfe oder einen privaten Träger geschieht. Während des Verfahrens leistet der 

Kinder- und Jugendhilfeträger die Eignungsbeurteilung, um festzustellen, ob der/die Adoptiv-

werberIn die notwendigen Fähigkeiten zur Adoption eines Kindes mitbringt und ob die Famili-

ensituation dies erlaubt. 

Sowohl der Widerruf als auch die Aufhebung können das Adoptionsverhältnis in besonderen 

Fällen beenden. 

 

4.2.3.4 Dokumente 

Grundlage der Annahme eines Kindes ist der Annahmevertrag zwischen Wahleltern und Wahl-

kind, der dann im nächsten Schritt vom Gericht bewilligt wird. 

Erst mit dem Bewilligungsbeschluss des Richters am Bezirksgericht wird der Adoptions-

vertrag rechtswirksam, außerdem erlöschen durch den Bewilligungsbeschluss die Rechtsbezie-

hung zu den leiblichen Eltern bzw. einem Elternteil des Adoptivkindes. 
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4.3 Tunesien 

 

Tunesien war von 1574 bis 1881 eine autonome Provinz des Osmanischen Reiches, wurde 1881 

bis französisches Protektorat und erlangte 1956 die Unabhängigkeit (vgl. An-Na‘im 2002: 182). 

Es folgten lange Herrschaftszeiten zweier autoritärer Präsidenten: Habib Bourguiba von 1956 bis 

1987 und nach ihm Zineddine Ben Ali, der 2011 gestürzt wurde. Arabisch ist die einzige Amts-

sprache, das Französische ist jedoch weiterhin eine Verwaltungssprache und ist auch auf den 

meisten, wenn nicht allen, Behördenwebsites als Option zu finden. Auch werden alle Gesetze in 

einer arabischen und einer französischen Fassung des Journal Officiel de la République Tunisi-

enne (JORT – الرائد الرسمي للجمهورية التونسية)42 veröffentlicht. 

Tunesiens Rechtssystem wird als gemischt beschrieben, es basiert auf dem französischen 

Zivilrecht sowie auf dem islamischen Recht.43 Der Einfluss des französischen Rechts in den ara-

bischen Ländern geht sowohl auf die aktive Übernahme französischer Regelungen durch das 

osmanische Reich als auch auf die Kolonialzeit zurück (vgl. Zweigert/Kötz: 109-111). 

 Obwohl das kodifizierte Recht wichtig ist, zeigt sich gerade im Familienrecht auch eine 

große Relevanz des Fallrechts, wie sich im Abschnitt zur Adoption zeigen wird (vgl. An-Na‘im 

2002: 182; Ben Achour 2019: 328; Dupret 2014: 67). Der Einfluss des islamischen Rechts be-

schränkt sich in Tunesien auf das Personenstands-, Familien- und Erbrecht. Diese Rechtsgebiete 

sind in Tunesien nicht Teil des Zivilrechts, sondern gelten als eigener Rechtsbereich (vgl. Mon-

jid 2014: 11)44. 

Das Personenstands-, Familien- und Erbrecht wird im arabischen Kontext nach dem 

Französischen als „Personalstatut“ (statut personnel, أحوال شخصية) bezeichnet, wie auch der Na-

me des tunesischen Gesetzbuches zum Personalstatut (PStG)45 zeigt: maǧallat al-aḥwāl aš-

šaḫsīya الشخصية(   الأحوال مجلّة ), in der Literatur auch kurz als „Majalla“ oder „Medjelle“ bezeich-

net, in der französischen Fassung als Code de Statut Personnel. Das tunesische PStG wurde 1956 

 
42 S. www.iort.gov.tn/.  
43 Rohe (2009: 6) beschreibt das islamische Recht als „Materie in steter Entwicklung“ und fügt hinzu: „Sein System 

erschließt sich weniger über inhaltliche Einzelregelungen als über seine Rechtsquellen- und Rechtsfindungslehre 

[…].“ Es gebe eine große Diversität, jedoch auch gemeinsame Grundprinzipien (vgl. ebd.: 6-8). Heute finden sich in 

den meisten Ländern der Region Regelungen aus dem islamischen Recht in erster Linie im Familien-, Personen- und 

Erbrecht sowie im Zivilrecht (vgl. ebd.: 183 f.; Ebert 2020: 28-33), vgl. 
44 Vgl. auch die Regelungsbereiche des PStG. 
45 Die deutsche Übersetzung wurde hier von Ebert (2020: 59) übernommen, während Nelle es als „Personenstands-

gesetz“ (Nelle 2004: 254) bezeichnet, was seinen Inhalt jedoch nicht umfasst. 

In Bezug auf die arabisch-islamischen Länder meint „Personalstatut“ etwas anderes als im „westlich-bürgerlichen 

Verständnis“ (Ebert 1996: 12), da es beispielsweise auch die Schenkung mit einschließt (vgl. Ebert 1996: 11-17) – 

im PStG ist die Schenkung in Art 200-213 geregelt. 

http://www.iort.gov.tn/
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verabschiedet und hat einen Sonderstatus in der Region, da es als besonders progressiv gilt. 

Aufmerksamkeit bekam es besonders für seine Regelung der ausschließlich gerichtlichen Schei-

dung, für die Abschaffung der Polygamie und die Einführung der Adoption durch ein Zusatzge-

setz 1958 (vgl. Ebert 2020: 59, Nelle 2004: 254). 

Wie in Kapitel 4.2 zu Österreich wird auch hier zunächst das geltende tunesische Fami-

lienrecht kurz vorgestellt und dann die tunesischen Regelungen zur Adoption ausführlich be-

schrieben, wozu auch das Analysekorpus zu diesem Teil aufgeführt wird. Im letzten Schritt er-

folgt die terminologische Analyse. 

 

4.3.1 Zum geltenden tunesischen Familienrecht 

 

Regelungen, die das Familienrecht betreffen, sind im PStG von 1956 und seinen Anhängen zu 

finden. Ben Achour (2019: 328) nennt außerdem das Fallrecht als wichtige Quelle für das Fami-

lienrecht; die Rolle der tunesischen Gerichte sei in Bereichen, in denen die Gesetze Lücken auf-

weisen, besonders groß. 

In ihrem Kommentar zum PStG nennen Mahmūd/Dūlā (2015: 7-18) drei Grundprinzi-

pien: der gegenseitige Beistand in der Ehe, die Bemühen um frühzeitige Konfliktlösung in der 

Familie sowie um Gleichberechtigung in Bezug auf die ehelichen Rechte und Pflichten. 

In einer Weiterentwicklung bezüglich der Kinderrechte wurde 1995 das Gesetzbuch über 

den Schutz des Kindes verabschiedet (G92/1995, ال حماية  طفلمجلّة  ). Wie bereits das PStG stellt 

auch das Gesetz von 1995 das Kindeswohl ins Zentrum und schafft mit den Kinderschutzbeauf-

tragten (مندوبو حماية الطفولة),46 die dem Ministerium für Familie, Frauen, Kinder und Senioren 

( وكبار السن والطفولة والمرأة الأسرة وزارة ) unterstehen, eine neue Struktur (vgl. G92/1995). 

Bezüglich des Kindschaftsrechts sind die Abstammung vom Vater und die Ehe als 

Grundlage der Anerkennung einer legitimen Abstammung besonders relevant. Einem uneheli-

chen Kind die legitime Abstammung zusprechen zu lassen, ist ein schwieriger Prozess mit unsi-

cherem Ergebnis. Dies war lange höchstens durch das Anerkennen der Vaterschaft oder – mit 

geringerer Erfolgsaussicht – durch Zeugenaussagen möglich. DNA-Tests wurden 1998 mit dem 

Gesetz Nr. 75 vom 28.10.1998 über die Zuschreibung eines Vatersnamens für aufgegebene Kin-

der oder Kinder unbekannter Abstammung47 zu einer dritten Möglichkeit, die Abstammung vä-

 
46 Die wörtliche Übersetzung wäre also „Kindheitsschutzbeauftragter“, im Deutschen ist die Bezeichnung „Kinder-

schutz“ jedoch üblicher, vgl. dwds.de. 
 قانون عدد 75 لسنة 1998 مؤرخ في  28 أكتوبر 1998 يتعلق بإسناد اللقب العائلي للأطفال المهملين أو مجهولي النسب 47
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terlicherseits festzustellen und rechtlich anzuerkennen. Allerdings sind viele Gerichte der Ab-

sicht des Gesetzes nicht gefolgt und haben stattdessen nur die Namensgebung, nicht aber die 

Anerkennung der Abstammung ermöglicht, so auch das Kassationsgericht (vgl. Ben Achour 

2019: 331-336). 

Während in manchen anderen Ländern der Region in Personalstatussachen religiöse Ge-

richte für die jeweilige Religionsgemeinschaft zuständig sind, ist Tunesiens Gerichtssystem seit 

1957 vereinheitlicht und das Personalstatusrecht wird auf alle Religionsgemeinschaften ange-

wandt. So werden Zivilsachen an den Distriktgerichten, den Gerichten erster Instanz, an den Be-

rufungsgerichten sowie am Kassationsgericht verhandelt (vgl. An-Na’im 2002: 182; Ben Achour 

2019: 329). Laut Art 32 PStG wählt der Gerichtsvorsteher einen Familienrichter aus. Jedoch 

kann auch der Richter des Distriktgerichtes Familiensachen bearbeiten. Das Adoptionsverfahren 

führt Letzterer durch (vgl. Mahmūd/Dūla 2015: 13 f. sowie Punkt 4.3.2.4 zum Ablauf der Adop-

tion). 

Für den Schutz des Kindeswohls sind in erster Linie die bereits erwähnten Kindesschutz-

beauftragten zuständig. Dem Familienministerium angegliedert ist die Beobachtungsstelle für 

Kinderrechte ( الطفل حقوق مرصد ), die für Forschung und Lehre im Bereich Kinderrechte und unter-

stützende politische Maßnahmen zuständig ist.48 Eine weitere relevante Institution im Bereich 

Kindschaftssachen ist das Institut National de Protection de l’Enfance (INPE, 

الطفولة لرعاية الوطني المعهد ), das seit 1971 besteht und unter Aufsicht des Sozialministeriums 

 steht (vgl. INPE 2010: 3); das INPE spielt auch im Adoptionsverfahren 49(وزارة الشؤون الاجتماعية)

eine zentrale Rolle. Sie arbeitet auch mit anderen, lokalen Institutionen des Sozialministeriums 

zusammen, die SozialarbeiterInnen stellen (vgl. INPE 2012b: 1 f.). Zudem gibt es private Orga-

nisationen, die sich für Kinderrechte einsetzen oder auch Kindern in Heimen ein Zuhause bie-

ten;50 die Adoptionsvermittlung wird jedoch offenbar nur durch staatliche Stellen durchgeführt. 

 

 

 

– Die Übersetzung des Gesetzestitels orientiert sich am französischen Titel, „Loi […] relative à l'attribution d'un 

nom patronymique aux enfants abandonnés ou de filiation inconnue“ sowie an der Übersetzung bei Nelle (2004: 

268). Dieser übersetzt لقب (auch: Nachname) mit „Vatersname[n]“, was hier offenbar auch gemeint ist. Die hier als 

„aufgegebene Kinder“ bezeichneten ل مهملينأطفا  nennt er „Findelkinder“, wozu im tunesischen Recht auch das Wort 

 .verwendet wird (vgl. Art 77 f. PStG) لقطاء
48 S. die Homepage, https://observatoire-enfance.tn/AR/About/missions. 
49 Dieses Ministerium wird in manchen Quellen noch als „Ministerium für  Soziales, Solidarität und Tunesier im 

Ausland“ ( الخارج في والتونسيين والتضامن الاجتماعية الشؤون وزارة ) bezeichnet, dieses wurde jedoch aufgeteilt in ein Sozial-

ministerium sowie ein Ministerium für Äußeres, Migration und Tunesier im Ausland, vgl. Tunesische Republik 

(2017). 
50 Vgl. Ayadi 2020; CSDHLF 2020: 208. 

https://observatoire-enfance.tn/AR/About/missions
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4.3.2 Die Adoption im tunesischen Familienrecht 

Die Adoption ist in Tunesien in erster Linie durch das dem PStG hinzugefügte51 Gesetz 27 von 

1958 über Amtsvormundschaft, die kafāla und die Adoption (G27/1958) geregelt. Das gesamte 

Gesetz hat 17 Artikel, die letzten zehn betreffen die Adoption. Außerdem enthält es eine Bezug-

nahme auf Art 14-17 des PStG, in denen es um Ehehindernisse geht. Diese Gesetze zählen damit 

zum Analysekorpus. 

Wie bereits erwähnt, ist auch das Fallrecht für eine umfassende Beschreibung der Adop-

tion in Tunesien essentiell, beispielsweise für die Beantwortung der Frage, ob und wie das Adop-

tionsverhältnis wieder aufgelöst werden kann (vgl. Punkt 4.3.2.7 zum Widerruf). Besonders 

wichtig ist hierzu die Entscheidung des Kassationsgerichts in Zivilsachen Nr. 29577 von 1993 

(KassZ/29577), die daher in das Korpus mit aufgenommen wird. 

Aus dem Verwaltungsbereich kommt ein Informationsblatt des INPE dazu, in dem die 

einzelnen Schritte hin zur Adoption genauer beschrieben werden; dieses bezieht sich laut einer 

Anmerkung darauf nur auf die Adoption eines Kindes, das im Institut abgegeben worden ist, 

daher werden die Infomationen mit der Beschreibung bei Ben Achour abgeglichen (vgl. Ben 

Achour 2019: 339-341; INPE 2012b). Das INPE bietet auch weitere Informationen auf seiner 

Website (vgl. INPE 2021a). 

Lediglich zum besseren Verständnis einzelner Begriffe sowie für die Arbeit mit Art 14-

17 PStG wird auf den Kommentar zum PStG von Maḥmūd/Dūla (2015)52 zurückgegriffen. 

Ebenso nur als ergänzende Quellen werden das Gesetz von 1967 zur Unterbringung von Kindern 

in Familien (G47/1967), das Gesetzbuch über den Schutz des Kindes (G92/1995) von 1995 und 

das Gesetz über die Zuschreibung eines Vatersnamens für aufgegebene Kinder oder Kinder un-

bekannter Abstammung (G75/1998) behandelt. Einige Begriffe im Gesetz zur Adoption stam-

men aus dem Zivilrecht, weshalb auch auf das Gesetz über Verpflichtungen und Verträge 

(GVV/1906) Bezug genommen wird. 

Eine weitere gute Quelle für Hintergrundinformationen ist die Masterarbeit von ʿĀʾida 

al-Yirmānī Ġirbāl, die auf der Webseite des Familienministeriums zur Verfügung gestellt wird; 

die Verfasserin arbeitet jetzt für das Hochkommissariat für Meschenrechte und Grundrechte 

 
51 Dem PStG sind weitere Gesetze als Anhänge (ملاحق) hinzugefügt worden. In dieser Arbeit wird mit der Fassung 

von 2019 gearbeitet, die aktuell auf der Website des Justizministeriums verfügbar ist. 
52 Der Kommentar bezieht sich nur auf den Hauptteil des PStG, die angehängten Gesetze werden dagegen nur zi-

tiert. 
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(Comité Supérieur des Droits de l’Homme et des Libertés Fondamentales)53 (s. al-Yirmānī 

Ġirbāl 2006). 

Monjid (2013: 234) bezeichnet die Legalisierung der Adoption im tunesischen Recht als 

„lapidar“, da wichtige Aspekte nicht durch den Text geregelt werden und somit durch Richter-

entscheidungen gefüllt werden müssen. Dies sogar auf der Ebene des Kassationsgerichts zu un-

terschiedlichen Ergebnissen geführt (vgl. Ben Achour 2019: 343 f.). 

In der Entscheidung KassZ/29577 (3) wird explizit auf das französische Recht und ande-

re europäische Regelungen zur Adoption Bezug genommen. Da Tunesien das einzige Land in 

der Region mit einer entsprechenden Regelung ist, orientiert sich die Rechtsprechung in diesem 

Bereich also offenbar an Frankreich bzw. Europa. Es ist anzunehmen, dass es sich hier um ein 

legal transplant handelt, also die Einfügung einer Regelung aus einem fremden System in das 

eigene Rechtssystem (vgl. Kischel 2019: 59 f.). 

 

Für die tunesische Regelung der Adoption können folgende Gliederungspunkte festgemacht 

werden:  

- Voraussetzungen für Annehmende 

- Voraussetzung für das Adoptivkind 

- Voraussetzungen der Bewilligung 

- Ablauf des Vorgangs 

- Wirkungen 

- Entziehung der tatsächlichen Personensorge 

- Widerruf (nur durch Fallrecht geregelt) 

 

Da es sich beim folgenden Abschnitt um eine Beschreibung der tunesischen Regelung in deut-

scher Sprache handelt und damit bereits um eine Übersetzung, werden einige arabische Termini 

in Klammern angegeben; nicht alle davon werden jedoch ins Glossar aufgenommen. 

 

4.3.2.1 Voraussetzungen für Annehmende  

Die Adoption (التبنّ ي) ist nur für eine54 männliche oder weibliche Person möglich, die volljährig 

ist (رشيد), verheiratet, mit allen bürgerlichen Rechten ausgestattet ( المدنية بحقوقه متمتعّ ),  mit guter 

 
53 Vgl. CSDHLF (o. D.). 

Es gibt noch weitere nützliche Quellen zum Thema, die leider nicht für diese Arbeit verfügbar gemacht werden 

konnten: Die unveröffentlichte Doktorarbeit „التبنّي (Die Adoption)“ von Mufīda Barhūmī-Nāǧī von 2008 sowie 

Muḥammad aṭ-Ṭāhir Māǧūls Studie „ الوضعي التونيس بنّي في أحكام التشريع الإسلامي والقانونمسألة الت   von 2022. 



 

52 

 

Moral (ذو أخلاق حميدة)55 sowie geistig und körperlich gesund. Die Person muss auch in der Lage 

dazu sein, sich um das Adoptivkind (المتبنّى) abd zu kümmern. Dafür wird während des Verfah-

rens die Eignung sowohl des Adoptivbewerbers als auch des Ehepartners geprüft, dies bezieht 

sich sowohl auf materielle als auch auf psychische Faktoren (vg. Art 9 G27/1958; Ben Achour 

2019: 340; INPE 2012b: 1)56. Ein relevanter Punkt ist laut der Beschreibung einer anonymen 

INPE-Mitarbeiterin bei Ayadi (2020), dass deutlich wird, dass beide Partner die Adoption als 

Lebensprojekt („projet de vie“) sehen und dass nicht nur ein Partner sie sich wirklich wünscht, 

sondern beide. 

 Für Frauen, die adoptieren wollen, gilt ein Höchstalter von 45 Jahren, für den Mann von 

50. Voraussetzung ist auch, dass der Ehepartner der Person der Adoption zustimmt 

( المتبنّي زوج دقةمصا ) (vgl. Ayadi 2020; Art 11 G27/1958). 

Nicht im Gesetz geregelt, aber in der Praxis der Gerichte offenbar üblich ist es, für aus-

ländische und nicht muslimische Adoptionsbewerber kein Adoptionsurteil auszusprechen oder 

auszustellen. Dies hängt zusammen mit dem Prinzip, dass Annehmender und Adoptivkind die-

selbe Religionszugehörigkeit haben sollen (vgl. al-Faršīšī 2021: 136; Monjid 2014: 237). 

Der Richter (  حاكم، قاض) kann den/die AntragsstellerIn ( التبنّي  طالب ) von der Voraussetzung 

der bestehenden Ehe befreien und auch die Adoption einer verwitweten oder geschiedenen  Per-

son erlauben, wenn dies im Sinne des Kindeswohls (مصلحة الطفل) ist.57 Er muss dazu alle anhören, 

deren Aussage ihm nützlich dazu erscheinen, das Kindeswohl zu sichern (vgl. Art 9 G27/1958). 

Laut Ben Achour (2019: 340) zielt die Bedingung, dass der/die Annehmende verheiratet ist oder 

gewesen ist, darauf ab, die Adoptivfamilie der durch die Ehe legitimierten Familie „anzunähern“. 

Allerdings hat es 2018 in Tunis auch ein Urteil gegeben, durch das die Adoption eines Mädchens 

durch eine alleinstehende Frau für zulässig erklärt wurde (vgl. al-Ǧaʿīdī 2019).58 

Der Altersunterschied zwischen der annehmenden Person und dem Adoptivkind muss 

mindestens 15 Jahre betragen, außer, es wird das Kind des Ehepartners adoptiert 

 
54 Auf dem Informationsblatt von INPE wird für den Falle einer Adoption durch Eheleute teils von zwei Antrags-

stellern gesprochen. Grund ist wahrscheinlich, dass bei bestehender Ehe in jedem Fall beide Ehepartner involviert 

sind, da die Zustimmung des Ehepartners sowie die Einreichung seiner/ihrer Dokumente eine Voraussetzung für die 

Bewilligung ist. Außerdem wird die Eignung beider Partner geprüft (vgl. INPE 2012b: 1). 
55 „Moral“ im Sinne von Sittlichkeit oder gutem Charakter. 
56 S. Punkt 4.3.2.4 zum Verfahrensablauf. 
57 Dies geschieht laut Ben Achour (2019: 340) selten, da bereits vor der Adoption eine Beziehung zwischen dem/der 

Annehmenden und dem Adoptivkind bestanden haben muss; dies könne beispielsweise der Fall sein, wenn das Kind 

von einem Ehepaar aufgenommen werde und ein Ehepartner versterbe. 
58 Al-Ǧaʿīdī (2019) erklärt zum Hintergrund, dass der Richter das Kindeswohl als Wert sieht, der über dem Recht 

steht, und zugleich von einem neuen Verständnis von Familie ausgeht. 
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-59 Dies soll laut Ben A.(Art 10 G27/1958) ("... إلّا  في الصورة التي يكون فيها المتبنّى ابن زوج المتبنّي.")

chour (2019: 340) ebenfalls dazu beitragen, dass das Verhältnis zwischen Annehmendem und 

Kind dem Verhältnis zwischen leiblichen Kindern und ihren Eltern ähnelt. 

 

4.3.2.2 Voraussetzung für das Adoptivkind 

Das Adoptivkind muss minderjährig (قاصر) sein, bis zur vollständigen Anwendung dieser Rege-

lung gab es jedoch noch eine Übergangsfrist bis Ende Dezember 1959, bis zu der Volljährige, 

die nachweislich Pflegekind (كفيل) des Adoptionsbewerbers (طالب التبنّي) waren und die ihr Einver-

ständnis äußerten, noch adoptiert werden konnten (vgl. Art 12 G27/1958). 

Auch ausländische Kinder können von TunesierInnen adoptiert werden (vgl. Art 10 G27/1958). 

 

4.3.2.3 Voraussetzungen für das Adoptionsurteil (الحكم بالتبنّي) 

Bevor der Richter sein Urteil spricht, muss er sichergehen, dass die gesetzlichen Bedingungen 

erfüllt sind und dass alle Anwesenden zustimmen (vgl. Art 13 G27/1958). In jedem Fall muss 

der/die Annehmende mit Ehepartner/in anwesend sein, falls erforderlich auch die Mutter des 

Adoptivkindes oder ein/e VertreterIn der Behörde, die die Amtsvormundschaft (ولاية عمومية) für 

das Kind übernommen hat (vgl. Art 13 G27/1958). 

 

4.3.2.4 Ablauf des Vorgangs 

Ben Achour (2019: 341) beschreibt den Vorgang als zweiphasig: Zuerst gibt es eine Phase der 

Vorbereitung, dann erfolgt das Zustandekommen der Adoption bei Gericht. In der ersten Phase 

müssen Interessierte einen Antrag ( طلب  ans Sozialministerium stellen. Daraufhin prüft (مطلب، 

eine staatliche Stelle,60 inwieweit die betreffenden Personen dem Kind ein gutes Umfeld bieten 

können, in Bezug auf materielle und soziale Faktoren sowie ihre psychische Bereitschaft 

( النفسي تقييم الوضعية الاجتماعية والماديّة لطالبي الخدمة وتقييم استعدادهما  , INPE 2012b: 1). Zum Antrag gehö-

ren bereits die Bestätigung eines Arztes über die körperliche Gesundheit der Antragssteller und 

Einkommensnachweise, außerdem müssen jeweils ein Bericht eines Sozialarbeiters ( اجتماعي عون ) 

und eines Psychologen (أخصّائي في علم النفس) beigelegt werden. Das INPE prüft die eingereichten 

Dokumente (vgl. ebd.). 

 
59 Im Text wird nicht verdeutlicht, ob damit das leibliche Kind gemeint ist und insofern nicht ausgeschlossen, dass 

es sich auch um ein Adoptivkind handeln kann. 
60 Dies kann das INPE sein, aber auch die lokale Behörde für Soziales, Solidarität und Tunesier im Ausland (vgl. 

INPE  2012b: 1). 
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Bei positivem Ergebnis kann die Familie das Kind aufnehmen. Dann wird zunächst beo-

bachtet, wie es dem Kind in der Familie geht, indem monatlich oder in geringeren Abständen 

höchstens drei Besuche durch einen Sozialarbeiter61 durchgeführt werden. Sobald er dies befür-

wortet, kann der Termin bei Gericht stattfinden (vgl. Ben Achour 2019: 341.; INPE 2012b: 2). 

In dieser zweiten Phase wird die Adoption abgeschlossen durch ein Urteil (حكم) des Rich-

ters (حاكم) am Distriktgericht (محكمة الناحية). Das Adoptionsurteil   (الحكم بالتبنّي، حكم التبنّي) ist endgül-

tig (نهائي) (vgl. Art 13 G27/1958). 

Eine Nachricht über das Urteil muss innerhalb von 30 Tagen an den zuständigen Perso-

nenstandsbeamten62 überstellt werden und wird in die Geburtsurkunde des Adoptivkindes einge-

tragen (vgl. Art 13 G27/1958). 

 

4.3.2.5 Wirkungen 

Das Adoptivkind bekommt den Nachnamen des/der Annehmenden und darf seinen Namen än-

dern. Dies wird auf Antrag des Annehmenden im Adoptionsurteil festgehalten (vgl. Art 14 

G27/1958). 

Das Adoptivkind hat dieselben Rechte und Pflichten wie ein legitimes Kind (ابن شرعي). 

Der/die Annehmende hat gegenüber dem Wahlkind dieselben Rechte und Pflichten, die das Ge-

setz den legitimen Eltern ( شرعيانأبوان   ) zuschreibt (vgl. Art 15 G27/1958). In der Definition des 

INPE werden explizit der Anspruch des Kindes auf Unterhalt und sein Erbrecht genannt (vgl. 

INPE 2012a). 

Laut Monjid (2014: 235) macht der Gesetzgeber nicht deutlich, ob die Rechtsbeziehun-

gen des Kindes zu den leiblichen Eltern – falls sie bekannt sind – aufrecht bleiben oder erlö-

schen, es sei aber davon auszugehen, dass die tunesische Adoption der Volladoption französi-

schen Recht (adoption plénière) sehr nahe komme, also eine Trennung des Kindes von der leib-

lichen Familie und die Eingliederung in die Adoptivfamilie bedeute. 

In dem Falle, dass die Verwandten des Adoptivkindes bekannt sind, bleiben die Ehever-

bote (موانع الزواج) bestehen, die in Art 14-17 PStG geregelt sind (vgl. Art 15 G27/1958). 

 

 

 
61 Auch dies ist Aufgabe des INPE oder einer lokalen Behörde für Soziales, Solidarität und Tunesier im Ausland 

(vgl. INPE  2012b: 2). 
62 Hier wird die Bezeichnung „المدنية الحالة   verwendet, die in Art 2 G3/1957 (Gesetz über die  Regelung des “ضابط 

Personenstands, تنظيم الحالة المدنية) den LeiterInnen der Governorate, Kreisverwaltungen und Bezirke bzw. Kommunen 

zugeschrieben wird ("رئساء البلديات والولاة والمعتمدين الأولين والمعتمدين والعمد"). 
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4.3.2.6 Entziehung der tatsächlichen Personensorge 

Auf Antrag des Staatsanwaltes (الجمهورية الابتدائية) kann das Gericht erster Instanz (وكيل   (المحكمة 

dem Annehmenden die tatsächliche Personensorge entziehen (نزع الحضانة) und sie auf eine andere 

Person übertragen. Diese Entscheidung soll dem Kindeswohl dienen; sie kann getroffen werden, 

wenn sich herausstellt, dass der/die Annehmende seine Pflichten gegenüber dem Adoptivkind 

auf schwerwiegende Weise verletzt hat ( ً فادحا إخلالاً  بواجباته   Dies ist .(vgl. Art 16 G27/1958) (أخلّ 

die einzige mögliche Konsequenz für den Fall, dass die Annehmenden ihren Pflichten nicht 

nachkommen, die im Gesetz genannt wird. Dies ist von manchen JuristInnen als Hinweis darauf 

interpretiert worden, dass keine andere Maßnahme möglich ist, dass es also in Bezug auf die 

Adoption keinen Widerruf geben kann (vgl. KassZ/29577: 2). 

 

4.3.2.7 Widerruf 

Der Widerruf der Adoption التبنّي( )الرجوع في  wird im Gesetz nicht erwähnt, weshalb die Richter 

diese Lücke füllen mussten. Dazu hat es in erster Instanz gegensätzliche Entscheidungen gege-

ben: Manche Richter waren aufgrund von Art 13 Abs 3, laut dem das Adoptionsurteil endgültig 

ist, der Meinung, dass ein Widerruf nicht möglich ist. Andere argumentierten, dass die Eigen-

schaft „endgültig“ sich nur auf das Urteil im Kontext des Prozesses bezieht, sodass es nur mit 

besonderen Mitteln angefochten werden kann, dies die Anfechtung selbst aber nicht ausschließt. 

Dieser Argumentation stimmte das Kassationsgericht in zwei Entscheidungen 1991 und 1993 zu 

– der Widerruf sei möglich, wenn eine Partei dies anfordere. 

Diese Entscheidungen basierten erstens darauf, dass die Adoption ein Vertrag sei, der in 

Analogie zu anderen so definierten Vorgängen auf gleiche Weise abgeschlossen und widerrufen 

werden könne, also als Absichtserklärung, die ein Richter bestätige. Zweitens könne die Auflö-

sung das Kindeswohl sichern, das schließlich die Grundlage der Adoptionsbeziehung sei.   Im 

Text wird auch die Möglichkeit erwähnt, dass das Adoptivkind ab Erreichen der Unterschei-

dungsfähigkeit ( التمييز  سنّ  ) oder der Volljährigkeit ( الرشد سنّ  ) seine Adoption ablehnt, seine ur-

sprüngliche Abstammung bewahren oder seine Staatsbürgerschaft ändern möchte. Dies gehöre 

zu den Rechten des Adoptivkindes, sowohl bezüglich der persönlichen Freiheiten als auch des 

gesetzlich zugesicherten Rechts auf die Zurückführung seiner Abstammung auf seine leiblichen 

Eltern الحقيقيين"( لابويه الانتساب في المشروع "حقه , KassZ/29577: 3). Das Kassationsgericht bezieht sich 

dabei auch auf andere Gesetze, die die Menschen- und Kinderrechte betreffen (vgl. ebd.; Ben 

Achour 2019: 343f.). 
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4.3.3 Zentrale Begriffe 

 

Es hat sich bereits gezeigt, dass der Ablauf der Adoption in Tunesien insgesamt dem Ablauf in 

Österreich ähnelt. Daher ist es möglich, parallel zu Punkt 4.2.3 zu Österreich vorzugehen und 

dieselben Kategorien zur Sortierung der Begriffe in Begriffsfelder zu nutzen. Dies wird auch 

dem Vergleich unter Punkt 4.4 dienen. 

Im Arabischen gehen die meisten Wörter auf eine Wurzel, d. h. eine Grundstruktur aus 

drei63 Konsonanten zurück, aus der heraus Wortbildungsprozesse stattfinden. Diese haben spezi-

fische Strukturen, aus denen teils auf die Bedeutung eines Wortes geschlossen werden kann. Ein 

Beispiel aus dieser Arbeit ist die Wurzel ḥ - k - m, aus der sich das Verb ḥakama (entscheiden, 

richten; herrschen) bildet, so wie das Partizip Aktiv ḥākim (Richter; Herrscher). Da durch diese 

Struktur auch Nichtsprachkundige die Zusammenhänge zwischen einzelnen Wörtern erkennen 

können, wird in den folgenden Absätzen sowie in der terminologischen Analyse unter Punkt 4.4 

mit Umschrift gearbeitet. 

 

4.3.3.1 Personen und Institution 

Auch hier sind in erster Linie die Adoptiveltern und das Wahlkind am Verfahren beteiligt. Ein 

Antragssteller und damit potenzieller Wahlelternteil wird als ṭālib at-tabannī (التبنّي -be (طالب 

zeichnet, die Adoption wird jedoch stets von einer Einzelperson beantragt und nicht beispiels-

weise von einem Ehepaar. Der/die EhepartnerIn muss der Adoption allerdings zustimmen. 

Nach der Vorbereitungsphase wird der Adoptivelternteil als solcher bezeichnet, wörtlich 

als „der Adoptierende“ (al-mutabannī, المتبنّي), also das PArt Akt. des Verbs für „adoptieren“. 

Das Kind dagegen ist der/die Adoptierte, mit dem PArt Pass. al-mutabannā (المتبنّى). Es muss 

minderjährig sein und der Altersunterschied zum Adoptivelternteil muss mindestens 15 Jahre 

betragen. 

Die mit einem Kind biologisch verwandten Eltern werden als „tatsächliche“ oder „wirkli-

che Eltern“ (abawān ḥaqīqīyān, أبوان حقيقيان) bezeichnet, dasselbe Adjektiv wird für das Konzept 

der leiblichen Kinder verwendet (ʾabnāʾ ḥaqīqīyūn, حقيقيون  ebenso auch die Bezeichnung ,(أبناء 

ibn64 ṣulb  (ابن صلب), eine Bezeichnung für den leiblichen Sohn bzw.  das leibliche Kind. Dane-

 
63 Viele Wörter haben auch eine Wurzel aus vier Konsonanten, vgl. Schulz 2004: 10; ebenso gibt es Wörter aus 

zwei, beispielsweise b-n, woraus dem sich ibn ableitet, vgl. Fußnote 64. 
64 Das Wort ibn, Pl. ʾabnāʾ, bedeutet zwar in erster Linie „Sohn“, aber auch „Nachkomme“ und kann damit auch als 

„Kind“ übersetzt werden, da es hier offenbar als geschlechtsneutrale Bezeichnung gemeint ist. Der Plural wird gene-

rell nicht nur in der Bedeutung „Söhne“, sondern auch „Kinder“ genutzt. 
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ben gibt es auch die Bezeichnung „legitimes Kind“ ( شرعي ابن ) und „legitime Eltern“ 

( شرعيان أبوان ), die sich auf die eheliche Geburt beziehen (vgl. Art 15 G27/1958). 

Das Adoptionsurteil spricht ein Richter (  حاكم، قاض) am Distriktgericht (محكمة الناحية). 

 

4.3.3.2 Komplexe Rechtsinstitute 

Auch für Tunesien ist zuerst die Adoption zu nennen; die arabische Bezeichnung, التبنّي (at-

tabannī) hängt mit dem Wort ibn zusammen und bedeutet „als Kind annehmen“, aber auch gene-

rell „annehmen, sich zu eigen machen“, beispielsweise bezüglich einer Idee. Im Gesetz wird 

nicht weiter zwischen unterschiedlichen Arten der Adoption unterschieden, es wird lediglich die 

Stiefkindadoption als möglicher Fall beschrieben.65 

Für die Abstammung kommt in den Korpustexten in erster Linie die Bezeichnung  nasab 

 Aus dem Verwendungskontext ergibt sich, dass nasab sowohl .(بنوة) vor, seltener bunūwa (نسب)

für die eheliche väterliche Abstammung (die „legitime Abstammung“) als auch für die rechtliche 

Abstammung von beiden Elternteilen stehen kann, es handelt sich also um einen Fall von Poly-

semie innerhalb der Rechtssprache. 

Ein zentraler Faktor für das Zustandekommen der Adoption, aber auch die Entziehung 

der tatsächlichen Personensorge und den Widerruf ist das Kindeswohl (maṣlaḥat aṭ-ṭifl, 

الطفل ةمصلح ). Ziel bzw. Wirkung der Adoption ist, dass das Kind wie ein leibliches Kind des An-

nehmenden wird ( الطفل ابنا شرعيا )كابن صلب( للعائلة..." ]...[ يصبح" , INPE 2012a). 

Was die Handlungsfähigkeit der Beteiligten angeht, so muss der Annehmende „mit allen 

bürgerlichen Rechten ausgestattet“ ( المدنية" بحقوقه "متمتعّا , Art 9 G27/1958) sein, womit offenbar 

die Handlungsfähigkeit (الأداء  (رشيد) gemeint ist. Der Annehmende muss auch volljährig (أهلية 

sein, während das Adoptivkind zwingend minderjährig (قاصر) sein muss. 

Zwischen der annehmenden Person und dem Kind entstehen dieselben Rechte und Pflich-

ten wie in zwischen Eltern und legitimen Kindern. Dazu werden in den Texten die tatsächliche 

Personensorge (al-ḥaḍāna, الحضانة) des Annehmenden für das Adoptivkind, das Recht des Kin-

des auf Unterhalt (an-nafaqa, النفقة) und sein Erbrecht (al-ḥaqq fī-l-mīrāṯ, الميراث في الحق ) erwähnt. 

Sollten die leiblichen Verwandten des Kindes bekannt sein, so bleiben die Ehehindernisse 

(mawāniʿ az-zawāǧ,  الزواج موانع ) aufrecht. 

 

 

 
 

65 Vgl. Art 10 G27/1958; im Vergleich wird darauf näher eingegangen. 
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4.3.3.3 Vorgänge 

Die leiblichen Eltern ermöglichen mit ihrer Zustimmung die Freigabe des Kindes zur Adoption 

(at-taḫallī ʿan aṭ-ṭifl, التخليّ عن الطفل). 

Adoptionsbewerber müssen in Tunesien zunächst einen Antrag stellen, ggf. gemeinsam 

mit der Ehepartnerin. Das INPE nimmt dann eine „Einschätzung der sozialen und finanziellen 

Lage sowie der psychischen Bereitschaft des Adoptionsbewerbers“ vor („taqyīm al-waḍʿīya al-

iǧtimāʿīya wa-l-māddīya wa-l-istiʿdād an-nafsī bi-n-nisba ilā ṭālibaīy at-tabannī“, 

التبني" طالبي إلى بالنسبة النفسي والاستعداد والمادية الاجتماعية الوضعية "تقييم , INPE 2012b: 1). 

Die Entziehung der tatsächlichen Personensorge des Adoptivelternteils (نزع الحضانة) kann 

vorgenommen werden, wenn dieser seine Pflichten grob verletzt.  

Ob ein Widerruf   der Adoption (الرجوع فيه) möglich ist, war selbst nach dem einflussrei-

chen Urteil des Kassationsgericht von 1993 zugunsten dieser Möglichkeit weiterhin umstritten 

(vgl. Ben Achour 2019: 344). 

 

4.3.3.4 Dokumente 

Der Vertrag über die Adoption (عقد التبنّي) ist ein freiwilliger Vertrag zwischen den leiblichen El-

tern und den Wahleltern (vgl. KassZ/29577: 2). 

Das Adoptionsurteil ( بالتبنّي تبنّي، حكم   des Richters am Distriktgericht beruht auf dem (حكم 

Vertrag über die Adoption ist endgültig. 

 

4.4 Terminologische Analyse und Vergleich 

 

Allgemein ist deutlich geworden, dass es zwischen Österreich und Tunesien zwar im Familien-

recht allgemein große Unterschiede gibt, beispielsweise was die Anerkennung und Regelung 

außerehelicher Beziehungen angeht. Die Adoption wird trotzdem in beiden Ländern ähnlich ge-

regelt. Ein möglicher Grund dafür ist, dass sich Tunesien hier offenbar am europäischen Recht 

orientiert. So konnten die Beschreibungen der Regelungen auch größtenteils in die gleichen Ka-

tegorien unterteilt werden, nur dass in Tunesien die Erwachsenenadoption nicht mehr erlaubt ist 

und daher die Eigenschaft „minderjährig“ eine Voraussetzung für das Adoptivkind ist. Zudem ist 

die Möglichkeit des Widerrufs in Tunesien nicht durch das Gesetz geregelt, sondern nur durch 

die Rechtsprechung mehr oder weniger etabliert worden. Im Unterschied zu Österreich wird  

stattdessen im PStG die Entziehung der tatsächlichen Personensorge im Falle einer schwerwie-
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genden Verletzung der Pflichten durch den/die Annehmende/n erwähnt. In Österreich ist neben 

dem Widerruf auch die Aufhebung der Adoption möglich. 

 Für die terminologische Analyse und den Vergleich wird hier parallel zum Aufbau der 

Punkte 4.2.2 und 4.3.2 vorgegangen. Hier wird nur auf solche Synonyme hingewiesen, die durch 

ihren Wortstamm eine neue Bedeutung einbringen; ansonsten wird jeweils nur die Vorzugsbe-

nennung erwähnt, also die aus der relevanteren Quelle. Diese steht auch im Glossar an erster 

Stelle. Im Arabischen werden Nomen eher in ihrer bestimmten Form als unbestimmt notiert, 

weshalb sie auch hier teilweise bestimmt sind, auch wenn die deutsche Benennung unbestimmt 

ist (vgl. Farghal/al-Zou’bi 2004). 

  

4.4.1 Personen und Institutionen 

 

Was die beteiligten Privatpersonen angeht, ähneln sich die im jeweiligen Gesetz zur Adoption 

erwähnten Begriffe; die Unterschiede liegen in den Details. Die Adoptivwerberin im österreichi-

schen Recht und (der) ṭālib at-tabannī (طالب التبنّي) im tunesischen Recht stimmen darin überein, 

dass sie eine Adoption anstreben – nur die Voraussetzungen dafür, wer dies tun kann, sind unter-

schiedlich. Daher liegt hier Beinahe-Äquivalenz vor. 

Da die Adoption in Tunesien durch eine Einzelperson geschieht, liegt gegenüber dem ös-

terreichischen Begriff der Wahleltern hier eine Begriffslücke vor. Im Urteil des Kassationsge-

richts ist die Rede vom „Annehmenden und seiner Ehefrau“ ( وزوجته" "المتبني , al-mutabannī wa-

zawǧatihī, KZE/29577: 2), was nicht zum österreichischen System passen würde, da Verheirate-

te hier gemeinsam annehmen müssen. Der österreichische Begriff lässt sich daher besser als 

„Adoptiveltern“ (abawān mutabannīyān, أبوان متبنيّان) ins Arabische übertragen. 

Im tunesischen Recht gibt es die Bezeichnung „legitime Eltern“ ("للأبوين الشرعيين ...", Art 

15 G27/1958) und „legitimes Kind“ (ابن شرعي, vgl. ebd.); Letztere ließe sich auch als „eheliches 

Kind“ übersetzen. Die Unterscheidung zwischen ehelichen und unehelichen Kindern ist im öster-

reichischen Recht 2013 abgeschafft worden. Das Konzept ist jedoch bekannt, wie auch das Wort 

„legitim“ für die Ehelichkeit (vgl. Deixler-Hübner 2016: 63), das eine genauere Übersetzung des 

arabischen Wortes شرعي (šarʿī) ist.  

Im tunesischen Recht fehlt dagegen eine Bezeichnung für den verdrängten Elternteil, also die 

Person/en, deren Rechtsbeziehungen zum Adoptivkind durch die Adoption erlöschen. Dies be-

trifft einige Rechte und Pflichten, während sie beispielsweise im Erbrecht lediglich zurückgstellt 

werden (vgl. § 199 Abs 2 ABGB). In der tunesischen Regelung wird darauf nicht eingegangen, 
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weshalb es hier eine Begriffslücke gibt. Es ist möglich, dies nah an der österreichischen Benen-

nung zu übersetzen als „ersetzter Vater“ oder „ersetzte Mutter“, also al-ʾab al-mustabdal/al-

ʾumm al-mustabdala (الأب المستبدلَ/الأمّ المستبدلَة). 

 

Österreich Tunesien 

Adoptivwerber  طالب التبنّي 

Wahlelternteil  المتبنّي 

Wahleltern 

→Wahlmutter, Wahlvater 

 [الأبوان المتبنيّان]

المتبنيّة، الأب المتبنّي الأمّ   

Wahlkind (volljährig oder minderjährig)  )المتبنّى )ينبغي أن يكون قاصرا 

 ]المتبنّى، قاصرا كان أم رشيدا[ 

leibliche Eltern  الأبوان الحقيقيان 

leibliches Kind ب ، ابن صل حقيقي طفل  

[legitime Eltern] الأبوان الشرعيان 

[legitimes Kind] ابن شرعي 

verdrängter Elternteil [الوالدة المستبدلَةالمستبدلَ  لدالوا ، ]  

Tabelle 1: Beteiligte im Adoptionsverfahren; Wörter in eckigen Klammern sind Übersetzungsvorschläge.  

 

Auch die beteiligten Institutionen sind vergleichbar, wenn sie auch systemspezifisch sind und 

damit keinesfalls als äquivalente Begriffe verstanden werden können. In Tunesien gibt es als 

nächsthöhere Instanz über dem Distriktgericht66 (الناحية  die Gerichte erster Instanz, dann (محكمة 

die Berufungsgerichte und als letzte Instanz das Kassationsgericht. Auch in Österreich gibt es in 

Zivilverfahren die vier Stufen Bezirksgericht, Landesgericht, Oberlandesgericht und Oberster 

Gerichtshof. Über Adoptionen wird also in beiden Ländern an den Gerichten der erstmöglichen 

Instanz entschieden. Für das Bezirksgericht wäre im tunesischen Kontext eine Benennung wie 

 möglich, parallel zum tunesischen (“maḥkamat al-ḥayy, wörtlich „Gericht des Bezirks) محكمة الحي

Gericht محكمة الناحية (maḥkamat an-nāḥiya, Distriktgericht).67 

 

 

 

 

 
66 Eine andere Übersetzungsmöglichkeit wäre „Kantonalgericht“ gewesen, besonders da die offizielle französische 

Bezeichnung „justices cantonales“ lautet. Dies wäre jedoch für deutschprachige LeserInnen recht nah am schweize-

rischen „Kantonsgericht“ und wurde daher verworfen. 
67 Gerichte erster Instanz werden in arabischen Texten oft als   محكمة ابتدائية bezeichnet, das wäre in Tunesien jedoch 

missverständlich, da diese Bezeichnung im eigenen Rechtssystem existiert. 
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4.4.2 Komplexe Rechtsinstitute 

 

In der Themeneingrenzung ist bereits deutlich geworden, dass die Begriffe „Adoption“ und at-

tabannī (التبنّي) eine Beinahe-Äquivalenz aufweisen, da sich die Ziele des Vorgangs sowie die 

Verfahren im Allgemeinen ähneln. Die genaue Ausgestaltung sowie der gesellschaftliche Kon-

text sind dagegen systemspezifisch. 

In Österreich wird zwischen verschiedenen Formen der Adoption unterschieden: erstens 

nach Alter des Adoptivkindes, zweitens je nach der Art des möglichen Kontakts zwischen den 

leiblichen Eltern und dem Adoptivkind und drittens je nach der Beziehung zwischen Annehmen-

dem/Annehmenden und Adoptivkind: 

 

Nach Alter d. Wahlk.: 

Minderjährigenadoption 

Erwachsenenadoption 

Nach Kontakt zu leiblichen Eltern: 

Inkognitoadoption (kein Kontakt) 

Halb offene Adoption (nur über Behörde) 

Offene Adoption (direkter Kontakt) 

Nach Beziehung Annehmender/Kind: 

Stiefkindadoption 

Sukzessivadoption 

Fremdkindadoption 

Tabelle 2: Adoptionsformen in Österreich 

 

Die Minderjährigenadoption ist in Tunesien der Standard, die Erwachsenenadoption da-

gegen nicht mehr zulässig. Damit liegt hier ein Fall von Disjunktion vor, da das Wort tabannin 

implizit nur die Minderjährigenadoption als einzig mögliche Art der Adoption bezeichnet, wäh-

rend ihr in Österreich die Erwachsenenadoption gegenübersteht. Dies muss alos bei der Überset-

zung ins Arabische spezifiziert werden. Hilfreich ist, dass die Erwachsenenadoption in Tunesien 

früher existiert hat und Art 12 G27/1958 darauf Bezug nimmt; in Anlehnung daran kann also 

zwischen der „Adoption eines Minderjährigen“ ( قاصر ابن تبنّي ) und „Adoption eines Volljährigen“ 

 ( رشيد ابن ينّ تب  ) unterschieden werden. 

In den vorliegenden tunesischen Quellen zu Tunesien wird ansonsten nur die Stief-

kindadoption erwähnt, nämlich in Art 10 G27/1958. Sie wird hier umschrieben als der Fall, in 

dem „das Adoptivkind das Kind des Ehepartners ist“ 

( المتبني" زوج ابن المتبنى فيها يكون التي الصورة "في ). Daraus abgeleitet kann die Stiefkindadoption über-

setzt werden als „Adoption des Kindes des Ehepartners“ (tabannī ibn az-zawǧ, الزوج ابن تبنّي ). 

Allerdings ist die Stiefkindadoption in Österreich auch eingetragenen Partnern sowie Lebensge-

meinschaften erlaubt, weshalb der Begriff einen größeren Begriffsumfang hat. Obwohl hier also 
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nur Teiläquivalenz vorliegt, kann der Übersetzungsvorschlag genutzt werden, da dies im Arabi-

schen keine fester Terminus ist, sondern nur eine aus dem Gesetzestext abgeleitete Benennung. 

Ähnlich lässt sich bei der Sukzessivadoption und der Fremdkindadoption vorgehen. Ers-

tere ist in Tunesien wahrscheinlich nicht möglich, da nur eine Einzelperson adoptieren kann und 

sich daraus ergibt, dass ein Kind nicht von zwei Personen angenommen werden kann, wenn auch 

zeitlich versetzt. Die Fremdkindadoption dagegen scheint die Regel zu sein, wird aber nicht als 

abgegrenztes Konzept genannt, es kann daher von einer Begriffs- oder Benennungslücke ausge-

gangen werden. Eine mögliche Umschreibung für die Sukzessivadoption ist „der Beitritt in die 

Adoption“, (al-ʾilḥāq fī-t-tabannī, الإلحاق في التبنّي), oder bei Spezifizierung „Adoption des Adop-

tivkindes des Ehepartners“ bzw. des Lebenspartners (tabannī ibn az-zawǧ al-mutabannā qabl az-

zawāǧ, الزواج قبل  المتبنّى  الزوج  ابن  -tabannī al-ibn al-mutabannā sābiqan min qibal šarīk al/ تبنّي 

ḥayāt, الحياة شريك  قبل  من  سابقاً  المتبنّى  الابن   Für die Fremdkindadoption ist die Umschreibung (.تبنّي 

„Adoption eines nicht verwandten Kindes“ (tabannī aṭ-ṭifl ġayr al-qarīb, القريب غير الطفل تبنّي ) ein 

möglicher Vorschlag. 

Im Allgemeinen wird bei Betrachtung der tunesischen Regelung deutlich, dass eine um-

fassende Integration des Adoptivkindes in die Adoptivfamilie vorgesehen ist. Auf das Weiterbe-

stehen bzw.  Erlöschen von Rechtsbeziehungen oder auch den weiteren Kontakt zu den leibli-

chen Eltern geht der Gesetzgeber kaum ein; in der Regelung ist nur festgelegt, dass die Ehever-

bote zwischen Adoptivkind und der leiblichen Familie aufrecht bleiben (vgl. Monjid 2013: 235 

f.). Daher liegen hier Begriffslücken vor. Auch in diesen Fällen sind für das Arabische Um-

schreibungen möglich, parallel zu den Komposita im Deutschen, die bereits auf die Bedeutung 

schließen lassen. 

Die Inkognitoadoption lässt sich umschreiben als „Adoption mit abgebrochenem Kon-

takt“, ggf. mit dem Zusatz „zu den leiblichen Eltern“: at-tabannī maqṭūʿ aṭ-ṭawāṣul (maʿ al-

ʾabawayn al-ḥaqīqīyayn) )التبنّي مقطوع التواصل )مع الأبوين الحقيقيين. 

Bei der halb offenen Adoption findet der Kontakt zu den leiblichen Eltern nur über eine 

Behörde und an neutralen Orten statt. Eine mögliche Umschreibung wäre „Adoption mit be-

schränktem Kontakt“, at-tabannī maḥdūd aṭ-ṭawāṣul (التبنّي محدود التواصل). Dementsprechend lässt 

sich die offene Adoption, die den direkten Kontakt zwischen den leiblichen Eltern und dem 

Wahlkind bzw. der Adoptivfamilie erlaubt, als „Adoption mit offenem Kontakt“, at-tabannī 
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maftūḥ aṭ-ṭawāṣul ( التواصل مفتوح التبنّي ) bezeichnen. In allen drei Fällen kann ggf. ein Erklärungs-

satz angefügt werden, um die Details der jeweiligen Adoptionsart herauszustellen.68 

Das Wort Abstammung bezieht sich  in der Allgemeinsprache entweder auf die Blutsver-

wandschaft (biologische/natürliche Abstammung) oder auf die soziale Abstammung bzw. Her-

kunft (vgl. Koziol et al. 2014: 572). Im Adoptionsgesetz ist die rechtliche Abstammung gemeint, 

da durch die Adoption „die gleichen Rechte, wie sie durch Abstammung begründet werden“ (§ 

197 Abs. 1 ABGB) entstehen. Gegenüber der Mutter wird sie in Österreich durch die Geburt 

begründet, gegenüber dem Vater kann sie Abstammung durch eheliche Geburt, Vaterschaftsan-

erkennung oder gerichtliche Feststellung der Vaterschaft entstehen (vgl. §§ 143 f. ABGB). Die 

rechtliche Abstammung wirkt sich auf Bereiche wie Obsorge, Unterhalt und Erbrecht aus. 

Auch in der tunesischen Regelung zur Adoption wird sich auf die rechtliche Abstam-

mung bezogen, die Benennung dafür ist meist نسب (nasab), der Gesetzgeber gebraucht synonym 

auch das Wort بنُوُة (bunūwa). Allerdings sind die Benennungen polysem und werden in den be-

handelten Gesetzen meist für die eheliche bzw. legitime Abstammung väterlicherseits verwen-

det. Ein Beispiel dafür ist die Benennung النسب مجهول  (maǧhūl an-nasab) in Art 1 G27/1998, 

wörtlich „unbekannter Abstammung“: „Eine Mutter, die für ihr minderjähriges Kind sorgt, das 

unbekannter Abstammung ist, muss diesem einen Vornamen und ihren Nachnamen geben …“ 

( العائلي ..." ولقبها اسما إليه تسند أن النسب ومجهول القاصر لابنها ةالحاضن الأم "على ). 

Hier wird deutlich, dass die die fehlende rechtlich festgelegte väterliche Abstammung 

gemeint sein muss. Bis zur Verabschiedung von G75/1995 konnte diese rechtliche Festlegung 

der väterlichen Abstammung nur nach einer ehelichen Geburt69 entstehen, die natürliche Ab-

stammung spielte also keine Rolle: Selbst wenn der biologische Vater bekannt war, konnte er die 

Vaterschaft nicht offiziell anerkennen, wenn die Voraussetzung der Ehelichkeit fehlte. Laut Ben 

Achour hatte dieses Gesetz zum Ziel, über den Umweg des Vatersnamens zugleich eine Vater-

schaftsfeststellung zu ermöglichen, durch die unehelichen Kindern die „legitime“ Abstammung 

zuerkannt werden kann, die Rechte zwischen Vater und Kind begründet. Jedoch hänge es von 

der Interpretation des jeweiligen Gerichts ab, ob diese Absicht auch umgesetzt werde (vgl. Ben 

Achour 2019: 332-336; Rohe 2009: 229 f.). 

Da hier im Österreichischen eine Begriffslücke vorliegt und dies auch deutlich gemacht 

werden sollte, ist eine Umschreibung mit „legitime Abstammung“ möglich. Alternativ könnte 

 
68 S. Glossareinträge. 
69 Die Bedingungen dafür sind genau festgelegt, vgl. Ben Achour 2019: 329-331. 
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auch eine Lexementlehnung vorgenommen werden, also das arabische Wort selbst in Umschrift 

in den Text eingefügt werden. 

An anderer Stelle wird das Wort nasab (نسب) dagegen im Sinne der (auch in diesem Falle 

unbekannten) Abstammung jeweils von Vater und Mutter gebraucht. In dieser Bedeutung ist es 

näher am Konzept der Abstammung im ABGB, das die väterliche und die mütterliche Abstam-

mung umfasst: „… ein Kind mit unbekannter Abstammung durch Vaterschaft oder Mutterschaft 

…“ ( لامرأة" بالأمومة أو لرجل بالأبوة النسب مجهول ولد "... , Art 70 PStG). Da diese Benennung nur an die-

ser Stelle im PStG vorkommt und daher offenbar nicht terminologisiert ist, wird hier die kürzere 

Phrase „Abstammung von Vater und Mutter“ (nasab al-ʾab wa-l-ʿumm, والأمّ  الأب نسب ) als Über-

setzung vorgeschlagen. In Fällen, in denen weiter spezifiziert werden muss, kann „und“ durch 

„oder“ ersetzt werden. 

Obwohl im tunesischen Recht also eine Umschreibung genutzt wird, ist das Konzept of-

fenbar vorhanden und es kann von Beinahe-Äquivalenz ausgegangen werden. 

Laut dem ABGB ist ein Ziel der Adoption die Herstellung oder Festschreibung einer El-

tern-Kind-Beziehung (vgl. § 194 Abs 1 ABGB), die in der Rechtswissenschaft als „kindschafts-

ähnliche Beziehung“ bezeichnet wird.70 Gemeint ist „die Summe von zwischenmenschlichen 

Beziehungen und Bindungen, die während des Heranwachsens der Kinder entstehen“ (Deixler-

Hübnner 2020: 355), dies ist also getrennt von dem Rechteerwerb der Eltern-Kind-Beziehung 

durch die rechtliche Abstammung zu verstehen. 

Es handelt sich um einen Begriff mit hochgradiger Offenheit, der je nach Einzelfall inter-

pretiert wird. Laut Deixler-Hübner ist dies in der Regel „keine erhebliche Rechtsfrage“ (ebd.); 

als Ziel der Adoption ist der Begriff hier trotzdem relevant. Es ist anzunehmen, dass er besonders 

in Gerichtsentscheidungen vorkommen könnte. 

Da für diese Arbeit kein rechtswissenschaftlicher Kommentar zur tunesischen Adoptions-

regelung vorliegt, ist es schwierig, festzustellen, inwiefern das Konzept hier vorhanden ist. Ein 

tunesischer Richter nennt das „familiäre Umfeld“ ( "عائلي محيط" , al-Ǧaʿīdī 2014) für das Kind als 

Vorteil der Adoption im Vergleich mit der Pflegekindschaft/kafāla. Auch die Bestimmungen 

über das Alter könnten ein Hinweis darauf sein, dass eine Eltern-Kind-Beziehung hergestellt 

 
70 Es ist fraglich, ob die Formulierung im ABGB, „eine dem Verhältnis zwischen leiblichen Eltern und Kindern 

entsprechende Beziehung“ (§ 194 Abs 1 ABGB) als terminologisierte Benennung aufzufassen ist. Daher wurde 

stattdessen „kindschaftsähnliche Beziehung“ ausgewählt, obwohl dies nicht durchgängig in der Rechtsliteratur ver-

wendet wird. Die ausgewählte Benennung verdeutlicht auch besser, dass hier nicht das rechtliche Verhältnis gemeint 

ist, das schon im Begriff Abstammung enthalten ist. 
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werden soll.71 Schließlich kann ein Richter laut Art 9 G27/1958 einen Adoptivwerber von der 

Voraussetzung befreien, dass er verheiratet ist oder gewesen ist, wenn dies dem Kindeswohl 

dient. Laut Ben Achour ist dies gegeben, wenn es bereits eine Bindung zwischen dem Kind und 

dem Adoptivwerber gibt („a bond must already have been established“, Ben Achour 2019: 340). 

Möglicherweise liegt hier also lediglich eine Benennungslücke vor. Für die Übersetzung kann 

entweder die „kindschaftsähnliche Beziehung“ als „Kindschaftsbeziehung“ (ʿalāqat bunūwa, 

بنوُة علاقة   ,aufgegriffen werden, oder aber die Eltern-Kind-Beziehung (ʿalāqat ʾahl wa-ṭifl (علاقة 

 .(أهل وطفل

Das Kindeswohl ist in beiden Systemen die wesentliche Grundlage für Entscheidungen in 

Kindschaftssachen. Es gibt zwei Hinweise darauf, dass der Begriff des Kindeswohls internatio-

nal ist: Erstens beziehen sich RechtswissenschaftlerInnen in Bezug auf das Kindeswohl auch auf 

Texte aus anderen Ländern und damit Rechtssysteme; zweitens hat das Konzept sowohl in Öster-

reich als auch in Tunesien bereits vor Ratifizierung der UN-Kinderrechtskonvention in die natio-

nale Gesetzgebung Einzug gehalten, so in Tunesien bereits ab den 1960er-Jahren (vgl. Schwi-

mann 1973: 348; Ben Achour 2017: 259). Die gängige arabische Benennung ist   الطفل مصلحة 

 was sich mit der französischen Bezeichnung „l’intérêt supérieur ,(maṣlaḥat aṭ-ṭifl al-faḍlā) الفضلى

de l’enfant“ fassen lässt, in etwa „das Beste für das Interesse des Kindes“. In tunesischen Geset-

zen72 wird auch die kürzere Form مصلحة الطفل (maṣlaḥat aṭ-ṭifl) gebraucht. 

Die Benennung ist in diesem Fall wohl so selbsterklärend und der Begriff zugleich so 

unbestimmt, dass eine kurze Definition dazu nicht leicht zu finden ist. Im ABGB werden zwölf 

Kriterien dargelegt, anhand derer sich einschätzen lassen soll, was für das Wohl des Kindes die 

richtige Wahl ist (vgl. § 138 ABGB). In der tunesischen Rechtsliteratur wird es beschrieben als 

„die Auswahl der besten Lösungen und der passendsten Situation für das Kind“ 

 Wichtige Merkmale sind also in beiden  .73("اختيار أفضل الحلول وأصلح الوضعيات لتمتيع الطفل بها")

Rechtssystemen: 1. das Ziel, das Wohl des Kindes zu sichern, und 2. die Funktion als wichtigstes 

Kriterium bei Entscheidungen über das Kind. Auch die Unbestimmtheit des Begriffs ist in bei-

den Systemen gegeben. Die genaue Ausgestaltung hängt dagegen von weiteren nationalen Rege-

lungen ab, weshalb hier Beinahe-Äquivalenz vorliegt. 

In den Gesetzen beider Länder wird auf verschiedene Grade der Handlungs- bzw. Ge-

schäftsfähigkeit beteiligter Personen referiert. So steht im tunesischen Gesetz zur Adoption, dass 

 
71 Wie bereits erwähnt, müssen Annehmende 15 Jahre älter als das Adoptivkind. Das Höchstalter beträgt für Frauen 

45 Jahre, für Männer 50. 
72 So auch in G27/1958, weshalb die kürzere Form im Glossar als Vorzugsbenennung zuerst steht. 
73 Aš-Šūrābī 1999, zit. bei al-Yirmānī Ġirbāl 2006: 11 (ohne Angabe der Seitenzahl der Originalquelle). 
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AdoptivwerberInnen „mit allen bürgerlichen Rechten ausgestattet“ (المدنية حقوقه   Art 9 ,متمتعّ 

G27/1958) sein müssen. Die „bürgerlichen Rechte“ werden auch in § 157 PStG genannt: 

نافذة." تصرفاته جميع وتكون المدنية حقوقه لمباشرة الأهلية كامل له رشيدا وجوبا يصبح ..."  – „… so wird er unwei-

gerlich volljährig und hat die volle Fähigkeit, seine bürgerlichen Rechte auszuüben, und all seine 

Handlungen sind rechtswirksam.“ – Daher ist davon auszugehen, dass hier die volle Handlungs- 

und Geschäftsfähigkeit gemeint ist. 

Das Wort أهلية (ʾahlīya) steht im tunesischen Recht laut Maḥmūd/Dūlā (2015: 410) für die 

Rechtsfähigkeit74 (ʾahlīyat al-wuǧūb, أهلية الوجوب) und die Handlungsfähigkeit (ʾahlīyat al-ʾadāʾ, 

 Alle natürlichen Personen haben die Rechtsfähigkeit, während Personen in Tunesien .(أهلية الأداء

erst ab 13 eine begrenzte Handlungsfähigkeit haben und dann mit der Volljährigkeit die volle 

Handlungsfähigkeit erreichen. Nur in Ausnahmefällen und auf Grundlage des Gesetzes können 

einer Person diese Fähigkeiten abgesprochen werden (vgl. Art 3, 5 GVV/1906; Art 160-166 

PStG). Es gibt hier also zwei Kriterien für die Zu- oder Aberkennung der ʾahlīya: das Alter und 

den geistigen Zustand. Relevant für die Adoption ist in erster Linie die Handlungsfähigkeit, da 

AdoptivwerberInnen selbstständig einen Vertrag abschließen wollen. 

 In Österreich wird die Handlungsfähigkeit in Geschäftsfähigkeit und Deliktsfähigkeit 

aufgeteilt, und die in der Regelung zur Adoption erwähnte Entscheidungsfähigkeit ist Vorausset-

zung der Handlungsfähigkeit (vgl. Oesterreich.gv.at 2023b: Handlungsfähigkeit; Veith/Doschko 

2022: 14). Auch hier sind Alter und mentaler Zustand die ausschlaggebenden Kriterien für Zu-

schreibung oder Aberkennung dieser Eigenschaften. 

 Begriffe, die in den beiden Adoptionsregelungen vorkommen und damit hier relevant 

sind, sind also die Handlungsfähigkeit, die Geschäftsfähigkeit sowie die Eigenschaften entschei-

dungsfähig, minderjährig und volljährig. Bezüglich der Handlungs- und Geschäftsfähigkeit  

 Laut Definition meint die Handlungsfähigkeit in Österreich die Fähigkeit, „durch eigenes 

Verhalten Rechte und Pflichten zu begründen“ (Oesterreich.gv.at 2023b/Handlungsfähigkeit), 

die Geschäftsfähigkeit bezieht sich auf die „Fähigkeit, seine Angelegenheiten durch Rechtsge-

schäfte selbst regeln zu können“ (Veith/Doschko 2022: 14). In Tunesien ähneln sowohl die De-

finitionen des Oberbegriffs ʾahlīya (أهلية) als auch die der Handlungsfähigkeit (ʾahlīyat al-ʾadāʾ, 

-der österreichischen Handlungsfähigkeit, denn auch hier geht es um die Fähigkeit, an (أهلية الأداء

dere und sich selbst zu etwas zu verpflichten bzw. seine Rechte auszuüben (vgl. Art 3 

GVV/1906): „Die Handlungsfähigkeit erlaubt es einer Person, Rechtsgeschäfte zu tätigen und 

 
74 Zur Rechtsfähigkeit im österreichischen Recht vgl. Koziol et al. 2014: 54 f. 
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und seine Rechte wahrzunehmen in einer Weise, die sich auf sein Recht und seine Verantwor-

tung auswirkt“ 75 ( Maḥmūd/Dūlā 2015: 410). 

Relevante Begriffe aus dem Themenbereich der Handlungsfähigkeit sind: minderjährig, 

volljährig, mündig und entscheidungsfähig.  

Minderjährigkeit und Volljährigkeit hängen sowohl in Österreich als auch in Tunesien 

vom Alter ab, unter 18-Jährige sind minderjährig (قاصر، صغير), ab 18 ist man volljährig  (  ،راشد

 In Tunesien gibt es in bestimmten Fällen die Möglichkeit, die Volljährigkeit bereits vorher .(رشيد

zugesprochen zu bekommen, in Österreich dagegen seit 2001 nicht mehr (vgl. Oesterreich.gv.at 

2023b/Volljährigkeit; §§ 153, 158 PStG). 

Auch die Mündigkeit ist in Österreich altersabhängig, mit 14 Jahren werden Minderjähri-

ge mündig und bekommen dadurch „in gewissen Fällen eine erweiterte Geschäftsfähigkeit“ (Ko-

ziol et al. 2014: 60). Auch wird vermutet, dass sie entscheidungsfähig sind. In Tunesien existiert 

kein entsprechender Terminus, jedoch ändert sich für Minderjährige in ähnlichem Alter auch hier 

der Status: Mit 13 werden sie beschränkt handlungs- und geschäftsfähig sowie entscheidungsfä-

hig (vgl. §156 PStG;). Es besteht also für das Arabische eine Begriffslücke, die sich mit der Um-

schreibung „entscheidungsfähiger Minderjähriger über 14 (qāṣir mumayyiz ʾatamma al-ʾarbaʿat 

ʿašara ʿāmman, عشر الأربعة أتمّ  مميّز قاصر  ً عاما ), füllen lässt. 

Die Entscheidungsfähigkeit hängt in Österreich sowohl mit dem Alter als auch mit dem 

geistigen Zustand einer Person zusammen. Sie wird hier spätestens ab der Volljährigkeit, in der 

Regelung zur Adoption auch bereits ab der Mündigkeit vermutet. In Tunesien ist festgelegt, dass 

Minderjährige ab 13 entscheidungsfähig (mumayyiz, Nomen: tamyīz –  مميّز، تمييز) sind. Im ABGB 

ist eine genaue Definition zu finden: „Entscheidungsfähig ist, wer die Bedeutung und die Folgen 

seines Handelns im jeweiligen Zusammenhang verstehen, seinen Willen danach bestimmen und 

sich entsprechend verhalten kann“ (§ 24 ABGB). Für Tunesien hat das Forschungszentrum 

CAWTAR den Begriff definiert als „Fähigkeit, zwischen gut und schlecht, nützlich und schäd-

lich, rechtschaffen und verderbt“ zu unterscheiden“ 

( والطالح..." بين الصالح والمضرّ، النافع بين الشر، الخير بين التفريق على قدرة "التمييز , CAWTAR 2021). Der ent-

scheidungsfähige Minderjährige ist außerdem „dazu befähigt, sich teilweise zu verpflichten“ 

( جزئية" بصفة للالتزام "أهلا ). Aus Art 156 PStG ergibt sich außerdem, dass die (Rechts-)Handlungen 

des Minderjährigen zuvor nichtig sind. 

 

 
 "أما أهلية الأداء، فهي تخول الشخص من التصرف القانوني وممارسة حقوقه بصفة تنتج آثارها في حقه وذمته." 75
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Österreich 

0-18: minderjährig  

   0-7: unmündig, nicht geschäftsfähig 

   7-14: beschränkt geschäftsfähig 

   ab 14: mündig, entscheidungsfähig, 

              erweitert geschäftsfähig 

ab 18: volljährig 

Tunesien 

0-18: minderjährig ( غيرقاصر، ص ) 

   0-13: nicht unterscheidungsfähig (غير مميّز) 

    

   ab 13 unterscheidungsfähig (مميّز), 

     nicht geschäftsfähig (فاقد الأهلية، ناقص الأهلية)? 

ab 18: volljährig (رشيد) 

Tabelle 3: Gegenüberstellung Alter/Grade der Handlungsfähigkeit 

 

Das Personensorgerecht für ein minderjähriges Kind wird in Österreich als „Obsorge“ bezeich-

net. Es umfasst die Pflege und Erziehung des Kindes, die Vermögensverwaltung und die gesetz-

liche Vertretung. Sind die Eltern nicht verheiratet, so müssen sie die gemeinsame Obsorge bean-

tragen (vgl § 158 ABGB, Oesterreich.gv.at 2023c: 1/O. beider Elternteile). 

In Tunesien dagegen wird das Sorgerecht in zwei Bereiche geteilt: ḥaḍāna (حضانة) und 

wilāya  (ولاية). Diese Begriffe stammen aus dem islamischen Recht, wo die ḥaḍana für die „tat-

sächliche Personensorge“76  (Ebert 2020: 128) steht, die wilāya dagegen für die Vormundschaft, 

„zum Beispiel in Fragen der Vermögenssorge“ (Rohe 2009: 97); generell ist die Mutter zustän-

dig für die ḥaḍāna, der Vater für die wilāya (vgl. ebd.). Im tunesischen Recht sind beide Eltern 

mit der ḥaḍāna betraut, bei einer Trennung kann sie auf die Mutter oder auf den Vater übertra-

gen werden. Die Regelungen dazu sind komplex und die Voraussetzungen unterscheiden sich je 

nach Geschlecht des Sorgeberechtigten (vgl. Art 54-67 PStG).77  

Laut Art 67 PStG hat eine Mutter, wenn sie das Sorgerecht hat, zugleich auch einige As-

pekte der wilāya, also der Vormundschaft. Unter bestimmten Voraussetzungen kann die Richte-

rin ihr auch die gesamte Vormundschaft übertragen. Die wilāya besteht bezüglich der Rechte 

und Pflichten des Minderjährigen (al-wilāya an-nafsīya, النفسية الولاية ), beispielsweise sein Recht 

auf Bildung, und bezüglich des Vermögens (al-wilāya ʿalā-l-māl, المال على الولاية ) – Das Wort ist 

im Arabischen polysem und bezeichnet auch die Vollmacht für Rechtsgeschäfte (vgl. Art 1104 

GVV/1906). 

Zwischen dem österreichischen und dem tunesischen System liegt hier also ein Fall be-

grifflicher Disjunktion vor. Im Allgemeinen umfasst der Begriff „Obsorge“ in seinem Inhalt ge-

nau die Merkmale, die sich im tunesischen System auf wilāya und ḥaḍāna aufteilen. Daher kann 

 
76 Die Person, die die tatsächliche Personensorge innehat, „soll den Jungen oder das Mädchen vor Schäden bewah-

ren, […] erziehen, betreuen und versorgen […]“ (Ebert 2020: 128); Ebert bezieht sich hier auch auf Art 54 des tune-

sischen PStG. 
77 Die Personensorge kann auch auf einen Dritten gegeben werden (Art 67 PStG).. Auch die Handlungsmöglichkei-

ten der Beteiligten sind im Gesetzbuch bestimmt.  
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er bei der Übersetzung ins Arabische auch durch diese beiden Wörter wiedergegeben werden. Im 

umgekehrten Fall kann wilāya als „Vormundschaft“ und ḥaḍāna als „tatsächliche Personensor-

ge“ übersetzt werden. Die Einbettung der Begriffe ins System und besonders die detaillierteren 

Konnotationen der tunesischen Begriffe, was die Zuständigkeiten der Beteiligten sowie den Be-

zug der beiden Termini auf das islamische Recht angeht, werden dabei allerdings außer Acht 

gelassen. Sie können in Šarčevićs Sinne als culture-bound terms verstanden werden, daher kön-

nen diese Details je nach Skopos einer Übersetzung auch in einer Anmerkung erläutert werden. 

Auch eine Lexementlehnung ist denkbar, besonders wenn ein Text sich an Rechtswissenschaftler 

richtet, die mit dem islamischen Recht vertraut sind. 

Das Kontakrecht bezieht sich auf das Recht jedes Elternteils, sich mit dem Kind zu tref-

fen (vgl. Oesterreich.gv.atc: 3/Kontaktrecht). Im tunesischen Recht existiert dieses Konzept als 

al-ḥaqq fī ziyārat al-maḥḍūn ( المحضون  زيارة في الحقّ  ) also das Recht darauf, das Kind zu besuchen. 

Das Informations- und Äußerungsrecht ist das Recht des nicht obsorgeberechtigen El-

ternteils, über „alle wichtigen Angelegenheiten“ (Deixler-Hübner 2016: 86) des Kindes infor-

miert zu werden, wie beispielsweise eine Namensänderung oder eine lebensbedrohliche Erkran-

kung (vgl. ebd.: 86 f.). Er darf sich außerdem dazu äußern (vgl. BMVRDJ 2018: 10 f.). Dem 

kommt die Regelung in Art 60 PStG am nächsten, in der festgelegt ist, dass es den Eltern bzw. 

weiteren Vormunden zusteht, sich mit um die Angelegenheiten des Kindes, seine Erziehung und 

Ausbildung zu kümmern ( التعليم" شأن في "النظر أماكن  إلى  وإرساله  وتأديبه  المحضون  ). Es scheint jedoch 

keinen Begriff zu geben, der dem österreichischen in seinen wesentlichen Merkmalen entspricht. 

Dieser kann umschrieben werden als „Recht, Neuigkeiten vom Kind zu erfahren und sich dazu 

zu äußern“ ( ء الرأي في شأنهأخبار الطفل وفي إدلامعرفة الحقّ في  ). 

Das gesetzliche Erbrecht bezieht sich hier auf das Recht des Adoptivkindes, von den 

Adoptiveltern bzw. auch seinen leiblichen Eltern zu erben. Die Benennung ist polysem und be-

zeichnet auch den Rechtsbereich des Erbrechts. Daher lässt sich die arabische Bezeichnung als 

Übersetzung verwenden, die in der Definition des INPE als „Recht auf Erbe“ (al-ḥaqq  fī-l-mīrāṯ, 

الميراث في الحقّ  , INPE 2012a) des Adoptivkindes erwähnt wird. 

Bezüglich des Unterhalts entsteht in Österreich eine Verpflichtung zwischen Wahleltern 

und Wahlkind, jedoch bleibt auch eine gegenseitige Unterhaltspflicht zwischen den leiblichen 

Eltern und dem Wahlkind aufrecht. In der tunesischen Regelung wird dagegen in erster Linie der 

Unterhaltsanspruch des Kindes erwähnt (al-ḥaqq fī-n-nafaqa, النفقة في   .(vgl. INPE 2012a ,الحقّ 

Inwiefern es eine Unterhaltspflicht zwischen Wahleltern und Adoptivkind sowie leiblichen El-

tern und Adoptivkind gibt, ist nicht ersichtlich. Aus einem allgemeinen Vergleich der Unterhalts-
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regelungen in beiden Systemen ergibt sich jedoch, dass sich Rechte und Pflichten hier im Allge-

meinen gleich aufteilen: Jede Person ist grundsätzlich für den Unterhalt für den Partner, die Kin-

der sowie die eigenen Eltern mitverantwortlich (vgl. Oesterreich.gv.at 2022; Art 37-49 PStG). In 

Tunesien gibt es zwar geschlechtsspezifische Details, im Kontext des Rechtsbereichs Adoption 

können diese aber als nicht wesentliche Merkmale bewertet werden. Davon ausgehend sind die 

Begriffe Unterhalt und nafaqa (نفقة) beinahe-äquivalent. 

Die Eheverbote (mawāniʿ az-zawāǧ, الزواج  bezüglich der leiblichen Verwandten (موانع 

bleiben in beiden Ländern aufrecht, in Österreich besteht auch ein zeitweises Eheverbot zwi-

schen Wahleltern und Wahlkind. Bereits aus der Benennung ist in beiden Sprachen ersichtlich, 

dass hier das wichtigste Begriffsmerkmal das Verbot der Eheschließung zwischen bestimmten 

Personen ist, daher sind die Begriffe beinahe-äquivalent.  

 

4.4.3 Vorgänge 

 

Die Adoptionsfreigabe erfolgt in Österreich durch die Zustimmung bzw. Einwilligungserklärung, 

die entweder nur die leibliche Mutter oder, bei festgestellter Vaterschaft, beide leiblichen Eltern-

teile geben müssen, damit eine Adoption stattfinden kann (vgl. Eichhorn 2021: 4). In Tunesien 

wird dieser Vorgang als „Aufgabe des Kindes“ (at-taḫallī ʾan aṭ-ṭifl, التخلّي عن الطفل)78 bezeichnet. 

Laut al-Yirmānī Ġirbāl (2006: 84) hat es vor 1998 ausgereicht, dass die Mutter ein Papier unter-

schrieb, das als „Aufgabevertrag“ bezeichnet wird; seitdem müsse aber zunächst eine Vater-

schaftsfeststellung erfolgen, und die Aufgabe des Kindes finde bei Gericht in Anwesenheit von 

Vater und Mutter statt.79 Da das Wesentliche hier die Zustimmung entweder der Mutter oder 

beider leiblicher Elternteile zur Adoption ist, sind die Begriffe beinahe-äquivalent. 

Eine Eignungsbeurteilung in der vorbereitenden Phase der Adoption findet sowohl in Ös-

terreich als auch in Tunesien statt; hier wird sie bezeichnet als „Einschätzung der sozialen und 

finanziellen Lage sowie der psychischen Bereitschaft des Adoptivwerbers“ 

( التبني" طالبي إلى بالنسبة النفسي والاستعداد والمادية ةالاجتماعي الوضعية "تقييم , INPE 2012b: 1). Die Kriterien sind ähnlich, es 

geht sowohl um materielle als auch um psychische Faktoren (vgl. Ayadi 2020; Rudolf 2020: 

347). Da diese inhaltlichen Kriterien wesentliche Merkmale sind, die Unterschiede in den Ver-

fahrensdetails aber als unwesentlich gewertet werden können, liegt hier Beinahe-Äquivalenz vor. 

 
78 Offenbar bezeichned dieser Terminus in anderen arabischen Ländern die Straftat, ein Kind auszusetzen (vgl. Su-

che bei Birzeit University 2022). Ein gebräuchlicher Ausdruck ist dagegen للتبنّي الطفل تسليم على الموافقة . 
79 Zur Rolle des Vaters bei der Zustimmung vgl. auch Ayadi (2020). 
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Die Adoptionsvermittlung übernimmt in Österreich die Kinder- und Jugendhilfe, die auch 

an private Träger verweisen kann. Der Begriff bezeichnet die Zuordnung von AdoptivwerberIn-

nen und Adoptivkindern. Dabei fließen die Erkenntnisse über die AdoptivwerberInnen mit ein, 

die aus der Eignungsbeurteilung gewonnen werden (vgl. BMFJ 2016: 33). Dieser Vorgang findet 

sehr wahrscheinlich auch in Tunesien statt,80 es ließ sich jedoch keine Beschreibung oder Be-

nennung dazu finden. Jedenfalls liegt, wenn nicht eine Begriffslücke, so doch eine Benennungs-

lücke vor, die sich jedoch durch eine wörtliche Übersetzung des Vorgangs als „Vermittlung in 

der Regelung der Adoption“ (waṣāṭat tadbīr at-tabannī, وساطة تدبير التبنّي) füllen lässt. 

Im tunesischen Recht ist es möglich, dem Wahlvater oder der Wahlmutter bei grober 

Verletzung seiner/ihrer Pflichten gegenüber dem Adoptivkind die tatsächliche Personensorge zu 

entziehen (nazʿ al-ḥaḍāna, الحضانة -In Österreich existiert mit der Entziehung oder Ein .(نزع 

schränkung der Obsorge ein ähnliches Rechtsinstitut: Laut § 181 ABGB kann das Gericht den 

Eltern zur Sicherung des Kindeswohls die Obsorge gänzlich oder teilweise entziehen. Es liegt 

hier also durchaus Teiläquivalenz vor. Ein passender Übersetzungsvorschlag ist daher „Entzie-

hung der tatsächlichen Personensorge“; das Wort „Entziehung“ weist auf § 181 ABGB hin, und 

zugleich ist die einheitliche Übersetzung von ḥaḍāna als „tatsächliche Personensorge“ gewähr-

leistet. 

 Der Widerruf ist in Österreich möglich, wenn bestimmte Bedingungen zur Bewilligung 

nicht gegeben waren, beispielsweise die Entscheidungsfähigkeit des Annehmenden bei Ab-

schluss des Annahmevertrags. Der Widerruf erfolgt bei Gericht und gilt rückwirkend so, als wäre 

die Adoption nie zustandegekommen. Laut Fallrecht ist auch in Tunesien der Widerruf (ar-

ruǧūʾ, الرجوع) der Adoption zulässig. 

 Die Aufhebung der Adoption kann in Österreich erfolgen, wenn eine am Verfahren betei-

ligte Person nur aufgrund einer Täuschung oder einer Zwangslage an der Adoption mitgewirkt 

hat, oder aber wenn sie dem Kindeswohl dient. Im Unterschied zum Widerruf gilt die Aufhebung 

erst ab Rechtkraft des Aufhebungsbeschlusses, sodass die Adoption bis zu diesem Zeitpunkt Be-

stand hat. In der tunesischen Adoptionsregelung wird darauf nicht eingegangen. Um zu verdeut-

lichen, dass die Adoption nicht für nichtig erklärt, sondern beendet wird, kann als Übersetzung 

„Beendigung der Adoption“ (ʾinhāʾ at-tabannī, إنهاء التبنّي) gewählt werden. 

 

 
80 Da auch hier ein Akt über die AdoptivwerberInnen angelegt wird und es Gespräche mit Psychologen und Sozial-

arbeiterinnen gibt, ist davon auszugehen, dass versucht wird, eine passende Konstellation zwischen Adoptivwerber 

und Adoptivkind zu finden. 
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4.4.4 Dokumente 

Grundlage der Annahme eines Kindes ist der Adoptionsvertrag bzw. Annahmevertrag zwischen 

Wahleltern und Wahlkind, der einer festen Form folgen muss, damit das Gericht ihn bewilligt. 

Insbesondere darf der Vertrag nicht den gesetzlichen Adoptionswirkungen widersprechen. Er 

tritt erst in Kraft, wenn der gerichtliche Beschluss zur Bewilligung vorliegt (vgl. Schwimann 

1973: 349 f.). Auch in den tunesischen Texten wird ein Vertrag über die Adoption (ʿaqd at-

tabannī, عقد التبنّي) erwähnt, es ist jedoch nicht ersichtlich, ob dies ein schriftlicher Vertrag ist und 

wann er rechtswirksam wird. In der Entscheidung des Kassationsgericht wird jedoch darauf hin-

gewiesen, dass er in einem Übereinkommen zwischen den leiblichen Eltern und den Adoptiv-

werbern getroffen wird (vgl. KassZ/29577: 2). Daher sind der österreichische und der tunesische 

Begriff nur teiläquivalent, wenngleich die Benennungen wortwörtlich übereinstimmen. Im Deut-

schen kann der tunesische Begriff verfremdet als „Vertrag über die Adoption“ benannt werden, 

im Arabischen kann als „Vertrag zwischen Annehmendem und Wahlkind“ (ʿaqd bayn al-

munabannī wa-l-mutabannā, والمتبنّى المتبنّي عقد بين ) übersetzt werden. 

Die Gerichtsentscheidung über die Adoption ist in Österreich der Bewilligungsbeschluss. 

Auch dieser hat einer bestimmten Form zu folgen. Er enthält in erster Linie die Personalien von 

Adoptivkind und Annehmenden, den Adoptivnamen des Wahlkindes, das Datum des Wirksam-

werdens der Adoption sowie zwei rechtswirskame „Aussprüche“: erstens die Adoptionsbewilli-

gung und zweitens das Erlöschen der Rechtsbeziehungen zu einem leiblichen Elternteil/den leib-

lichen Eltern des Adoptivkindes (vgl. § 89 AußStrG; Schwimann 1973: 351 f.). Die Bezeichnung 

„Beschluss“ deutet darauf hin, dass es im Gegensatz zum Urteil nur um eine Entscheidung in 

Verfahrensfragen geht und dass diese keine Begründung umfasst (vgl. Oesterreich.gv.at 2023b: 

Beschluss). In Tunesien spricht der Richter ein Adoptionsurteil (بالتبنّي  das laut Art 13 ,(الحكم 

G27/1958 endgültig ist. Laut KassZ/29577 (2 f.) beruht dieses Urteil auf dem Vertrag über die 

Adoption; in der Entscheidung wird darauf hingewiesen, dass es sich nicht um ein Urteil in ei-

nem Streitfall handelt, sondern dass die Entscheidung als Urteil bezeichnet werde, weil dies die 

Formulierung in Art 13 G27/1958 sei, und daher sei auch ein Widerruf möglich. Die beiden Be-

griffe sind stark systembezogen, stimmen aber trotzdem offenbar in ihren wesentlichen Merkma-

len überein: Es geht um eine richterliche Entscheidung, durch die der Adoptionsvertrag in Kraft 

tritt. Sie sind damit beinahe-äquivalent. Dennoch kann der tunesische Begriff im Deutschen als 

Adoptionsurteil, der österreichische im Arabischen als Adoptionsbeschluss (قرار التبنّي) wiederge-

geben werden. 
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4.5 Zusammenfassung des Kapitels 

 

In diesem Kapitel wurde als Hinleitung auf den Terminologievergleich zunächst kurz auf ein 

grundlegendes Thema der Rechtsvergleichung eingegangen, nämlich Rechtssysteme und 

Rechtskontexte. In diesem Rahmen wurden die hier behandelten Rechtskontexte kurz vorgestellt. 

Dann erfolgte die Themeneingrenzung zur Adoption. Wie sich herausgestellt hat, konnte 

diese nicht auf einem Sachproblem basieren, sondern setzte bereits eine spezifische Lösung dafür 

voraus. Daher ist die Grundfrage für die Eingrenzung des Themas die nach der Ausgestaltung 

des Adoptionsvorgangs in den beiden behandelten Rechtsssystemen. 

Im nächsten Unterkapitel ging es um die Adoption in Österreich. Dazu wurde zunächst 

auf den Hintergrund des Rechtssystems, auf Strukturen des Familienrechts und schließlich auf 

die Adoption im österreichischen Recht eingegangen. Für eine detaillierte Beschreibung wurden 

die relevanten Aspekte in acht thematischen Bereiche zusammengefasst. Erst dann folgte eine 

Vorstellung der zentralen Begriffe, die nach ihren Eigenschaften gruppiert wurden. 

 Ähnlich wurde daraufhin in Bezug auf die Adoption im tunesischen Recht vorgegangen. 

Aufgrund leichter Unterschiede gab es hier in der Beschreibung nur sieben thematische Berei-

che, die jedoch größtenteils parallel zur österreichischen Regelung sind. Bei der Vorstellung der 

zentralen Begriffe konnte dagegen dieselbe Struktur genutzt werden wie zu Österreich. 

 Die terminologische Analyse und der Vergleich wurden gemeinsam vorgenommen, so-

dass die Begriffsmerkmale aus beiden Systemen direkt nebeneinandergestellt und besprochen 

werden konnten. 

 

 

5. Fazit 

 

In dieser Arbeit sollte nach einer Einführung in das Thema Terminologiearbeit im Fachbereich 

Recht in erster Linie untersucht werden, wie die Adoption in Österreich und Tunesien jeweils 

geregelt ist und welche zentralen Begriffe sich identifizieren lassen. Im Ergebnis wurde eine 

etwas größere Anzahl an Benennungen aus dem österreichischen Recht identifiziert als aus dem 

tunesischen Recht. Dies könnte daran liegen, dass die Regelung zur Adoption im G27/1958 un-

gleich kürzer ist als die im ABGB. Insgesamt haben die weiteren verfügbaren Quellen aus dem 

Fallrecht, der Rechtswissenschaft und der Verwaltung dies jedoch relativ gut ausgeglichen, und 
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auch einige der österreichischen Begriffe stammten aus solchen Quellenarten und nicht aus dem 

ABGB selbst. 

 Eine Schwierigkeit bei der Bearbeitung des Themas Adoption ist, dass die Regelungen 

sich auf weitere Rechtsbereiche beziehen, insbesondere Aspekte aus dem Zivilrecht, wie die 

Handlungsfähigkeit, und aus dem Kindschaftrecht, wie die Obsorge. Dies erklärt die Vielzahl an 

Quellen, die für das Glossar genutzt worden sind, auch beispielsweise für brauchbare Kontexts-

ätze. 

 Alles in allem sind sich die österreichische und die tunesische Regelung relativ ähnlich, 

sodass sich auch die zentralen Begriffe fast in derselben Struktur ordnen lassen. Unterschiede 

finden sich insbesondere bei der Frage, ob die Adoption widerrufen werden kann, was in Tunesi-

en umstritten ist. Auch Begriffe wie die tatsächliche Personensorge/ḥaḍāna, die aus dem islami-

schen Recht stammen und daher bestimmte Konnotationen tragen, stellen eine Herausforderung 

dar. Zugleich haben einige österreichische Begriffe einen größeren Umfang als die beinahe-

äquivalenten tunesischen Begriffe dazu, weil erstere sich nicht nur auf Eheleute beziehen, son-

dern auch auf eingetragene Partnerschaften oder Lebensgemeinschaften, wie z. B. die Stief-

kindadoption. 

 In der Themeneingrenzung hat sich herausgestellt, dass die Grundfrage bei Sandrini – 

nämlich die nach dem zu lösenden Sachproblem – für eine Themeneingrenzung der Adoption 

nicht ausreichend ist. Vielmehr gäbe es verschiedene Lösungen für das Sachproblem, von denen 

die Adoption lediglich nur eine mögliche darstellt. Sie lässt sich allerdings über ihr Ziel definie-

ren, nämlich, künstlich eine rechtliche Eltern-Kind-Beziehung zum Wohl des Kindes zu schaf-

fen. Es wurde also statt der Ausgangsfrage nun die Frage gestellt, wie dieses spezifische Ziel in 

den beiden Rechtssystemen jeweils erreicht wird. 
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Glossar 
 

Anm. zu Zitaten: Hervorhebungen aus dem Originaltext wurden nicht übernommen, die Schreibweise jedoch schon. 

 

:: :: :: :: :: :: :: :: :: :: :: :: :: :: :: :: :: :: :: :: :: :: :: :: :: :: :: :: :: :: :: :: :: :: :: :: :: :: :: :: :: :: :: :: :: :: :: :: :: :: :: :: :: :: :: :: :: ::  

[01] 

Abstammung 
Kontext: Zwischen dem Annehmenden und dessen Nachkommen einerseits und dem Wahlkind und dessen im Zeit-

punkt des Wirksamwerdens der Annahme minderjährigen Nachkommen andererseits entstehen mit diesem Zeit-

punkt die gleichen Rechte, wie sie durch die Abstammung begründet werden. 

Quelle: § 197 Abs 1 ABGB 

Anm.: In §§ 143 f. ABGB wird zwischen der Abstammung von der Mutter und der Abstammung vom Vater und 

vom anderen Elternteil unterschieden. 

 

 نسب الأب والأم  
Anm.: Disjunktion – Übersetzungsvorschlag für die rechtliche Abstammung im Allgemeinen; wenn sie sich auf 

beide Elternteile bezieht, kann das أو durch ein و ersetzt werden. 

 

--------- 

Erkl. AT: Aufgabe des Abstammungsrechts ist es zu klären, welche Personen in rechtlicher Hinsicht Vater und 

Mutter eines Kindes sind. Dies werden in den meisten Fällen die genetischen Eltern sein; die rechtliche Abstam-

mung muss aber nicht mit der biologischen übereinstimmen. 

Quelle: Koziol et al. 2014: 572 

 

Erkl. TN: 

  تكفي العلاقة الدمويةّ بين الوالد والمولود لإثبات نسب الإبن لأبيه وإنما يشترط فيها الشرعية ليقوم النسب ويثبت.ولا

Quelle: Maḥmūd/Dūla 2015: 309 

Cf.: legitime Abstammung, بنُوُة  ,نسب 

 

Äquivalenz: Disjunktion, da es in den tunesischen Texten keine Bezeichnung für die Abstammung von beiden El-

ternteilen gibt und hier umschrieben wird als „Abstammung von Vater und Mutter“. 

 

:: :: :: :: :: :: :: :: :: :: :: :: :: :: :: :: :: :: :: :: :: :: :: :: :: :: :: :: :: :: :: :: :: :: :: :: :: :: :: :: :: :: :: :: :: :: :: :: :: :: :: :: :: :: :: :: :: :: 

[02] 

Adoptionsfreigabe 
Kontext: Auch minderjährige Mütter haben das Recht, der Adoption ihres Kindes zuzustimmen und können nicht 

zur Adoptionsfreigabe gezwungen werden. 

Quelle: Oesterreich.gv.at 2023a: 4/Ablauf 

Anm.: Wird auch durch die Phrase „ein Kind zur Adoption freigeben“ ausgedrückt (vgl. Oesterreich.gv.at 2023a: 

1/Allgemeines). 

 

 التخل ي عن الطفل 
Kontext:  

 . لا تجبر الأم و لا الأب على التخلي عن الطفل 

Quelle: INPE 2010: 2 

--------- 

Erkl.: Zustimmung der leiblichen Eltern bzw. der Mutter zur Adoption ihres Kindes (eE). 

Quelle: vgl. Eichhorn 2021: 4 

 

Erkl. TN:  

 (.eEموافقة الأبوين الحقيقيين أو الأمّ الحقيقية على تبنّي طفلهم )

Quelle: vgl. INPE 2010: 2; al-Yirmānī Ġirbāl 2006: 84 

Cf.: leibliche Eltern, أبوان حقيقيان 

 

Äquivalenz: Beinahe-Äquivalenz 
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:: :: :: :: :: :: :: :: :: :: :: :: :: :: :: :: :: :: :: :: :: :: :: :: :: :: :: :: :: :: :: :: :: :: :: :: :: :: :: :: :: :: :: :: :: :: :: :: :: :: :: :: :: :: :: :: :: :: 

[03] 

Adoptionsvermittlung 
Kontext: Die Adoptionsvermittlung und Eignungsbeurteilung sind dem Kinder- und Jugendhilfeträger vorbehalten. 

Quelle: § 31 Abs 2 B-KJHG 

--------- 

Def. AT: Der Kinder und Jugendhilfeträger hat somit die Verpflichtung, für jedes Kind die bestmöglichen künftigen 

Adoptiveltern zu suchen (Matching). 

Quelle: BMFJ 2016: 33 

Cf.: Eignungsbeurteilung,  تقييم الوضعية الاجتماعية والمادية والاستعداد النفسي 

 

Äquivalenz: Begriffslücke TN 

Vorschlag:  التبنّي وساطة تدبير  

 

:: :: :: :: :: :: :: :: :: :: :: :: :: :: :: :: :: :: :: :: :: :: :: :: :: :: :: :: :: :: :: :: :: :: :: :: :: :: :: :: :: :: :: :: :: :: :: :: :: :: :: :: :: :: :: :: :: :: 

[04] 

Adoptivwerber 
Kontext: Bei der Eignungsbeurteilung ist zu prüfen, ob die Adoptivwerber und -werberinnen eine förderliche Pflege 

und Erziehung der anvertrauten Adoptivkinder gewährleisten können. 

Quelle: § 34 Abs 2 B-KJHG 

 

Adoptivbewerber 
Kontext: Auch Adoptivbewerberinnen/Adoptivbewerber können entscheiden, in welcher Form sie ein Kind adoptie-

ren möchten. 

Quelle: Oesterreich.gv.at 2023a: 2/Arten 

 

تبن ي ال طالب   
Kontext: 

 ويمكن للحاكم إعفاء طالب التبني الذي فقد زوجه بالموت أو بالطلاق من شرط التزوج إذا اقتضت مصلحة الطفل ذلك. 

Quelle: Art 9 Abs 2 PStG 

--------- 

Erkl.: Person, die die Adoption anstrebt (eE). 

Quelle: vgl. Kontextsätze 

 

Äquivalenz:  Beinahe-Äquivalenz 

 

:: :: :: :: :: :: :: :: :: :: :: :: :: :: :: :: :: :: :: :: :: :: :: :: :: :: :: :: :: :: :: :: :: :: :: :: :: :: :: :: :: :: :: :: :: :: :: :: :: :: :: :: :: :: :: :: :: :: 

[05] 

Annahme an Kindesstatt 
Kontext: Die Annahme an Kindesstatt kommt durch schriftlichen Vertrag zwischen dem Annehmenden und dem 

Wahlkind und durch gerichtliche Bewilligung auf Antrag eines Vertragsteiles zustande. 

Quelle: § 192 Abs 1 ABGB 

Anm: Wird auch als Verb verwendet („ein Kind an Kindesstatt annehmen“, s. ebd.), weiters wird der Vorgang, 

wenn der Kontext klar ist, bisweilen nur als „Annahme“ bezeichnet. 

 

Adoption 
Kontext: Die Adoption kommt durch schriftlichen Vertrag zwischen dem Annehmenden und der anzunehmenden 

Person (dem Wahlkind) zustande […]. 

Quelle: Koziol et al. 2014: 613. 

 

 التبن ي 
Kontext: 

مارس  4من قانون  13التبنّي ليس حكما على إطلاقه بمعناه القضائي وإن كان يصدر في صيغة الحكم حسب تعبير الفصل  

ذلك.وهو لذلك قابل للرجوع فيه عند قيام ما يقتضي  1958  
Quelle: KassZ/29577 
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--------- 

Def. AT: Annahme an Kindes statt ist die künstliche Nachbildung des durch eheliche Geburt entstehenden Eltern-

Kind-Verhältnisses durch rechtlichen Akt. 

Quelle: Koziol et al. 2014: 612 

 

Def. TN:  

عيـا عائلـة طفـلا فاقدا للسنـد و ذلك بصفة نهائية و بمقتضى حكم قضائي يصبح بموجبه الطفــل ابنا شروهو أن تحضن  التبنّي:  

 .ة و الميراث)كابن الصلب( للعائلة له نفس الحقوق و الواجبات حيث يحمل اسم العائلة و له الحق في النفق

Quelle: INPE 2012a 

 

Äquivalenz: Beinahe-Äquivalenz 

 

:: :: :: :: :: :: :: :: :: :: :: :: :: :: :: :: :: :: :: :: :: :: :: :: :: :: :: :: :: :: :: :: :: :: :: :: :: :: :: :: :: :: :: :: :: :: :: :: :: :: :: :: :: :: :: :: :: :: 

[06] 

Annahmevertrag 
Kontext: Ein Widerruf oder eine Aufhebung aus anderen als den in den §§ 200 und 201 angeführten Gründen ist 

unzulässig; ebenso eine vertragliche Einigung oder ein Rechtsstreit über die Anfechtung des Annahmevertrages. 

Quelle: § 203 ABGB 

Anm.: Der Vertrag wird im ABGB als Annahmevertrag, an vielen Stellen aber auch nur als „Vertrag“ bezeichnet 

(vgl. § 192 Abs 1 ABGB). 

 

Adoptionsvertrag 
Kontext: Im Adoptionsvertrag erklären Annehmender und Wahlkind ihren übereinstimmenden Willen über die 

Annahme an Kindes statt. 

Quelle: Nademleinsky 2021a: 164 

 

 عقد التبن ي 
Kontext: 

لك يكون هذا العقد قابلا للرجوع فيه  العناية بمصلحة المتبني باعتماد انها السبب الجوهري والرئيسي لسن عقد التبني وتبعا لذ ... وقد حرص المشرع على  

 متى اقيم الدليل على فساده ... 

Quelle: KassZ/29577: 3 

--------- 

Expl. Ö: Die Adoption kommt durch schriftlichen Vertrag zwischen dem Annehmenden und der anzunehmenden 

Person (dem Wahlkind) zustande … Der Vertrag ist durch zwingende Normen festgelegt. 

Quelle: Koziol et al. 2014: 613 

Expl. TN:   

الناحية ]...[ وهو عقد مدني  وطالبي التبني بمحض اختيارهما امام حاكم [  sic]... التبني هو عقد رضائي يتم بين والدي المتبني 

 لحكم نتيجة ذلك بالتبني ... في شكله ومقوماته القانونية لمستلزماته الشكلية والقانونية ليتولى ا
Quelle KassZ/29577: 2 

 

Äquivalenz: Teiläquivalenz, da die Vertragsteile jeweils unterschiedlich sind – in Österreich wird der Vertrag zwi-

schen Annehmendem und Wahlkind, in Tunesien zwischen den Eltern des Adoptivkindes und den Adoptivwerbern 

geschlossen. 

Vorschlag: Bei der Übersetzung ins Deutsche kann verfremdet werden in „Vertrag über die Adoption“, im Arabi-

schen in  المتبنّي والمتبنّىعقد بين . 

 

:: :: :: :: :: :: :: :: :: :: :: :: :: :: :: :: :: :: :: :: :: :: :: :: :: :: :: :: :: :: :: :: :: :: :: :: :: :: :: :: :: :: :: :: :: :: :: :: :: :: :: :: :: :: :: :: :: :: 

[07] 

Aufhebung 
Kontext: Gem § 201 Abs 1 Z 1 berechtigen List und Furcht zur Aufhebung, nicht aber ein bloßer Irrtum […]. 

Quelle: Nademleinsky 2021a: 175  

--------- 

Erkl. AT: Die Aufhebung der Adoption wirkt wie die Aufhebung und Scheidung der Ehe ex nunc (§ 202). 

Quelle: Koziol et al. 2014: 617 

 

Äquivalenz: Begriffslücke TN 

Vorschlag:  إنهاء التبنّي 
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:: :: :: :: :: :: :: :: :: :: :: :: :: :: :: :: :: :: :: :: :: :: :: :: :: :: :: :: :: :: :: :: :: :: :: :: :: :: :: :: :: :: :: :: :: :: :: :: :: :: :: :: :: :: :: :: :: :: 

[08] 

Bezirksgericht 
 

Kontext: Der Adoptionsvertrag wird erst mit gerichtlicher Bewilligung wirksam. Der Beschluss über die Bewilli-

gung des Adoptionsvertrags wird vom zuständigen örtlichen Pflegschaftsgericht (Bezirksgericht (→ BMJ) am Woh-

nort des Kindes) gefasst. 

Quelle: Oesterreich.gv.at 2023a: 4/Ablauf 

--------- 

Erkl. AT: Gericht erster Instanz mit Zuständigkeit für Zivil- und Strafsachen, Exekutionsverfahren, Insolvenzverfah-

ren und unternehmensbezogene Streitigkeiten (eE). 

Quelle: Oesterreich.gv.at 2023b: Bezirksgericht 

 

Äquivalenz: Begriffslücke TN, da Institution 

Vorschlag:  ّمحكمة الحي 

 

:: :: :: :: :: :: :: :: :: :: :: :: :: :: :: :: :: :: :: :: :: :: :: :: :: :: :: :: :: :: :: :: :: :: :: :: :: :: :: :: :: :: :: :: :: :: :: :: :: :: :: :: :: :: :: :: :: :: 

[09] 

Bewilligungsbeschluss 
 

Kontext: Der Bewilligungsbeschluss über die Adoption hat über die allgemeinen Inhaltserfordernisse des § 39 Auß-

StrG hinaus die in § 89 Abs 1 64 Z 1–5 AußStrG angeführten Bestandteile zu enthalten. 

Quelle: Rudolf 2020: 353 

 

 الحكم بالتبن ي
Kontext: 

 لشروط القانونية ومن مصادقة الحاضرين وحكمه هذا يكون نهائيا. ر ا توفويصدر حاكم الناحية حكمه بالتبني بعد التحقيق من 

Quelle: Art 13 G27/1958 

--------- 

Erkl Ö: Beschluss, durch den die Annahme wirksam wird und die Familien. 

Quelle: § 89 AußStrG 

Erkl. TN: Urteil des Richters, das auf dem Adoptionsvertrag beruht. 

Quelle: KassZ/29577: 2 f. 

Cf.: Adoptionsvertrag, عقد التبنّي 

 

Äquivalenz: Beinahe-Äquivalenz 

Vorschlag: Zur besseren Abgrenzung kann der tunesische Begriff als „Adoptionsurteil“, der österreichische als   قرار

 .übersetzt werden التبنّي

 

:: :: :: :: :: :: :: :: :: :: :: :: :: :: :: :: :: :: :: :: :: :: :: :: :: :: :: :: :: :: :: :: :: :: :: :: :: :: :: :: :: :: :: :: :: :: :: :: :: :: :: :: :: :: :: :: :: :: 

[10] 

Distriktgericht 
Anm.: Begriffslücke, da Institution – Übersetzungsvorschlag 

 

 محكمة الناحية 
Kontext: 

 عن محكمة ناحية تونس يقضي بتبنّي المعقبين لابنتهما القاصرة ... 1988فيفري   20في  5575... صدر حكم تحت عدد 

Quelle: KassZ/29577: 1 

--------- 

Def. TN: Gericht erster Instanz mit Zuständigkeit u. A. für Zivil- und Strafsachen, für die Adoption sowie für Ver-

waltungsaufgaben (eE). 

Quelle: vgl. Ministère de la Justice (2016) 

 

Äquivalenz: Begriffslücke AT 
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:: :: :: :: :: :: :: :: :: :: :: :: :: :: :: :: :: :: :: :: :: :: :: :: :: :: :: :: :: :: :: :: :: :: :: :: :: :: :: :: :: :: :: :: :: :: :: :: :: :: :: :: :: :: :: :: :: :: 

[11] 

Eheverbote 
Kontext: Das Eheverbot der Wahlkindschaft besteht auch nur solange, wie das Adoptivverhältnis besteht (hL). [hL = 

herrschende Lehre, Anm. d. V.] 

Quelle: Nademleinsky 2021b: 2012 

 

 موانع الزواج 
Kontext: 

 موانع الزواج قسمان : مؤبدة ومؤقتة.

Quelle:  Art 14 PStG 

--------- 

Erkl. AT: Das Verbot, eine Ehe zu schließen, besteht bezüglich der Blutsverwandtschaft, der Doppelehe und der 

Adoption (eE). 

Quelle: vgl. §§ 6-10 EheG 

Erkl. TN:  

ة  هي الخلية الأولى والأقدم للمجتمع منعت المجتمعات منذ القدم وكذلك الأديان السماوية الزواج بين بعض الناس بسبب القرابة أو المصاهرلأسرة  ولأن ا

 بزواج أو بعده حماية الأسرة والمجموعة... أو تعلقّ حق الغير 

Quelle: Maḥmūd/Dūla 2015: 81 

 

Äquivalenz: Beinahe-Äquivalenz 

 

:: :: :: :: :: :: :: :: :: :: :: :: :: :: :: :: :: :: :: :: :: :: :: :: :: :: :: :: :: :: :: :: :: :: :: :: :: :: :: :: :: :: :: :: :: :: :: :: :: :: :: :: :: :: :: :: :: :: 

[12] 

Eignungsbeurteilung 
Kontext: Die Adoptionsvermittlung und Eignungsbeurteilung der Adoptionswerber bei der Adoption von Kindern 

und Jugendlichen sind dem Kinder- und Jugendhilfeträger vorbehalten (§ 31 Abs 2 B-KJHG). 

Quelle: Rudolf 2020: 347 

 

ية والاستعداد النفسي تقييم الوضعية الاجتماعية والماد    
Kontext: 

 [ عون اجتماعي وأخصائي في علم النفس. * يتم تقييم الوضعية الاجتماعية والمادية والاستعداد النفسي بالنسبة إلى طالبي التبني ]من قبل

Quelle: INPE 2012b: 1 

Anm.: Vorschlag: Bei wiederholter Verwendung zu „تقييم الوضيعة“ kürzen. 

*Tippfehler im Originaltext. 

--------- 

Erkl. AT: Bei der Beurteilung sind nach § 34 Abs 2 B-KJHG vor allem die geistige und körperliche Gesundheit, die 

Erziehungseinstellung, die Erziehungsfähigkeit, das Alter und die Zuverlässigkeit der Adoptivwerber sowie die 

Belastbarkeit des Familiensystems in Betracht zu ziehen. 

Quelle: Rudolf 2020: 348 

Erkl. TN: Beurteilung der sozialen und materiellen Lage sowie der psychischen Bereitschaft der Adoptivwerber. 

Quelle: vgl. Kontextsatz 

Cf.: Adoptionsvermittlung 

 

Äquivalenz: Beinahe-Äquivalenz 

 

:: :: :: :: :: :: :: :: :: :: :: :: :: :: :: :: :: :: :: :: :: :: :: :: :: :: :: :: :: :: :: :: :: :: :: :: :: :: :: :: :: :: :: :: :: :: :: :: :: :: :: :: :: :: :: :: :: :: 

[13] 

kindschaftsähnliche Beziehung 
Kontext: Die konkreten Kriterien für eine kindschaftsähnliche Beziehung sind freilich […] gerade bei volljährigen 

Adoptivkindern schwer zu fassen. 

Quelle: Schwimann 1973: 348 

 

Eltern-Kind-Beziehung 
Kontext: Da mit dem Tode des Annehmenden eine Eltern-Kind-Beziehung nicht mehr möglich sei, so wird gele-

gentlich argumentiert […], habe der Gesetzgeber auf diese Voraussetzung hier offenbar verzichtet. 

Quelle: Schwimann 1973: 348 



 

80 

 

Anm.: Im Gesetz bezeichnet als „eine dem Verhältnis zwischen leiblichen Eltern und Kindern entsprechende Bezie-

hung“ bzw. als „enges, der Beziehung zwischen leiblichen Eltern und Kindern entsprechendes Verhältnis“ (§ 194 

Abs 1 ABGB). 

--------- 

Erkl. AT: Die Voraussetzung einer „kindschaftsähnlichen Beziehung“ bezeichnet die Summe von zwischenmensch-

lichen Beziehungen und Bindungen, die während des Heranwachsens der Kinder entstehen. […] Dies ist anhand des 

Einzelfalles zu beurteilen und stellt idR keine erhebliche Rechtsfrage dar.  

Quelle: Rudolf 2020: 355 

 

Äquivalenz: Begriffslücke TN 

Vorschlag:  علاقة بنوُة، علاقة أهل وطفل 

Anm.: Ggf. ist der Begriff in Tunesien vorhanden, damit läge hier nur eine Benennungslücke vor. 

 

:: :: :: :: :: :: :: :: :: :: :: :: :: :: :: :: :: :: :: :: :: :: :: :: :: :: :: :: :: :: :: :: :: :: :: :: :: :: :: :: :: :: :: :: :: :: :: :: :: :: :: :: :: :: :: :: :: :: 

[14] 

entscheidungsfähig 
Kontext: Ein entscheidungsfähiges Wahlkind schließt den Vertrag selbst ab. 

Quelle: § 192 Abs 1 ABGB 

Anm.: Nomen: Entscheidungsfähigkeit,, vgl. § 192 Abs 2 ABGB 

 

 ممي ز 
Kontext:   

ير الذي لم يتم الثالثة عشرة يعد غير مميز وجميع تصرفاته باطلة. صغال  

Quelle: Art 156 PStG  

Anm.: Nomen: تمييز, vgl. § 105 GVV/1906 (Gesetz über Verpflichtungen und Verträge). 

Koll.:  ّالتمييز سن  

--------- 

Def. AT: Entscheidungsfähig ist, wer die Bedeutung und die Folgen seines Handelns im jeweiligen Zusammenhang 

verstehen, seinen Willen danach bestimmen und sich entsprechend verhalten kann. Dies wird im Zweifel bei Voll-

jährigen vermutet. 

Quelle: § 24 ABGB 

Ant.: nicht entscheidungsfähig 

Def. TN: 

  13لتفريق بين الخير والشر، بين النافع والمضرّ، بين الصالح والطالح. ويستعمل مصطلح التمييز بالنسبة إلى السن التي يبلغها الطفل )التمييز قدرة على ا

صادقة ولي أمره. سنة( ويصبح فيها أهلا للالتزام بصفة جزئية مع م  

Quelle: CAWTAR 2021, Erklärung zu Art 105 GVV/1906 

Ant.:  ّزغير ممي , vgl. Art 156 PStG 

Cf.: minderjährig, mündig, volljährig, Handlungsfähigkeit,  رشيد، قاصر 

 

Äquivalenz: Beinahe-Äquivalenz 

 

:: :: :: :: :: :: :: :: :: :: :: :: :: :: :: :: :: :: :: :: :: :: :: :: :: :: :: :: :: :: :: :: :: :: :: :: :: :: :: :: :: :: :: :: :: :: :: :: :: :: :: :: :: :: :: :: :: :: 

[15] 

Entziehung der tatsächlichen Personensorge 
Anm.: Begriffslücke – Übersetzungsvorschlag 

 

 نزع الحضانة
Kontext: 

ها الى شخص اخر  المتبني واسنادزع الحضانة من  تدائية بطلب من وكيل الجمهورية ان تحكم بنللمحكمة الابنه يمكن ن نفس القانون ام 16وورد بالفصل 

 حسبما تقتضيه مصلحة المتبني الخ...

Quelle: KassZ/29577: 2 

--------- 

Erkl. TN:  

ضيه مصلحة المتبنى وذلك  خص آخر حسبما تقتحضانة من المتبني وإسنادها إلى شزع اليمكن للمحكمة الابتدائية بطلب من وكيل الجمهورية أن تحكم بن

 ي أخل بواجباته إخلالا فادحا. إن اتضح أن المتبن

Quelle: Art 16 G27/1958 

Cf.: ضانة الح  
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Äquivalenz: Begriffslücke AT 

 

:: :: :: :: :: :: :: :: :: :: :: :: :: :: :: :: :: :: :: :: :: :: :: :: :: :: :: :: :: :: :: :: :: :: :: :: :: :: :: :: :: :: :: :: :: :: :: :: :: :: :: :: :: :: :: :: :: :: 

[16] 

Erbrecht 
Kontext: Zwischen dem Wahlkind und sienen bei Adoption minderjährigen Nachkommen und dem Wahlvater bzw. 

der Wahlmutter – samt Nachkommen – besteht ein wechselseitiges gesetzliches Erbrecht einschließlich des Pflicht-

teilsrechts. 

Quelle: Deixler-Hübner 2016: 94 

Anm.: Die Benennung ist polysem und bezeichnet auch den Rechtsbereich des Erbrechts. 

 

 الحق  في الميراث 
Kontext: 

تحضن عائلـة طفـلا فاقدا للسنـد و ذلك بصفة نهائية و بمقتضى حكم قضائي يصبح بموجبه الطفــل ابنا شرعيـا )كابن الصلب( للعائلة له وهو أن  التبنّي:  

 .نفس الحقوق و الواجبات حيث يحمل اسم العائلة و له الحق في النفقة و الميراث 

Quelle: INPE 2012a 

 

 الحق  في الإرث 
Kontext: 

 الولد عن نسب أبيه يخرجه من العصبة ويسقط حقه في النفقة والإرث.انقطاع  

Quelle: Art 72 PStG 

--------- 

Erkl. AT: Zu den übrigen Verwandten der Adoptiveltern wird kein Verwandtschaftsverhältnis begründet. Es besteht 

daher auch kein gesetzliches Erbrecht. 

Quelle: Oesterreich.gv.at 2023a: 5/Rechte und Pflichten 

Def. TN: 

 .(eE) قريبالحقّ في الإرث عن 

Quelle: vgl. Art 89 f. PStG 

 

:: :: :: :: :: :: :: :: :: :: :: :: :: :: :: :: :: :: :: :: :: :: :: :: :: :: :: :: :: :: :: :: :: :: :: :: :: :: :: :: :: :: :: :: :: :: :: :: :: :: :: :: :: :: :: :: :: :: 

[17] 

Erwachsenenadoption 
Kontext: Die kollisionsrechtlichen ( § 26 IPRG) […] und materiellen Voraussetzungen ( § 194 Abs 1 Satz 2 ABGB) 

für eine Erwachsenenadoption wurden durch das FamErbRÄG 2004 erhöht. 

Quelle: Rudolf 2020: 355 

--------- 

Erkl.: Adoption einer volljährigen Person; in Österreich zulässig, in Tunesien nicht (eE). 

Ant.: Minderjährigenadoption,  تبنّي ابن قاصر 

 

Äquivalenz: Begriffslücke TN 

Vorschlag:  تبنّي ابن رشيد 

 

:: :: :: :: :: :: :: :: :: :: :: :: :: :: :: :: :: :: :: :: :: :: :: :: :: :: :: :: :: :: :: :: :: :: :: :: :: :: :: :: :: :: :: :: :: :: :: :: :: :: :: :: :: :: :: :: :: :: 

[18] 

Fremdkindadoption 
Kontext: Der VfGH hat auch das Verbot der Fremdkindadoption für gleichgeschlechtliche Paare per 31.12.2015 und 

das Verbot der gleichgeschlechtlichen Ehe per 31.12.2018 33 als verfassungswidrig aufgehoben. 

Quelle: Pierer 2020: 238 

--------- 

Erkl.: Adoption eines nicht mit dem Annehmenden oder seinem Partner/Ehepartner verwandten Kindes (eE). 

Cf.: Stiefkindadoption, Sukzessivadoption 

 

Äquivalenz: Begriffs- bzw. Benennungslücke TN 

Vorschlag:  تبنّي الطفل غير القريب 
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:: :: :: :: :: :: :: :: :: :: :: :: :: :: :: :: :: :: :: :: :: :: :: :: :: :: :: :: :: :: :: :: :: :: :: :: :: :: :: :: :: :: :: :: :: :: :: :: :: :: :: :: :: :: :: :: :: :: 

[19] 

Halb offene Adoption 
Kontext: Die Mutter kann sofort nach der Geburt die Einwilligungserklärung für die Adoption unterschreiben und 

legt die Adoptionsform (Inkognitoadoption, offene Adoption oder halb offene Adoption) fest. 

Quelle: Oesterreich.gv.at 2023a: 1/Allgemeines 

--------- 

Def. AT: Die leiblichen Eltern wissen nicht, wo sich ihr Kind befindet, können jedoch über die Jugendabteilung der 

jeweiligen Bezirkshauptmannschaft, den Magistrat und in Wien das Amt für Jugend und Familie zu den Adoptivel-

tern Kontakt aufbauen und sich auf "neutralem Gebiet" treffen. Auch Briefe oder Fotos können ausgetauscht wer-

den. 

Quelle: Oesterreich.gv.at 2023a: 2/Arten 

Cf.: Inkognitoadoption, offene Adoption 

 

Äquivalenz: Begriffslücke TN 

Vorschlag:   )التبنّي محدود التواصل )مع الأبوين الحقيقيين  

Anm.: Mögliche Zusatzerläuterung: 

 عن طريق مكتب رعاية القاصرين. المتبنّى والأبوين الحقيقيين يتمّ التواصل بين 

:: :: :: :: :: :: :: :: :: :: :: :: :: :: :: :: :: :: :: :: :: :: :: :: :: :: :: :: :: :: :: :: :: :: :: :: :: :: :: :: :: :: :: :: :: :: :: :: :: :: :: :: :: :: :: :: :: :: 

[20] 

Handlungsfähigkeit 

Kontext: Die Entscheidungsfähigkeit ist die Voraussetzung für die Handlungsfähigkeit und diese ist wiederum in 

verschiedene Gruppen unterteilt. 

Quelle: Veith/Doschko 2022: 14 

 

 أهلية الأداء
Kontext: 

ء. ويصنفها الفقهاء إلى أهلية وجوب وأهلية أدا  

Quelle: 

Koll:  فاقد الأهلية، كامل الأهلية 

--------- 

Def. AT: Als Handlungsfähigkeit wird die Fähigkeit bezeichnet, durch eigenes Verhalten Rechte und Pflichten zu 

begründen. 

Quelle: Oesterreich.gv.at 2023b: Handlungsfähigkeit 

Def. TN: 

 ه. تصرف القانوني وممارسة حقوقه بصفة تنتج آثارها في حقه وذمت هي تخول الشخص من الأما أهلية الأداء، ف
Quelle: Maḥmūd/Dūlā 2015: 410 

Cf.: entscheidungsfähig, minderjährig, mündig, volljährig,  مميّز، قاصر، رشيد 

 

Äquivalenz: Beinahe-Äquivalenz 

 

:: :: :: :: :: :: :: :: :: :: :: :: :: :: :: :: :: :: :: :: :: :: :: :: :: :: :: :: :: :: :: :: :: :: :: :: :: :: :: :: :: :: :: :: :: :: :: :: :: :: :: :: :: :: :: :: :: 

[21] 

Informations- und Äußerungsrechte 
Kontext: Die Informations- und Äußerungsrechte stehen dem – niemals mit der Mutter verheiratet gewesenen Vater 

in gleicher Weise zu wie einem geschiedenen Elternteil […]. 

Quelle: Deixler-Hübner 2016: 86 

--------- 

Erkl. AT: Der nicht mit der Obsorge betraute Elternteil muss vom Obsorgeberechtigten von wichtigen Angelegen-

heiten, die das Kind betreffen, rechtzeitig verständigt werden. Dazu darf er sich auch äußern. Diese Äußerung ist zu 

berücksichtigen, wenn der darin ausgedrückte Wunsch dem Wohl des Kindes besser entspricht. 

Quelle: BMVRDJ 2018: 10 f. 

 

Äquivalenz: Begriffslücke TN 

Vorschlag:  ء الرأي في شأنه أخبار الطفل وفي إدلا معرفة الحقّ في  
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:: :: :: :: :: :: :: :: :: :: :: :: :: :: :: :: :: :: :: :: :: :: :: :: :: :: :: :: :: :: :: :: :: :: :: :: :: :: :: :: :: :: :: :: :: :: :: :: :: :: :: :: :: :: :: :: :: :: 

[22] 

Inkognitoadoption 
Kontext: Mit dem Institut der Inkognitoadoption soll vor allem das Bedürfnis sichergestellt werden, dass sich ein 

ungestörtes Eltern-Kind-Verhältnis unbeeinflusst von der Ursprungsfamilie entwickeln kann. 

Quelle: Deixler-Hübner 2021: 341 

--------- 

Erkl. AT: Die Vertragsteile können durch übereinstimmenden Antrag die Bewilligung der Annahme eines Minder-

jährigen von der Bedingung abhängig machen, dass alle oder einzelne der Zustimmungs- und Anhörungsberechtig-

ten, ausgenommen der Kinder- und Jugendhilfeträger, auf die Mitteilung des Namens und des Wohnorts des An-

nehmenden und auf die Zustellung des Bewilligungsbeschlusses verzichten. 

Quelle: § 88 AußStrG 

Cf.: halb offene Adoption, offene Adoption 

 

Äquivalenz: Begriffslücke TN 

Vorschlag: وين الحقيقيين( التبنّي مقطوع التواصل )مع الأب  

Anm.: Mögliche Zusatzerläuterung: 

 .ينقطع فيه التواصل والتزاور بين الأبوين الحقيقيين والمتبنّى بشكل تامّ 

 

:: :: :: :: :: :: :: :: :: :: :: :: :: :: :: :: :: :: :: :: :: :: :: :: :: :: :: :: :: :: :: :: :: :: :: :: :: :: :: :: :: :: :: :: :: :: :: :: :: :: :: :: :: :: :: :: :: :: 

[23] 

Kindeswohl  
Kontext: In positiver Hinsicht wird das „Kindeswohl“ aber zur bisherigen Lage des Kindes relativiert werden müs-

sen; d. h. es darf nicht genügen, daß die Adoption irgendeinem Kindeswohl entspricht, sondern die Entwicklungs-

chancen des Kindes müssen sich durch die Adoption verbessern! 

Quelle: Schwimann 1973: 348 

 

Wohl des Kindes 
Kontext: In allen das minderjährige Kind betreffenden Angelegenheiten, insbesondere der Obsorge und der persön-

lichen Kontakte, ist das Wohl des Kindes (Kindeswohl) als leitender Gesichtspunkt zu berücksichtigen und best-

möglich zu gewährleisten. 

Quelle: § 138 ABGB 

Anm.: Verwendung auch in Verbindungen wie „Wohl des nicht eigenberechtigten Kindes“ (vgl. Oesterreich.gv.at 

2023a: 4/Ablauf). 

 

 مصلحة الطفل
Kontext: 

 ويمكن للحاكم إعفاء طالب التبني الذي فقد زوجه بالموت أو بالطلاق من شرط التزوج إذا اقتضت مصلحة الطفل ذلك. 

Quelle: Art 9 G27/1958 

Anm.: Auch hier wird das Wort „مصلحة“ (Interesse, Nutzen) sowohl alleinstehend als auch in anderen Verbindungen 

wie z. B. „ملصحة المتبنّى“ (im Interesse/zum Wohl des Adoptivkindes) genutzt (Art 16 G27/1958). 

 

 مصلحة الطفل الفضلى
Kontext: 

للطفل   المجلة  أفراد تضمن هذه  أبويه وبقية  المحافظة بصورة منتظمة على علاقات شخصية وعلى اتصالات بكلا  أحدهما حق  أو  أبويه  المنفصل عن 

 عائلته إلا إذا قررت المحكمة المختصة خلاق ذلك وفقا لمصلحة الطفل الفضلى. 

Quelle: Art 11 G92/1995 

--------- 

Erkl. AT: In allen das minderjährige Kind betreffenden Angelegenheiten, insbesondere der Obsorge und der persön-

lichen Kontakte, ist das Wohl des Kindes (Kindeswohl) als leitender Gesichtspunkt zu berücksichtigen und best-

möglich zu gewährleisten. 

Quelle: § 138 ABGB 

Def. TN: 

الطفل بها، ولذلك قد لا يستقيم إطلاق صيغة الجمع على هذه المصلحة التي لا تكون حسب تقديرنا..اختيا الحلول وأصلح الوضعيات لتمتيع  . ر أفضل 

 صيغة التفضيل ألا مفردا. ل

Quelle: aš-Šūrābī 1999, zit. bei al-Yirmānī Ġirbāl 2006: 11 (ohne Angabe der Seitenzahl der Originalquelle) 
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Äquivalenz: Beinahe-Äquivalenz, da Ziel und Funktion sowie die Unbestimmtheit des Begriffs (Interpretation je 

nach Einzelfall) in beiden Systemen übereinstimmen. 

 

:: :: :: :: :: :: :: :: :: :: :: :: :: :: :: :: :: :: :: :: :: :: :: :: :: :: :: :: :: :: :: :: :: :: :: :: :: :: :: :: :: :: :: :: :: :: :: :: :: :: :: :: :: :: :: :: :: :: 

[24] 

Kontaktrecht 
 

Kontext: Das Kontaktrecht, früher Besuchsrecht genannt, sollte grundsätzlich einvernehmlich zwischen beiden El-

ternteilen und dem Kind geregelt werden. Können sich diese nicht einigen, muss das Gericht eine Regelung darüber 

treffen. 

Quelle: Oesterreich.gv.at 2023c: 3/Kontaktrecht 

 

في زيارة المحضون  الحق    
Kontext: 

 .وبالحضانة وبزيارة المحضونذ ولو بدون طلب جميع القرارات الفورية الخاصة بسكنى الزوجين وبالنفقة خ على قاضي الأسرة أن يتو

Quelle: Art 32 PStG 

 

الزيارة  حق    
Kontext: 

 .قاضي الأسرة في ذلك مصلحة المحضونإذا توُفّي أحد والدي المحضون فلجديهّ ممارسة حق الزيارة ويرُاعي 

 

Quelle: Art 66 (wdh.) PStG 

--------- 

Erkl. AT: Jeder Elternteil und das Kind haben gesetzlich das Recht, einander zu treffen. 

Quelle: Oesterreich.gv.at 2023c: 3/Kontaktrecht 

Erkl. TN:  

ع الآخر من زيارته ومن تعهده ]...[. الولد متى كان عند أحد الأبوين لا يمن  

Quelle: Art 66 PStG 

 

Äquivalenz: Beinahe-Äquivalenz 

 

:: :: :: :: :: :: :: :: :: :: :: :: :: :: :: :: :: :: :: :: :: :: :: :: :: :: :: :: :: :: :: :: :: :: :: :: :: :: :: :: :: :: :: :: :: :: :: :: :: :: :: :: :: :: :: :: :: :: 

[25] 

legitime Abstammung 
Anm.: Begriffslücke – Übersetzungsvorschlag 

 

 النسب
Kontext:  

 بشهادة شاهدين من أهل الثقة فأكثر. يثبت النسب بالفراش أو بإقرار الأب أو 
Quelle: Art 68 PStG 

Anm.: Polysem - hier ist die eheliche Abstammung vom Vater gemeint, das Wort kann aber auch für die Abstam-

mung von Vater oder Mutter stehen. 

 وةن  ب  ال
Kontext: 

 النفقة والرعاية من ولاية وحضانة إلى أن يبلغ سن الرشد أو بعده في الحالات المنصوص عليها بالقانون.ويخوّل للطفل الذي تثبت بنوته الحق في 

Quelle: Abs 4 Art 3 (wdh.) G75/1998 

--------- 

Erkl. TN: 

ب ويثبت. فنسب الولد لأمّه رابطة واقعية تثبت  ولا تكفي العلاقة الدمويةّ بين الوالد والمولود لإثبات نسب الإبن لأبيه وإنما يشترط فيها الشرعية ليقوم النس 

فهي أساسا رابطة قانونية لا بدّ لها من الشرعية سندا   في أغلب الحالات بمجرد الولادة ]...[ سواء كانت شرعيّة أم غير شرعيةّ، أما رابطة الولد لأبيه

لإستلحاق إذا توفّرت شروطه. فالنسب في القانون التونسي لا يشمل البنوة  وعمادا لتقوم لذا فهي لا تثبت إلا عن طريق الزّواج الصّحيح أو الفاصد أو ا 

ال الشخصية. الطبيعية ولايتعلق بنسب الأم الذي لم يتطرق له المشرع في مجلة الاحو  

Quelle: Maḥmūd/Dūla 2015: 309 

Cf.: Abstammung,  ّنسب الأب والأم 

 

Äquivalenz: Begriffslücke im Deutschen 
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Anm.: Je nach Skopos ist auch eine Lexementlehnung („nasab“) möglich. 

 

:: :: :: :: :: :: :: :: :: :: :: :: :: :: :: :: :: :: :: :: :: :: :: :: :: :: :: :: :: :: :: :: :: :: :: :: :: :: :: :: :: :: :: :: :: :: :: :: :: :: :: :: :: :: :: :: :: :: 

[26] 

leibliche Eltern 
Kontext: Die im Erbrecht begründeten Rechte zwischen den leiblichen Eltern und deren Verwandten einerseits und 

dem Wahlkind und dessen im Zeitpunkt des Wirksamwerdens der Annahme minderjährigen Nachkommen anderer-

seits bleiben aufrecht. 

Quelle: § 199 Abs 1 ABGB 

 

 حقيقيانالبوان الأ
Kontext: 

 .. ين .اظ على حقه المشروع في الانتساب لابويه الحقيقيف... وهو حق ينضوي تحت حرية الشخص وحقه كانسان في الح
Quelle: KassZ/29577: 3 

 

 صليانالأبوان الأ
Kontext:  

تتحقق الا بارجاعها لابويها الاصليين...صلحة المتبناة لا  المذكورة معتبرا موحيث تجلى مما سلف ابرازه ان القرار المعقب لما قضى بالصورة    

Quelle: KassZ/29577: 4 

--------- 

Erkl.: Leibliche Eltern des Adoptivkindes (eE). 

Quelle: s. Kontextsätze 

Cf.: verdrängte Elternteile 

 

Äquivalenz: Beinahe-Äquivalenz 

 

:: :: :: :: :: :: :: :: :: :: :: :: :: :: :: :: :: :: :: :: :: :: :: :: :: :: :: :: :: :: :: :: :: :: :: :: :: :: :: :: :: :: :: :: :: :: :: :: :: :: :: :: :: :: :: :: :: :: 

[27] 

leibliches Kind 
Kontext: […] im übrigen sind wirtschaftliche Belange nicht zu beachten, außer der Annehmende handelt in der 

ausschließlichen oder überwiegenden Absicht, ein leibliches Kind zu schädigen. 

Quelle: § 194 Abs 2 ABGB 

 

 حقيقيال طفلال
Kontext:   

 تلتزم العائلات بمعاملة الأطفال الذين أودعوا عندهم معاملة أطفالهم الحقيقيين. 

Quelle: Art 5 G47/1967 

 

 صلب الابن 
Kontext:  

يـا )كابن الصلب( للعائلة له وهو أن تحضن عائلـة طفـلا فاقدا للسنـد و ذلك بصفة نهائية و بمقتضى حكم قضائي يصبح بموجبه الطفــل ابنا شرعالتبنّي:  

 .نفس الحقوق و الواجبات حيث يحمل اسم العائلة و له الحق في النفقة و الميراث 

Quelle: INPE 2012a 

--------- 

Erkl.: Kind mit leiblicher Abstammung von einem oder mehreren Verfahrensbeteiligten (eE). 

 

Äquivalenz: Beinahe-Äquivalenz 

 

:: :: :: :: :: :: :: :: :: :: :: :: :: :: :: :: :: :: :: :: :: :: :: :: :: :: :: :: :: :: :: :: :: :: :: :: :: :: :: :: :: :: :: :: :: :: :: :: :: :: :: :: :: :: :: :: :: :: 

[28] 

minderjährig 
Kontext: Die Annahme eines minderjährigen Kindes ist zu bewilligen, wenn sie dessen Wohl dient und eine dem 

Verhältnis zwischen leiblichen Eltern und Kindern entsprechende Beziehung besteht oder hergestellt werden soll. 

Quelle: § 194 Abs 1 ABGB 

Anm.: Nomen: Minderjährigkeit 
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 قاصر 
Kontext: 

 ينبغي أن يكون المتبنى طفلا قاصرا ذكرا أو أنثى.
Quelle:  Art 12 G27/1958 

 

 صغير 
Kontext: 

 لا يمكن ترشيد الضغير إذا لم يتم الخامسة عشرة. 
Quelle: § 159 PStG 

Anm.: Wird meist als Personenbezeichnung, nicht als Adjektiv verwendet; Nomen für Minderjährigkeit:   غرص . 

--------- 

Def. AT: Personen, die noch nicht 18 Jahre alt sind, sind minderjährig. 

Quelle: Oesterreich.gv.at 2023b/Minderjährigkeit 

Ant.: volljährig 

 

Erkl. TN: 

عليه لسبب من الأسباب غير الصغر إذا أتم الصغير المولى عليه "الثامانية عشر عاما كاملة" ولم يسبق صدور حكم بالتحجير  

 .فاته نافذةه المدنية وتكون جميع تصرفإنه يصبح وجوبا رشيدا له كامل الأهلية بمباشرة حقوق
Quelle: § 158 PStG 

Ant.: volljährig, رشيد 
Cf.: entscheidungsfähig, mündig, volljährig, Handlungsfähigkeit,  مميّز، رشيد، أهلية الأداء 

 

Äquivalenz: Beinahe-Äquivalenz  

 

:: :: :: :: :: :: :: :: :: :: :: :: :: :: :: :: :: :: :: :: :: :: :: :: :: :: :: :: :: :: :: :: :: :: :: :: :: :: :: :: :: :: :: :: :: :: :: :: :: :: :: :: :: :: :: :: :: :: 

[29] 

Minderjährigenadoption 
Kontext: Voraussetzung der Minderjährigenadoption ist erstens, dass eine zwischen leiblichen Eltern und Kindern 

entsprechende Beziehung besteht oder zumindest beabsichtigt – und auch realisierbar […] ist, und zweitens, dass sie 

dem Kindeswohl dient […]. 

Quelle: Nademleinsky 2021a: 166 

 

 تبن ي ابن قاصر 
Anm.: Disjunktion – Übersetzungsvorschlag zur Verdeutlichung des österreichischen Begriffs. 

--------- 

Erkl.: Adoption einer Person unter 18 Jahren (eE). 

Quelle: vgl. Eintrag „minderjährig“ 

Ant.: Erwachsenenadoption,  تبنّي ابن رشيد 

 

Äquivalenz: Disjunktion 

Anm.: In Tunesien gibt es ausschließlich die Minderjährigenadoption, sie wird also durch bezeichnet. 

 

:: :: :: :: :: :: :: :: :: :: :: :: :: :: :: :: :: :: :: :: :: :: :: :: :: :: :: :: :: :: :: :: :: :: :: :: :: :: :: :: :: :: :: :: :: :: :: :: :: :: :: :: :: :: :: :: :: :: 

[30] 

mündig 
Kontext: Im Zweifel wird das Vorliegen der Entscheidungsfähigkeit bei mündigen Minderjährigen auch in Angele-

genheiten der Annahme an Kindesstatt vermutet. 

Quelle: § 192 Abs 2 ABGB 

Koll.: mündiger Minderjähriger 

Anm.: Nomen: Mündigkeit 

--------- 

Def. AT: Unmündige Minderjährige (Personen zwischen 7 und 14 Jahren) und mündige Minderjährige (Personen 

zwischen 14 und 18 Jahren) sind eingeschränkt geschäftsfähig. 

Quelle: Oesterreich.gv.at 2023b/Minderjährigkeit 

Cf.: entscheidungsfähig, minderjährig, volljährig, Handlungsfähigkeit,  مميّز، قاصر، رشيد، أهلية الأداء 
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Äquivalenz: Begriffslücke TN 

Vorschlag:  ً  قاصر مميّز أتمّ الأربعة عشر عاما

 

:: :: :: :: :: :: :: :: :: :: :: :: :: :: :: :: :: :: :: :: :: :: :: :: :: :: :: :: :: :: :: :: :: :: :: :: :: :: :: :: :: :: :: :: :: :: :: :: :: :: :: :: :: :: :: :: :: :: 

[31] 

Obsorge 
Kontext: Wer mit der Obsorge für ein minderjähriges Kind betraut ist, hat es zu pflegen und zu erziehen, sein Ver-

mögen zu verwalten und es in diesen sowie allen anderen Angelegenheiten zu vertreten; Pflege und Erziehung sowie 

die Vermögensverwaltung umfassen auch die gesetzliche Vertretung in diesen Bereichen. 

Quelle: § 158 ABGB 

Koll.: mit der Obsorge betraut sein 

 

 الحضانة والولاية 
Kontext: 

 .بصلاحيات الولاية فيما يتعلقّ بسفر المحضون ودراسته والتصرّف في حساباته الماليةتتمتعّ الأم في صورة إسناد الحضانة إليها و

Quelle: Art 67 PStG 

--------- 

Def. AT: Als Obsorge bezeichnet man die elterlichen Rechte und Pflichten gegenüber minderjährigen Kindern (bis 

zum 18. Geburtstag). Sie umfasst die Pflege und Erziehung, die Vermögensverwaltung sowie die entsprechende 

gesetzliche Vertretung. 

Quelle: BMVRDJ 2018: 1 

Def. 1 TN: 

 الحضانة حفظ الولد في مبيته والقيام بتربيته. 

Quelle:  Art 54 PStG 

Def. 2 TN: 

التي تتسلط على حقوق وواجبات القاصر الشخصية، كحقهّ في التربية والتعليم وحقه في الوزاج، وثانيا الولاية على  تشمل الولاية أولا الولاية على النفس  

 المال وتتعلق بالتصرف في أمواله.

Quelle: Maḥmūd/Dūla 2015: 402 

Cf.: tatsächliche Personensorge, Unterhalt,  الحضانة، النفقة 

 

Äquivalenz: Disjunktion, da die Obsorge in Tunesien aufgeteilt ist in die tatsächliche Personensorge ( حضانةال ) und 

die Vormundschaft ( لايةالو ). 

 

:: :: :: :: :: :: :: :: :: :: :: :: :: :: :: :: :: :: :: :: :: :: :: :: :: :: :: :: :: :: :: :: :: :: :: :: :: :: :: :: :: :: :: :: :: :: :: :: :: :: :: :: :: :: :: :: :: :: 

[32] 

offene Adoption 
Kontext: Die Mutter kann sofort nach der Geburt die Einwilligungserklärung für die Adoption unterschreiben und 

legt die Adoptionsform (Inkognitoadoption, offene Adoption oder halb offene Adoption) fest. 

Quelle: Oesterreich.gv.at 2023a: 1/Allgemeines 

--------- 

Def. AT: Die leiblichen Eltern erfahren, wo sich ihr Kind befindet und haben die Möglichkeit, Kontakt zu den 

Adoptiveltern und/oder dem Kind aufzubauen. 

Quelle: Oesterreich.gv.at 2023a: 2/Arten 

Cf.: halb offene Adoption, Inkognitoadoption 

 

Äquivalenz: Begriffslücke TN 

Vorschlag: مع الأبوين الحقيقيين(   تبنّي مع تواصل مفتوح(  
Anm.: Mögliche Zusatzerläuterung:  بشكل حرّ. لحقيقيينالمتبنّى والأبوين ايسُمح فيه بالتواصل بين  

 

:: :: :: :: :: :: :: :: :: :: :: :: :: :: :: :: :: :: :: :: :: :: :: :: :: :: :: :: :: :: :: :: :: :: :: :: :: :: :: :: :: :: :: :: :: :: :: :: :: :: :: :: :: :: :: :: :: :: 

[33] 

Stiefkindadoption 
Kontext: Seit 2013 ist die Stiefkindadoption auch für gleichgeschlechtliche Paare möglich. 

Quelle: Oesterreich.gv.at 2023a: 3/Stiefkindadoption 

 

الزوج  ابنتبن ي   
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Kontext:  

الصورة التي يكون فيها المتبنى ابن    ينبغي أن يكون الفرق بين عمر المتبني وعمر المتبنى خمس عشرة سنة على الأقل إلا في

 . زوج المتبني
Quelle: Art 10 G27/1958 

Anm.: Benennungslücke, der Übersetzungsvorschlag basiert auf dem Kontextsatz. 

--------- 

Def. AT: Die Stiefkindadoption ist die Adoption eines Kindes durch die Partnerin/den Partner des leiblichen Eltern-

teils (z.B. die Adoption des Stiefsohnes durch den Stiefvater). 

Quelle: Oesterreich.gv.at 2023a: 3/Stiefkindadoption 

Anm.: Auch für eingetragene Partner und Lebensgemeinschaften möglich. 

Cf.: Fremdkindadoption, Sukzessivadoption 

 

Erkl. TN: 

 . (eE) الابن الحقيقي للزوجتبنّي  

Quelle: vgl. Kontexsatz 

 

Äquivalenz: Teiläquivalenz; der Begriffsumfang ist in Österreich größer. 

 

:: :: :: :: :: :: :: :: :: :: :: :: :: :: :: :: :: :: :: :: :: :: :: :: :: :: :: :: :: :: :: :: :: :: :: :: :: :: :: :: :: :: :: :: :: :: :: :: :: :: :: :: :: :: :: :: :: :: 

[34] 

Sukzessivadoption 
Kontext: Sowohl eine Stiefkindadoption als auch eine Sukzessivadoption sind zulässig. 

Quelle: Rudolf 2020: 350 

--------- 

Def. AT: Seit der Aufhebung des § 191 Abs 2 Satz 1 ABGB durch den VfGH 194 wegen Verstoßes gegen Art 8 

iVm Art 14 EMRK mit Wirkung ab 1.1.2016 ist eine sog Sukzessivadoption, dh die Adoption des von einem Partner 

in die Beziehung eingebrachten Wahlkindes, sowohl durch Ehegatten und eingetragene Partner als auch durch Le-

bensgefährten zulässig. 

Quelle: Rudolf 2020: 364 f. 

Cf.: Fremdkindadoption, Stiefkindadoption 

 

Äquivalenz: Begriffslücke TN 

Vorschlag:  الإلحاق في التبنّي 

Anm.: Zur Unterscheidung zwischen Ehe und Partnerschaft:   المتبنّى قبل الزواجتبنّي ابن الزوج  oder 

ً الابن المتبنّى  ينّ بت اة. شريك الحيمن قبل  سابقا  

 

:: :: :: :: :: :: :: :: :: :: :: :: :: :: :: :: :: :: :: :: :: :: :: :: :: :: :: :: :: :: :: :: :: :: :: :: :: :: :: :: :: :: :: :: :: :: :: :: :: :: :: :: :: :: :: :: :: :: 

[35] 

tatsächliche Personensorge 
Anm.: Begriffslücke – Übersetzungsvorschlag 

 

 حضانةال
Kontext: 

 الحضانة من حقوق الأبوين ما دامت الزوجية مستمرة بينهما. 

Quelle: Art 57 PStG 

Koll.:  مستحقّ الحضانة 

--------- 

Def. TN: 

 الحضانة حفظ الولد في مبيته والقيام بتربيته. 

Quelle:  Art 54 PStG 

Cf.: Obsorge, انة والولاية حضال  

 

Äquivalenz: Begriffslücke AT 

Anm.: Begriff aus dem islamischen Recht, die Details der Zuständigkeiten sind geregelt in Art 54-67 PStG. Je nach 

Skopos ist auch eine Lexementlehnung möglich. 
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:: :: :: :: :: :: :: :: :: :: :: :: :: :: :: :: :: :: :: :: :: :: :: :: :: :: :: :: :: :: :: :: :: :: :: :: :: :: :: :: :: :: :: :: :: :: :: :: :: :: :: :: :: :: :: :: :: :: 

[36] 

Unterhalt 
Kontext: Dem Vorfahren wird der „angemessene“, nicht nur der „notwendige“ Unterhalt geschuldet; die Unterhalts-

pflicht greift jedoch nur ein, wenn die Eltern oder Großeltern nicht imstande sind, sich selbst zu erhalten. 

Quelle: Koziol et al. 2014: 600 

 

 النفقة 
Kontext: 

 .الإرثا تعددّ الأولاد وزعت النفقة على اليسار لا على الرؤوس ولا على إذ

Quelle: Art 45 PStG 

--------- 

Def. AT: Unter Unterhalt versteht man Leistungen zur Sicherstellung des Lebensbedarfs einer Person. Anspruch auf 

Unterhalt haben unter bestimmten Voraussetzungen beispielsweise Kinder, Eltern, Ehepartnerin/Ehepartner. 

Quelle: Oesterreich.gv.at 2023b: Unterhalt 

Def. TN: 

 . الإلزام سباب النفقة: الزوجية والقرابة وأ

 .شمل النفقة الطعام والكسوة والمسكن والتعليم وما يعتبر من الضروريات في العرف والعادةت

Quelle: Art 37, 50 PStG 

Cf.: Obsorge,  الحضانة والولاية 

 

Äquivalenz: Beinahe-Äquivalenz 

Anm.: Beinahe-Äquivalenz im allgemeinen Kontext der Adoption; Rechte und Pflichten sind in Tunesien jedoch 

geschlechtsspezifisch verteilt, vgl. Art 37-53 PStG. 

 

:: :: :: :: :: :: :: :: :: :: :: :: :: :: :: :: :: :: :: :: :: :: :: :: :: :: :: :: :: :: :: :: :: :: :: :: :: :: :: :: :: :: :: :: :: :: :: :: :: :: :: :: :: :: :: :: :: :: 

[37] 

verdrängter Elternteil 
Kontext: Dem nicht verdrängten leiblichen Elternteil gegenüber hat das Gericht das Erlöschen auszusprechen, wenn 

dieser dem zustimmt. 

Quelle: § 197 Abs 3 ABGB 

--------- 

Def. AT: Als Folge der Adoption verliert der verdrängte Elternteil seine aus dem Eltern-Kind-Verhältnis erwach-

senden Rechte […], insb das elterliche Obsorge- und Kontaktrecht […] sowie Informations- und Äußerungsrecht. 

Quelle: Nademleinsky 2021a: 171 

Cf.: leibliche Eltern 

 

Äquivalenz: Benennungs- oder Begriffslücke TN 

Vorschlag:  الوالد المستبدلَ، الوالدة المستبدلة 

Anm.: Der Begriff kann (für Vater oder Mutter) näher erläuert werden: 

 .الوالد الحقيقي المتخلّي عن الطفل الذي انقطعت العلاقات الأسرية معه

 

:: :: :: :: :: :: :: :: :: :: :: :: :: :: :: :: :: :: :: :: :: :: :: :: :: :: :: :: :: :: :: :: :: :: :: :: :: :: :: :: :: :: :: :: :: :: :: :: :: :: :: :: :: :: :: :: :: :: 

[38] 

volljährig 
Kontext: Ist das Wahlkind volljährig, so ist die Annahme nur zu bewilligen, wenn die Antragsteller nachweisen, 

dass bereits ein enges, der Beziehung zwischen leiblichen Eltern und Kindern entsprechendes Verhältnis vorliegt 

[…]. 

Quelle: § 194 Abs 1 ABGB 

Anm.: Nomen: Volljährigkeit 

 

 رشيد 
Kontext:  

 ينبغي أن يكون المتبني شخصا رشيدا ذكرا أو أنتى ]...[.  

Quelle: Art 9 G27/1958 

Anm.: Wird auch als Nomen bzw. Personenbezeichnung verwendet; Nomen für Volljährigkeit: رُشْد. 

--------- 
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Def. AT: Mit ihrem 18. Geburtstag wird eine Person in Österreich volljährig und damit voll geschäftsfähig. 

Quelle: Oesterreich.gv.at 2023b/Volljährigkeit 

Ant.: Minderjährigkeit 

Cf.: minderjährig, mündig, entscheidungsfähig, Handlungsfähigkeit,  قاصر، مميّز، أهلية الأداء 

 

Def. TN:  

ه حكم بالتحجير عليه لسبب من الأسباب غير الصغر فإنه يصبح وجوبا رشيدا ل نية عشر عاما كاملة" ولم يسبق صدور إذا أتم الصغير المولى عليه "الثاما

 .باشرة حقوقه المدنية وتكون جميع تصرفاته نافذةكامل الأهلية بم

Quelle: Art 157 PStG 

Ant.: قاصر، صغير 

Cf.: minderjährig, mündig, entscheidungsfähig, Handlungsfähigkeit, ،  ز، أهلية الأداء اصر، مميّ ق  

 

Äquivalenz: Beinahe-Äquivalenz 

:: :: :: :: :: :: :: :: :: :: :: :: :: :: :: :: :: :: :: :: :: :: :: :: :: :: :: :: :: :: :: :: :: :: :: :: :: :: :: :: :: :: :: :: :: :: :: :: :: :: :: :: :: :: :: :: :: :: 

[39] 

Wahleltern 
Kontext: Die Wahleltern müssen das fünfundzwanzigste Lebensjahr vollendet haben. 

Quelle: § 193 Abs 1 ABGB 

 

Annehmende (Pl.) 
Kontext: Die Annehmenden, also die Wahleltern, müssen mindestens 25 Jahre alt sein. 

Quelle: Oesterreich.gv.at 2023a: 4/Ablauf 

 

Adoptiveltern 
Kontext: Beide zukünftigen Adoptiveltern müssen der Adoption zustimmen. 

Quelle: Oesterreich.gv.at 2023a: 4/Ablauf 

--------- 

Erkl. AT: Personen, die ein Kind annehmen bzw. angenommen haben (eE). 

Quelle: vgl. Kontextsätze 

Cf.: Hyponyme: Annehmende/r, Wahlmutter, Wahlvater  

 

Äquivalenz: Begriffslücke, da in Tunesien nur eine Einzelperson adoptieren kann. 

Vorschlag: متبنيّان الن بواالأ  

 

:: :: :: :: :: :: :: :: :: :: :: :: :: :: :: :: :: :: :: :: :: :: :: :: :: :: :: :: :: :: :: :: :: :: :: :: :: :: :: :: :: :: :: :: :: :: :: :: :: :: :: :: :: :: :: :: :: :: 

[40] 

Wahlelternteil 
Kontext: Bei der Adoption durch eine Einzelperson […] ersetzt der Wahlelternteil den leiblichen Elternteil seines 

Geschlechts […]. 

Quelle: Nademleinsky 2021a: 171 

 

Adoptivelternteil 
Kontext: Der Adoptivelternteil tritt an die Stelle des entsprechenden leiblichen Elternteils. 

Quelle: Oesterreich.gv.at 2023a: 4/Ablauf 

 

Annehmender 
Kontext: Die Annahme an Kindesstatt kommt durch schriftlichen Vertrag zwischen dem Annehmenden und dem 

Wahlkind und durch gerichtliche Bewilligung auf Antrag eines Vertragsteiles zustande. 

Quelle: § 192 Abs 1 ABGB 

 

 متبن ي ال
Kontext:  

 ينبغي أن يكون الفرق بين عمر المتبني وعمر المتبنى خمس عشرة سنة على الأقل ]...[. 

Quelle: Art 10 PStG 

--------- 

Erkl. Ö.: Bezeichnung für eine Einzelperson, die ein Kind adoptiert/hat (eE). 

Erkl. TN: Part. Akt. von „adoptieren“ (تبنّى). 
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Cf.: Wahlmutter, Wahlvater; Wahleltern (Hyperonym) 

 

Äquivalenz: Beinahe-Äquivalenz 

 

:: :: :: :: :: :: :: :: :: :: :: :: :: :: :: :: :: :: :: :: :: :: :: :: :: :: :: :: :: :: :: :: :: :: :: :: :: :: :: :: :: :: :: :: :: :: :: :: :: :: :: :: :: :: :: :: :: :: 

[41] 

Wahlkind 
Kontext: Ist das Wahlkind volljährig, so ist die Annahme nur zu bewilligen, wenn die Antragsteller nachweisen, 

dass bereits ein enges, der Beziehung zwischen leiblichen Eltern und Kindern entsprechendes Verhältnis vorliegt 

[…]. 

Quelle: § 194 Abs 1 ABGB 

 

Adoptivkind 
Kontext: Die Annahme eines Adoptivkindes kann durch ein Ehepaar, durch eine Einzelperson oder durch eingetra-

gene Partner erfolgen.  

Quelle: Oesterreich.gv.at 2023a: 4/Ablauf 

 

متبن ى ال  
Kontext: 

 لا قاصرا ذكرا أو أنثى. ينبغي أن يكون المتبنى طف

Quelle: Art 12 PStG 

Anm.: Verwendung auch als Adjektiv, beispielsweise „ المتبناّة البنت  “ (KassZ/29577: 3). 

--------- 

Def. AT: Das Kind, das adoptiert wird, wird Adoptivkind oder Wahlkind genannt.  

Quelle: Oesterreich.gv.at 2023b/Adoptivkind 

Anm.: Das Wahlkind kann auch volljährig sein, vgl. Kontextsatz. 

Erkl. TN: Part. Pass. des Verbs „adoptieren“ (تبنّى).  

 

Äquivalenz:  Teiläquivalenz: In Tunesien muss das Adoptivkind minderjährig sein, in Österreich ist auch die Er-

wachsenenadoption möglich. 

Vorschlag: Ggf. Übersetzung ins Arabische mit spezifierendem Adjektiv minderjährig/volljährig:  

 راشدا(.  مالمتبنّى )قاصرا كان أ، أو: قاصر  د، متبنّىيرش متبنّى

 

:: :: :: :: :: :: :: :: :: :: :: :: :: :: :: :: :: :: :: :: :: :: :: :: :: :: :: :: :: :: :: :: :: :: :: :: :: :: :: :: :: :: :: :: :: :: :: :: :: :: :: :: :: :: :: :: :: :: 

[42] 

Wahlmutter 
Kontext: Wird das Adoptivkind nur durch eine Wahlmutter/einen Wahlvater adoptiert, erlöschen die familienrecht-

lichen Beziehungen, wie z.B. die Pflege und Erziehung des Kindes, zur leiblichen Mutter/zum leiblichen Vater und 

deren/dessen Verwandten. 

Quelle: Oesterreich.gv.at 2023a: 5/Rechte und Pflichten 

 

 المتبن ية الأم  
Kontext: 

لمتبنية وانتصر في المنازعة كل شقيق لزوجته وضاعت مصلحة  الاتفاق الحالي انعقد على تبني الشقيق ابنة شقيقه والتنازع بين الام الحقيقية والام ا

 المتبناة... 

Quelle: KassZ/29577: 3 f. 

--------- 

Erkl.: Frau, die ein Kind adoptiert/hat (eE). 

Quelle: vgl. Kontextsatz 

 

Äquivalenz: Beinahe-Äquivalenz 

Cf.: Wahlvater; Wahlelternteil; Wahleltern (Hyperonym) 
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:: :: :: :: :: :: :: :: :: :: :: :: :: :: :: :: :: :: :: :: :: :: :: :: :: :: :: :: :: :: :: :: :: :: :: :: :: :: :: :: :: :: :: :: :: :: :: :: :: :: :: :: :: :: :: :: :: :: 

[43] 

Wahlvater 
Kontext: Wird das Adoptivkind nur durch eine Wahlmutter/einen Wahlvater adoptiert, erlöschen die familienrecht-

lichen Beziehungen, wie z.B. die Pflege und Erziehung des Kindes, zur leiblichen Mutter/zum leiblichen Vater und 

deren/dessen Verwandten. 

Quelle: Oesterreich.gv.at 2023a: 5/Rechte und Pflichten 

 

ن ي الأب المتب  
Anm.: Benennungslücke – Übersetzungsvorschlag (vgl. الأمّ المتبنيّة) 

--------- 

Erkl.: Mann, der ein Kind adoptiert/hat (eE). 

Quelle: vgl. Kontextsatz 

Cf.: Wahlmutter; Wahlelternteil; Wahleltern (Hyperonym) 

 

Äquivalenz: Beinahe-Äquivalenz 

 

:: :: :: :: :: :: :: :: :: :: :: :: :: :: :: :: :: :: :: :: :: :: :: :: :: :: :: :: :: :: :: :: :: :: :: :: :: :: :: :: :: :: :: :: :: :: :: :: :: :: :: :: :: :: :: :: :: :: 

[44] 

Widerruf 
Kontext: Folge der ex tunc-Wirkung des Widerrufs ist, dass die erloschenen Beziehungen zu den leiblichen Eltern 

ebenso rückwirkend wieder aufleben. 

Quelle: Nademleinsky 2021a: 174  

 

 الرجوع
Kontext: 

التي يمكن ان تتضرر   [sic]  الطعن فلا يحول دون النظر في مراجعة عقد التبني ما دام العقد في ذاته مؤسسا على مصلحة المتبني... ولكن الرجوع غير  

 ب تغير الاحوال والظروف...بحس

Quelle: KassZ/29577: 3  

Koll:  الرجوع في 

--------- 

Def. AT: Der Widerruf hat rückwirkende Kraft und entspricht damit der Nichtigerklärung einer Ehe. 

Quelle: Koziol et al. 2014: 617 

Erkl. TN: Wortbedeutung „Widerruf, Zurücknahme, Rückgängigmachung“ 

Quelle: Wehr/Kropfitsch 2020: 335 

 

:: :: :: :: :: :: :: :: :: :: :: :: :: :: :: :: :: :: :: :: :: :: :: :: :: :: :: :: :: :: :: :: :: :: :: :: :: :: :: :: :: :: :: :: :: :: :: :: :: :: :: :: :: :: :: :: :: :: 
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Abstract 

 
In der Masterthesis wird auf Grundlage der funktionellen Mikrovergleichung ein Vergleich der 

Rechtsterminologien von Österreich und Tunesien zum Thema Adoption geleistet. Dabei liegt 

der Fokus darauf, wie die Adoption in den beiden Ländern jeweils geregelt sind und welche Be-

griffe dabei wesentlich sind. Aufbauend auf terminologischer Analyse und Vergleich ist das Er-

gebnis der Arbeit ist ein deutsch-arabisches Glossar zum Thema Adoption in Österreich und Tu-

nesien. 

In der Arbeit werden zunächst grundsätzliche Aspekte von Terminologie und Rechtsübersetzung 

diskutiert und dann das Vorgehen der funktionalen Mikrovergleichung als in die Terminologie-

arbeit integrierte Methode vorgestellt. Dies wird daraufhin umgesetzt. Nach einer allgemeinen 

Einordnung der Rechtssysteme von Österreich und Tunesien und der Themeneingrenzung wer-

den die Regelungen in Österreich und Tunesien zunächst separat behandelt und für jedes Land 

der Kontext des Familienrechts sowie das Textkorpus beschrieben, das Gesetzestexte sowie Tex-

te aus Behörden und aus der Rechtswissenschaft umfasst. Danach wird die jeweilige Regelung 

zur Adoption vorgestellt. Schließlich werden die relevanten Begriffe nach ihren Eigenschaften 

geordnet und ihre Beziehungen aufgezeigt. Im letzten Schritt werden die Regelungen der beiden 

Länder verglichen; die Ergebnisse des Vergleichs fließen in das Glossar ein, das somit die wich-

tigsten Begriffe der Adoptionsregelungen zu Personen und Institutionen, komplexen Rechtsinsti-

tute, Vorgängen und Dokumenten umfasst.  

Es hat sich gezeigt, dass der Vergleich gut funktioniert, da die Regelungen sich im Allgemeinen 

ähneln, zugleich aber auch Differenzen vorhanden sind, die Übersetzungsvorschläge nötig ma-

chen. Bezüglich der funktionalen Mikrovergleichung wurde festgestellt, dass die Adoption sich 

nicht über ihre Funktion zur Lösung eines Sachproblems definieren lässt, sondern vielmehr eine 

von mehreren möglichen Lösungen darstellt. Sie lässt sich dagegen über ihr Ziel definieren und 

eingrenzen, nämlich die Herstellung einer Eltern-Kind-Beziehung zwischen nicht biologisch 

verwandten Personen. Dies wurde als Vergleichsgrundlage genutzt. 
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In this master's thesis, the legal terminologies of Austria and Tunisia concerning adoption are 

compared on the basis of functional micro-comparison. The focus is on how adoption is regula-

ted in each of the two countries and which concepts are essential for this. Based on the analysis 

of the concepts and the comparison, a German-Arabic glossary on adoption in Austria and Tuni-

sia is added to the thesis. 

The paper first discusses basic aspects of terminology and legal translation and then introduces 

the approach of functional micro-comparison as a method integrated into terminology work. This 

approach is then implemented. After a general contextualisation of the legal systems of Austria 

and Tunisia and the definition and delimitation of the topic, the regulations in Austria and Tuni-

sia are first treated separately. For each country, the context of family law as well as the text cor-

pus are described. It includes legal texts as well as texts from authorities and from legal science. 

Then, the respective regulations on adoption are presented. Finally, the relevant terms are classi-

fied according to their characteristics and their relationships are shown. In the last step, the regu-

lations of the two countries are compared. The results of the comparison are included in the 

glossary, which thus includes the most important terms of the adoption regulations concerning 

persons and institutions, complex legal concepts, procedures and documents.  

It has been shown that the comparison works well, since the regulations are generally similar, but 

at the same time there are differences between concepts that make suggestions for their translati-

on necessary. Regarding functional micro-comparison, it was found that adoption cannot be de-

fined by its function to solve a problem that needs to be regulated, but rather it is one of several 

possible solutions. However, it is possible to define and delimitate adoption by its goal, namely 

the establishment of a parent-child relationship between persons who are not biologically related. 

This was used as the basis of the comparison. 


